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Vorwort 

 

 

Im Zeitraum vom 23. März bis 20. April 2016 hat der Bundesrat die Berichterstattung über 
die Erfüllung der strategischen Ziele im Geschäftsjahr 2015 durch die bundeseigenen Unter-
nehmen und Anstalten zu Handen der Eidgenössischen Räte verabschiedet. Mit der vorlie-
genden Sammlung der Kurzberichte legt er die wichtigsten Informationen zu Zielerreichung 
und Geschäftsgang auch öffentlich auf.  

Gegenstand der Berichterstattung sind jene verselbständigten Einheiten des Bundes, die 
nach Artikel 8 Absatz 5 des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes über stra-
tegische Ziele geführt werden (AS 2011 5859; www.admin.ch/ch/d/as/2011/5859.pdf). Dazu 
zählen Dienstleister am Markt wie die Swisscom AG oder die RUAG Holding AG, Anstalten 
mit Monopolcharakter wie der ETH-Bereich oder die Schweizerische Exportrisikoversiche-
rung SERV, aber auch Einheiten der Wirtschafts- und Sicherheitsaufsicht wie die Eidgenös-
sische Finanzmarktaufsicht FINMA oder die Eidgenössische Revisionsaufsichtsbehörde 
RAB. Insgesamt umfasst das Portfolio der verselbständigten und vom Bund beherrschten 
Einheiten 18 Unternehmen und Anstalten. 

Die Kurzberichterstattung des Bundesrates nimmt in der Corporate Governance des Bundes, 
d.h. im eignerpolitischen System von Steuerung und Kontrolle eine wesentliche Bedeutung 
ein. Mit ihr legt der Bundesrat Rechenschaft darüber ab, inwiefern die verselbständigten Ein-
heiten die jeweils für vier Jahre festgelegten Eignerziele mit Blick auf ihren Versorgungsauf-
trag und ihre unternehmerischen Leistungen erfüllt haben. Im Verbund mit weiteren Elemen-
ten der Berichterstattung trägt er so dazu bei, dass die eidgenössischen Räte und ihre Or-
gane die parlamentarische Oberaufsicht in der Eignerpolitik des Bundes wahrnehmen kön-
nen und in der Lage sind, bei Bedarf auf die Steuerung und Kontrolle Einfluss zu nehmen. 

Die vorliegenden Kurzberichte liefern für jede verselbständigte Einheit die wichtigsten Infor-
mationen in kompakter und standardisierter Form: Angeführt von einer Gesamtwürdigung 
fassen die Berichte die Erfüllung der strategischen Zielbereiche zusammen und halten ab-
schliessend die wichtigsten Entscheide des Bundesrats zum Ergebnis des Geschäftsjahres 
2015 fest. Eine Kennzahlen-Box liefert dazu einen Überblick über die wichtigsten Leistungs-
indikatoren je Einheit. 

 

 
Im Mai 2016  
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* Leistungsauftrag 2013–2016: BFI-Botschaft 2013–2016 (http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2012/3099.pdf , S. 3333 ff.) mit Ergänzung von Ziel 
2, Unterziel 4a (http://www.admin.ch/opc/de/federal-gazette/2012/9017.pdf, S. 9064.). Der ETH-Bereich wird ab 2017 über strategische Ziele geführt. 
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

1. Lehre: Der ETH-Bereich bietet eine im internationalen 

Vergleich erstklassige und für die Studierenden attraktive 

Lehre an. 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Der ETH-Bereich ist bei der Umsetzung des Leis-
tungsauftrags 2013–2016 weiterhin gut auf Kurs. Die 
Ziele in den Kerngebieten Lehre, Forschung sowie 
Wissens- und Technologietransfer (WTT) wurden ge-
mäss Leistungsauftrag erfüllt.  

Auch 2015 setzte sich der Trend zunehmender Stu-
dierenden- und Doktorierendenzahlen fort. Bei der  
EPFL wurde die Marke von 10 000 erstmals übertrof-
fen. Bei den Neueintritten auf Bachelorstufe war ein 
neuer Rekord zu verzeichnen.  

Im Bereich Forschung belegten die Platzierungen der 
ETH Zürich und der EPFL in den wichtigsten Ran-
kings auch 2015 das ausgezeichnete wissenschaftli-
che Niveau. Der ETH-Bereich beteiligte sich 2015 an 
allen acht nationalen Kompetenzzentren für Energie-
forschung. Der Anteil der ausserhalb der Trägerfinan-
zierung akquirierten Mittel am operativen Ertrag stag-
nierte gegenüber 2014. 

Im Bereich des WTT entfalten die Institutionen zahl-
reiche Aktivitäten. Mit der Bereitstellung grosser und 
kostenintensiver Forschungsinfrastrukturen stärkt der 
ETH-Bereich den gesamten Forschungsplatz 
Schweiz. Der ETH-Bereich war massgeblich an den 
Vorbereitungsarbeiten für den Anfang 2016 lancierten 
Schweizerischen Innovationspark beteiligt. 

Dank zahlreicher Kooperationen mit Schweizer Hoch-
schulen sind die Institutionen des ETH-Bereichs gut 
in die nationale Hochschullandschaft eingebettet. Die 
2015 durchgeführte Zwischenevaluation verweist auf 
die grosse Bedeutung des ETH-Bereichs für die 
Schweizer Gesellschaft und Wirtschaft. International 
sind die Institutionen des ETH-Bereichs auch präsent 
und gut vernetzt.  

Den Institutionen gelingt es, national und international 
Spitzenforschende anzuziehen. Trotz anerkennens-
werter Bestrebungen, den Frauenanteil auf allen Stu-
fen zu erhöhen, verbleibt dieser relativ tief. 

Zu diesen erfreulichen Ergebnissen haben gemäss 
der Zwischenevaluation die stabile Finanzierung 
durch den Bund, der dem ETH-Bereich gewährte 
grosse operative Spielraum wie auch die stark ausge-
prägte Internationalität massgeblich beigetragen. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 3 475 3 450 

Reingewinn (Mio. CHF) 214 272 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 4 686 4 547 

Eigenkapitalquote1 in % 8 18 

Personalbestand (Vollzeitstellen)2 18 067 16 975 

Anstaltsspezifische Kennzahlen 

Forschungsbeiträge, -aufträge und wissen-

schaftliche Dienstleistungen (Mio. CHF) 718 732 

Schenkungen und Legate (Mio. CHF) 115 94 

Anzahl Studierende/Doktorierende 29 357 28 537 

 davon Frauen in % 29,6 29,5 

ProfessorInnen (Vollzeitstellen) 784 775 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 2 233 2 195 

Unterbringungsbeitrag (Mio. CHF) 273 278 

Schulgelder und  

andere Benutzungsgebühren (Mio. CHF) 34 33 

Hinweis: Die Einführung von IPSAS hat Auswirkungen auf die Dar-

stellung der Jahresrechnung des ETH-Bereichs. Aus Gründen der 

Vergleichbarkeit wurden deshalb die Zahlen für 2014 der Jahres-

rechnung 2015 entnommen und nicht dem Kurzbericht 2014. 

1) Gemäss IPSAS wird die Nettovorsorgeverpflichtung jährlich nach 

versicherungsmathematischen Kriterien bewertet. Da der Diskon-

tierungssatz im Berichtsjahr von 1,45% auf 0,80% sank, stiegen 

die Nettovorsorgeverpflichtungen im Fremdkapital des ETH-Be-

reichs. Entsprechend reduzierten sich die Bewertungsreserven im 

Eigenkapital, was zu einer Abnahme der Eigenkapitalquote führt. 

2) 2015 stehen einer Zunahme von 469 Arbeitsverhältnissen 1 092 

zusätzliche Vollzeitstellen gegenüber. Von diesen 1 092 Vollzeit-

stellen sind 647 FTE bedingt durch einen kostenneutralen Sys-

temwechsel in der Entlöhnungsstruktur der Doktorierenden, den 

die ETH Zürich per 1.1.2015 vornahm. 
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Die Anzahl der Studierenden und Doktorierenden ist auch 
2015 weiter gewachsen und hat sich gegenüber 2014 um 
2,9 Prozent auf 29 357 erhöht. Der Zuwachs war stärker 
als im Jahr 2014. Bei den Neueintritten auf Bachelorstufe 
wurde der Rekord von 2013 leicht übertroffen. Die Zu-
nahme beträgt 2,5 Prozent auf Bachelor-, 4,4 Prozent auf 
Master- und 1,6 Prozent auf Doktoratsstufe. Nahezu kon-
stant blieb der Anteil der ausländischen Studierenden. 

Vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels in den 
MINT-Fächern Mathematik, Informatik, Naturwissen-
schaften und Technik ist die Entwicklung der Studieren-
denzahlen an beiden ETH insbesondere in den techni-
schen und Ingenieurwissenschaften sowie der Informatik 
sehr erfreulich. 

Zur Erhaltung einer hohen Qualität in der Lehre wurden 
u.a. vermehrt Informationstechnologien als Ergänzung 
und zur Unterstützung des Präsenzunterrichts eingesetzt. 

2. Forschung: Der ETH-Bereich baut seine Spitzenposi-
tion in der internationalen Forschung weiter aus. 

In zahlreichen Forschungsbereichen haben die Institutio-
nen des ETH-Bereichs ihre Position an der Spitze der in-
ternationalen Forschung festigen können. Es gibt zwar 
kein einheitliches und umfassendes Instrument, um den 
Forschungserfolg zu messen, doch verschiedene Aspekte 
deuten insgesamt auf ausgezeichnete Leistungen hin. 

So spricht die Attraktivität der Institutionen des ETH-Be-
reichs für Studierende der Master- und Doktoratsstufe für 
eine sehr gute Forschungsreputation. Dasselbe gilt für die 
internationale Zusammensetzung der Professorenschaft. 
Der Anteil der ausländischen Professorinnen und Profes-
soren liegt bei rund zwei Dritteln. Für die guten For-
schungsleistungen der beiden ETH spricht auch deren 
Positionierung in den internationalen Hochschulrankings, 
auch wenn diese mit der nötigen kritischen Distanz und 
unter Berücksichtigung von Fokus und Methodologie zu 
interpretieren sind. Die ETH Zürich ist zum ersten Mal un-
ter den zehn besten Hochschulen der Welt (THE World 
Ranking; QS World Ranking); die EPFL wurde als die 
beste Hochschule gewertet, die in den letzten 50 Jahren 
gegründet wurde (THE „100 under 50“ Ranking). 

Die beiden ETH waren im Berichtsjahr in 10 der 21 lau-
fenden Nationalen Forschungsschwerpunkte (NFS) ent-
weder Leading oder Co-Leadinghouse. 

Der ETH-Bereich spielt – insbesondere über das PSI, die 
beiden ETH und die Empa – auch im Aktionsplan «Koor-
dinierte Energieforschung Schweiz» eine zentrale Rolle. 
Die Institutionen des ETH-Bereichs beteiligen sich an al-
len acht nationalen Kompetenzzentren für Energiefor-
schung (Swiss Competence Centers for Energy Rese-
arch, SCCER). Bei sieben sind sie Leading- oder Co-Lea-
dinghouse. 

Gegenüber 2014 war eine Stagnation des Anteils der 
kompetitiv vergebene Mittel (SNF, KTI und EU-For-
schungsrahmenprogrammen) sowie Mittel der Ressortfor-
schung am Gesamtertrag zu verzeichnen. Der ETH-Be-
reich konnte 507 Millionen Franken akquirieren. Die deut-
liche Abnahme der Mittel aus den EU-Forschungsrah-
menprogrammen (-18 %) erklärt sich primär durch die 
Teilassoziierung der Schweiz am Horizon 2020 und die 
damit verbundenen Unsicherheiten nach der Annahme 
der Masseneinwanderungsinitiative. 

3. Wissens- und Technologietransfer (WTT): Zur Stärkung 
der Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit der 
Schweiz fördert der ETH-Bereich den Transfer seiner Er-
kenntnisse und Kompetenzen in die Gesellschaft und 
Wirtschaft. Er entwickelt die WTT-Strategie weiter und 
setzt sie konsequent um. 

Die Institutionen des ETH-Bereichs – insbesondere auch 
die Forschungsanstalten PSI, WSL, Empa und Eawag – 
haben im Jahr 2015 erneut vielfältige WTT-Aktivitäten ent-
faltet. Partner der Zusammenarbeitsprojekte sind Ge-
meinwesen, Grossunternehmen, KMU oder eigene Spin-
offs. Sie haben auch aktiv und konstruktiv an der Konzi-
pierung und Planung von vier der fünf Standorte des An-
fang 2016 gestarteten Schweizerischen Innovationsparks 
mitgewirkt. 

Im Jahr 2015 wurden im ETH-Bereich insgesamt 219 Pa-
tente angemeldet, 311 Lizenzverträge abgeschlossen 
und 48 Spin-offs gegründet. Damit konnten die bisherigen 
Ergebnisse dieser drei Kategorien egalisiert oder gar 
übertroffen werden. 

4. Forschungsinfrastrukturen und Grossforschungspro-
jekte: Der ETH-Bereich betreibt bestehende Forschungs-
infrastrukturen von gesamtschweizerischer Bedeutung, 
führt Projekte gemäss der «Schweizer Roadmap für  
Forschungsinfrastrukturen» durch und beteiligt sich im  
Erfolgsfall an europäischen Flaggschiffprojekten. 

Die Institutionen des ETH-Bereichs betreiben verschie-
dene Forschungsinfrastrukturen, welche auch den ande-
ren Hochschulen sowie der Industrie, unter Verrechnung 
der Vollkosten, zur Verfügung stehen und rege genutzt 
werden. Hierzu zählen beispielsweise die Synchrotron-
lichtquelle Schweiz (SLS), die Neutronenquelle (SINQ) 
und die Myonenquelle (SμS) des PSI oder das Centro  
Svizzero di Calcolo Scientifico (CSCS) in Lugano, das zur 
ETH Zürich gehört. 2015 wurde «Piz Daint», einer der 
schnellsten und gleichzeitig energieeffizientesten Super-
computer Europas, durch «Piz Dora» erweitert. Dadurch 
sind neben klassischen Berechnungen und Visualisierun-
gen nun auch erweiterte Datenanalysen und -strukturie-
rungen möglich. 

2015 schritt die Realisierung des SwissFEL am PSI mit 
der Installationsphase planmässig voran und ihre umge-
bungsgerechte Einbettung wurde abgeschlossen. Ende 
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2016 wird die neue Grossforschungsanlage SwissFEL ih-
ren Betrieb aufnehmen. 

2015 wurde ein Grundsatzentscheid des ETH-Rats zum 
Aufbau eines nationalen Data Science Centers innerhalb 
der beiden ETH gefällt. Diese Initiative ist Teil der aktuali-
sierten Schweizer Roadmap für Forschungsinfrastruktu-
ren. 

5. Internationale Positionierung und Zusammenarbeit: 
Der ETH-Bereich baut die Zusammenarbeit und Vernet-
zung in Lehre und Forschung mit den besten Institutionen 
der Welt weiter aus und stärkt seine internationale Aus-
strahlung. 

Die beiden ETH sind im Auftrag des Bundes Leadinghou-
ses in der bilateralen Forschungszusammenarbeit der 
Schweiz mit ausgewählten aufstrebenden Ländern Asi-
ens und Lateinamerikas sowie Russland. Auch sonst sind 
die Institutionen und ihre Forschenden weltweit vernetzt 
und entfalten zahlreiche internationale Aktivitäten. Mit 
dem Singapore-ETH Centre for Global Environmental 
Sustainability (SEC), das Fragen der nachhaltigen Stadt-
entwicklung untersucht, ist die ETH Zürich in Südostasien 
präsent. Die EPFL hat ihre Online-Präsenz über «Massive 
Open Online Courses» (MOOCs) verstärkt. Seit ihrer Lan-
cierung 2012 haben sich mehr als eine Million Personen 
für die Kurse eingeschrieben.  

Die Institutionen des ETH-Bereichs sind auch gefragte 
Partner bei der Entwicklung von internationalen Grossfor-
schungsanlagen. So leistet beispielsweise das PSI Bei-
träge bei der Entwicklung von Komponenten für den 
Europäischen Röntgenlaser XFEL in Hamburg und die 
Europäische Neutronenquelle European Spallation 
Source ESS in Lund (Schweden). 

6. Nationale Zusammenarbeit: Der ETH-Bereich sorgt für 
eine stärkere Zusammenarbeit sowohl innerhalb des Be-
reichs als auch innerhalb der schweizerischen Hochschul-
landschaft. 

Die Institutionen des ETH-Bereichs arbeiten in Lehre und 
Forschung eng mit kantonalen Universitäten und Fach-
hochschulen zusammen. Einen wertvollen Beitrag leisten 
auch Mitarbeitende der Forschungsanstalten, welche an 
den ETH sowie an anderen Hochschulen unterrichten und 
wissenschaftliche Arbeiten betreuen. 

Der Ausbau der Energieforschung mit den nationalen 
Kompetenzzentren SCCER (vgl. Ziel 2) hat zu einer ver-
stärkten Zusammenarbeit sowohl mit den Fachhochschu-
len und Universitäten als auch innerhalb des ETH-Be-
reichs geführt. Auch sonst arbeiten die Institutionen des 
ETH-Bereichs eng zusammen, namentlich innerhalb der 
verschiedenen Kompetenzzentren des Bereichs. 

2015 hat sich mit der Eröffnung der Campus Biotech in 
Genf und der Entwicklung weiterer Projekte an anderen 
Standorten die Antennenstrategie der EPFL weiter kon-

kretisiert (Campus EPFL Valais Wallis, Microcity in Neu-
enburg sowie das Smart Living Lab in Freiburg). Dieses 
Engagement in verschiedenen Kantonen ist aus Sicht der 
nationalen Zusammenarbeit zu begrüssen, doch kann die 
Dezentralisierung die Steuerung des ETH-Bereichs er-
schweren und zu höheren Kosten führen. Dem Bundesrat 
ist es wichtig, dass der ETH-Rat und die Institutionen bei-
den Gesichtspunkten Rechnung tragen und die Entwick-
lung der Kosten im Auge behalten. 

Die beiden ETH haben ferner im Jahr 2015 ihre Koopera-
tion mit medizinischen Fakultäten und Universitätsspitä-
lern intensiviert und mögliche Ausbildungsangebote in 
Humanmedizin erarbeitet. Am PSI, das in der Entwicklung 
der Protonentherapie eine führende Rolle einnimmt, 
wurde mit der Montage einer dritten Bestrahlungsanlage, 
Gantry 3, begonnen. 

Die Institutionen des ETH-Bereichs haben auch an  
Kooperationsprojekten der Schweizerischen Hochschul-
konferenz aktiv mitgewirkt. Erwähnt seien beispielhaft die 
Grossprojekte SystemsX.ch im Bereich der Systembiolo-
gie und Nano-Tera.ch in der Mikro- und Nanotechnologie. 

7. Rolle in der Gesellschaft und nationale Aufgaben: Der 
ETH-Bereich pflegt den Dialog mit der Gesellschaft und 
erfüllt Aufgaben von nationalem Interesse. 

Die Zwischenevaluation 2015 verweist auf die grosse Be-
deutung des ETH-Bereichs für die Schweizer Gesellschaft 
und Wirtschaft. Auf vielfältige Weise haben die Institutio-
nen des ETH-Bereichs den Dialog mit der Bevölkerung 
gepflegt. In der öffentlichen Diskussion zu aktuellen The-
men war der ETH-Bereich gut präsent. Weitergeführt wur-
den auch die Veranstaltungen an Volksschulen und Gym-
nasien als Massnahmen gegen den Fachkräftemangel in 
spezifischen Bereichen. Das vielfältige Weiterbildungsan-
gebot des ETH-Bereichs leistet zudem einen beständigen 
Beitrag zum lebenslangen Lernen. 

Die Institutionen des ETH-Bereichs erfüllen auch Aufga-
ben von nationalem Interesse, indem sie z.B. den Schwei-
zerischen Erdbebendienst SED (ETH Zürich), die Kon-
junkturforschungsstelle KOF (ETH Zürich), das Landes-
forstinventar (WSL mit BAFU), das Lawinenbulletin (WSL) 
oder das Schweizerische Zentrum für angewandte Ökoto-
xikologie (Eawag und EPFL) führen. 

2. Finanzielle Ziele 

8. Finanzierungsquellen und Mittelverwendung: Der ETH-
Bereich optimiert seine Finanzierungsbasis und setzt die 
vorhandenen Mittel effizient ein. 

Der ETH-Bereich ist insgesamt solide finanziert. Bei der 
Akquisition von weiteren Mitteln (Erträge ausserhalb der 
Trägerfinanzierung) war eine Stagnation zu registrieren. 
Aus Sicht des Bundesrates bleiben weitere Anstrengun-
gen nötig, um die Finanzierungsquellen des ETH-Be-
reichs weiter zu differenzieren. 
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Das vom ETH-Rat entwickelte Modell der leistungsorien-
tierten Mittelzuteilung, das die drei Dimensionen Strate-
gie, Leistung und Last berücksichtigt, wurde im Berichts-
jahr wiederum eingesetzt. 

Die konsolidierte Jahresrechnung sowie die Budgetierung 
des ETH-Bereichs werden seit dem 1. Januar 2015 ge-
mäss den International Public Sector Accounting Stan-
dards (IPSAS) erstellt. Transparenz in der Rechnungsle-
gung des ETH-Bereichs und die Vergleichbarkeit mit an-
deren Einheiten des Bundes werden damit wesentlich ver-
bessert. 

Weiterführende Informationen zur Jahresrechnung 2015 
des ETH-Bereichs finden sich in der Jahresrechnung im 
Geschäftsbericht des ETH-Rats über den ETH-Bereich. 

9. Immobilienmanagement: Der ETH-Bereich koordiniert 
die Bewirtschaftung der Grundstücke und Immobilien und 
sorgt für deren Wert- und Funktionserhaltung. 

Im Berichtsjahr konnte die Wert- und Funktionserhaltung 
der im Eigentum des Bundes befindlichen und vom ETH-
Bereich genutzten Immobilien sichergestellt werden. Der 
ETH-Bereich achtete ferner auf eine nachhaltige und be-
hindertengerechte Bauweise. 

Es wurde eine Budgetüberschreitung beim Umbau des 
Bâtiment de mécanique der EPFL festgestellt. Der ETH-
Rat hat eine Administrativuntersuchung eingeleitet, deren 
Ergebnisse 2016 vorliegen werden. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

10. Arbeitsbedingungen, Chancengleichheit und wissen-
schaftlicher Nachwuchs: Der ETH-Bereich schafft attrak-
tive und familienfreundliche Arbeitsbedingungen, fördert 
die Chancengleichheit und bildet den wissenschaftlichen 
Nachwuchs aus. 

Die Institutionen des ETH-Bereichs sind attraktive Arbeit-
geberinnen, die den Mitarbeitenden konkurrenzfähige An-
stellungsbedingungen bieten. Internationale Forschende 
schätzen insbesondere die Infrastruktur, die ihnen zur 
Verfügung gestellt wird. Etwas mehr als die Hälfte der Mit-
arbeitenden sind ausländische Staatsangehörige. Bei der 
Professorenschaft sind es rund zwei Drittel und bei den 
Doktorierenden über siebzig Prozent. 

667 ordentliche und ausserordentliche Professorinnen 
und Professoren (2014: 657) sowie 96 Assistenzprofesso-
rinnen und -professoren mit und 53 ohne Tenure Track 
(2014: 93 resp. 59; Tenure Track bezeichnet die Möglich-
keit, nach einer Bewährungszeit eine unbefristete Profes-
sur zu erhalten) waren insgesamt an der ETH Zürich und 
an der EPFL tätig. Der Frauenanteil konnte bei den Pro-
fessuren zwar gegenüber 2014 von 13,1 Prozent auf 
13,7 Prozent leicht erhöht werden, bewegt sich aber im-
mer noch unter den Erwartungen. Die höheren Frauenan-
teile bei den befristeten Assistenzprofessuren, insbeson-
dere bei denjenigen mit Tenure Track (27,1 %), lassen bei 

den unbefristeten Professuren auf mittlere Sicht eine Ver-
besserung der Geschlechterquoten erwarten. In den ETH-
Schulleitungen und den Direktionen der Forschungsan-
stalten waren Frauen 2015 weiterhin untervertreten. Bei 
den Studierenden und Doktorierenden liegt der Frauenan-
teil seit Jahren bei rund 30 Prozent. Der Bundesrat erach-
tet es als nötig, die Anstrengungen für eine ausgegliche-
nere Geschlechterverteilung fortzusetzen. 

Bei der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
sind die im ETH-Bereich gut eingeführten Assistenzpro-
fessuren mit Tenure Track ein wichtiges Instrument. 

4. Kooperationen und Beteiligungen 

Gestützt auf Art. 3a ETH-Gesetz (SR 414.110) können die 
ETH und die Forschungsanstalten im Rahmen des Leis-
tungsauftrages und der Weisungen des ETH-Rates zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben Gesellschaften gründen, sich an 
solchen beteiligen oder auf andere Art mit Dritten zusam-
menarbeiten. Unter Ziffer 24 der Jahresrechnung 2015 
des ETH-Bereichs werden die Beteiligungen nach Institu-
tionen des ETH-Bereichs aufgelistet. 

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Eidgenössische Finanzkontrolle hat als Revisions-
stelle die konsolidierte Jahresrechnung, bestehend aus 
Bilanz, Erfolgsrechnung, Investitionsrechnung, Geldfluss-
rechnung und Anhang des ETH-Rates, der ETH und der 
Forschungsanstalten für das am 31. Dezember 2015 ab-
geschlossene Geschäftsjahr geprüft. Sie bestätigt, dass 
die konsolidierte Jahresrechnung 2015 den gesetzlichen 
Vorschriften und den Vorgaben des Handbuchs zur Rech-
nungslegung im ETH-Bereich entspricht, und empfiehlt, 
die konsolidierte Jahresrechnung zu genehmigen. 

C.  Anträge an den Bundesrat 

Der ETH-Rat hat nach Art. 35 ETH-Gesetz den revidierten 
Geschäftsbericht 2015 (inkl. Jahresrechnung) dem Bun-
desrat zur Genehmigung unterbreitet.  

D. Beschlüsse des Bundesrates 

An seiner Sitzung vom 6. April 2016 hat der Bundesrat 
dem Antrag des ETH-Rats zugestimmt. 
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Die RUAG hat mit rasch eingeleiteten Massnahmen auf 
die Stärkung des Schweizer Frankens reagiert: Neue 
Märkte wurden erschlossen, der Einkauf optimiert und die 
Kosten auf allen Ebenen hinterfragt. Weiter hat die RUAG 
konzernweite Programme zur Produktivitätssteigerung 
lanciert. Bereits 2014 hatte die RUAG ein Konzernopti-
mierungsprogramm gestartet; nach der Frankenaufwer-
tung im Januar 2015 wurde dieses Programm auf allen 
Ebenen forciert. Über 1000 in exportorientierten Berei-
chen tätige Mitarbeitende in der Schweiz leisteten Mehr-
arbeit. 

Das Leistungsspektrum der RUAG für die Schweizer Ar-
mee reicht heute vom Betrieb, der Bereitstellung und In-
tegration bis hin zur Instandsetzung und Instandhaltung 
von Systemen. Die konzeptionelle Unterstützung und Be-
ratung des VBS ergänzen das Leistungsspektrum.  

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Die RUAG erfüllte die Erwartungen des Bundesrates 
weitgehend. Die vom Bundesrat in Auftrag gegebene 
Standortbestimmung wird voraussichtlich Ende 2016 
abgeschlossen sein. 

Die RUAG erarbeitete bei einem leicht geringeren 
Nettoumsatz von 1744 Millionen Franken einen deut-
lich höheren Erlös vor Zinsen und Steuern (EBIT) im 
Vergleich zum Vorjahr. Die EBIT-Marge beträgt 7,8 
Prozent. Die Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung stiegen um 4,3 Prozent auf 146 Millionen, davon 
sind 44 Millionen von der RUAG eigenfinanziert. Sie 
erzielte unter schwierigen Rahmenbedingungen den 
höchsten Reingewinn (117 Mio.) seit ihrem Bestehen. 
Die Netto-Finanzposition (Nettovermögen) konnte 
weiter erhöht werden und betrug Ende 2015 231 Mil-
lionen.  

Das gute Ergebnis 2015 basiert auf einer breit abge-
stützten nationalen und internationalen Aufstellung 
des Konzerns mit seiner Verwurzelung im wehrtech-
nischen und zivilen Bereich. Dass der Auftragsein-
gang über dem ausgewiesenen Nettoumsatz liegt, 
zeigt, dass sich der Konzern in einer Wachstums-
phase befindet. Der Umsatz mit dem VBS erhöhte 
sich um 27 Millionen auf 565 Millionen, dies entspricht 
32 Prozent des ausgewiesenen Nettoumsatzes der 
RUAG.   

Der Deckungsgrad der Personalvorsorgeeinrichtung 
VORSORGE RUAG beträgt per 31. Dezember 2015 
103 Prozent (Vorjahr: 103 %). Der Stiftungsrat hat im 
Dezember 2015 eine nächste Senkung der Umwand-
lungssätze und eine Erhöhung der Sparbeiträge ab 
dem Jahr 2017 in die Wege geleitet.  

Der Bundesrat genehmigte am 18. Dezember 2015 
die revidierten strategischen Ziele des Bundesrates 
für die RUAG Holding AG 2016 - 2019 und setzte sie 
auf den 1. Januar 2016 in Kraft. Er bestätigt damit die 
hohe Bedeutung der RUAG als industriellen Partner 
der Schweizer Armee.  

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen 1) und Personal 

Nettoumsatz (Mio. CHF) 1 744 1 781 

Reingewinn (Mio. CHF) 117 84 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 1 719 1 707 

Eigenkapitalquote in % 55.3 51,7 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 8 115 8 182 

Unternehmensspezifische Kennzahlen 

EBITDA (Mio. CHF) 217 192 

EBIT (Mio. CHF) 137 113 

Free Cash Flow (Mio. CHF) 64 57 

Netto-Finanzposition2) (Mio. CHF) 231 195 

Auftragseingang (Mio. CHF) 1 828 1 785 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag 0 0 

Gebühren 0 0 

1) Der Rechnungslegungsstandard wurde auf den 1. Januar 
2015 auf Swiss GAAP FER umgestellt. Für den Vorjahresver-
gleich wurden die Finanzkennzahlen 2014 entsprechend dem 
Restatement angepasst.  

2) Nettovermögen 
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Bedeutende Aufträge der Schweizer Armee (u.a. Upgrade 
F/A-18) wurden termingerecht abgeschlossen und neue 
Beschaffungsverfahren (u.a. Beschaffung eines neuen 
Mörsers) gewonnen. Beim Projekt Cougar-Werterhaltung 
arbeitet das VBS und die RUAG an der technischen Um-
setzung eines Upgrades.  

Mit der Inbetriebnahme einer neuen Halle in Emmen legte 
die RUAG die Basis, um ihre Position im internationalen 
Weltraumgeschäft weiter auszubauen.   

2. Finanzielle Ziele 

Die Erstellung der RUAG Konzernrechnung erfolgt seit 
2015 nach dem Rechnungslegungsstandard Swiss GAAP 
FER (vorher IFRS). Die Vorjahreszahlen wurden entspre-
chend angepasst.  

Die RUAG erzielte 2015 ein gutes finanzielles Ergebnis. 
Das operative Ergebnis (EBIT: Erlös vor Zinsen und Steu-
ern) konnte in der Berichtsperiode deutlich gesteigert wer-
den und beträgt Ende 2015 137 Millionen (Vorjahr: 113 
Mio.). Alle fünf Divisionen arbeiteten profitabel und trugen 
zum positiven Konzernergebnis bei. Dabei haben De-
fence, Aerostructures, Aviation und Space die Vorjahres-
werte übertroffen. Der Reingewinn stieg auf 117 Millionen 
und erreichte damit den höchsten Stand in der Unterneh-
mensgeschichte. 

Im Berichtsjahr investierte die RUAG-Gruppe 8,4 Prozent 
ihres Nettoumsatzes in Forschung und Entwicklung. Mit 
146 Millionen lagen die Aufwendungen gegenüber dem 
Vorjahr (140 Mio.) leicht höher. 44 Millionen der Aufwen-
dungen für Forschung und Entwicklung finanzierte die 
RUAG selber (Vorjahr: 40 Mio.).  

Die Eigenkapitalrendite erhöhte sich um 2,9 Prozent-
punkte auf 12,7 Prozent. Die Netto-Finanzposition, d.h. 
das Nettovermögen stieg von 195 Millionen auf  
231 Millionen. Die RUAG verfügt damit über eine solide 
finanzielle Basis.  

Die operative Leistungsfähigkeit der RUAG-Gruppe ent-
spricht den Erwartungen des Bundesrates. Auf Stufe der 
Divisionen haben Space, Aviation, Aerostructures und 
Defence ihre Vorjahreswerte übertroffen. 

Die RUAG erfüllte die finanziellen Ziele des Bundesrates.  

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Der Personalbestand erhöhte sich um 0,6 Prozent auf 
8163. 4373 Mitarbeitende werden in der Schweiz beschäf-
tigt. Die RUAG bildet in allen Sprachregionen der Schweiz 
349 Lernende aus. Das grosse Engagement der RUAG 
bei der Weiterbildung zeigte sich auch bei den Berufs-
meisterschaften: Ein RUAG-Konstrukteur und Goldme-
daillengewinner der SwissSkills 2014 konnte sich für die 
WorldSkills Competitions 2015 in São Paulo qualifizieren 
und erreichte einen ausgezeichneten Diplomrang. 

Die Mitarbeitenden, welche wegen der Stärkung des 
Schweizer Frankens Mehrarbeit geleistet haben, profitie-
ren vom guten Jahresergebnis der RUAG und erhalten als 
Anerkennung für diesen Extraeinsatz eine Sonderprämie 
von 100 Franken pro Monat.  

Der Deckungsgrad der Vorsorgeeinrichtung VORSORGE 
RUAG betrug Ende 2015 103 Prozent (Vorjahr: 101 %). 
Der Stiftungsrat hat im Dezember 2015 eine weitere Sen-
kung der Umwandlungssätze und eine Erhöhung der 
Sparbeiträge ab dem Jahr 2017 in die Wege geleitet.  

4.  Kooperationen und Beteiligungen 

Im Geschäftsjahr 2015 fanden keine neuen Fusionen von 
Gesellschaften statt und es wurden keine neuen Minder-
heitsbeteiligungen erworben. Das organische Wachstum 
und die Konsolidierung des Konzerns standen im Vorder-
grund.   

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die beiden Berichte der Revisionsstelle KPMG AG, 
Gümligen-Bern, zur Konzernrechnung der RUAG-Gruppe 
und zur Jahresrechnung der RUAG Holding AG erfolgten 
ohne Einschränkungen, Hinweise oder Zusätze. 

C.  Anträge an die Generalversammlung 

Die ordentliche Generalsversammlung 2015 hat am  
21. April 2016 stattgefunden. Der Verwaltungsrat bean-
tragte, 

1. den Geschäftsbericht, die Konzernrechnung 2015 so-
wie die Jahresrechnung 2015 der RUAG Holding AG 
zu genehmigen; 

2. der Ergebnisverwendung der RUAG Holding AG inkl. 
Ausschüttung einer Dividende von 47 Millionen Fran-
ken zuzustimmen; 

3. den Mitgliedern des Verwaltungsrates und der Kon-
zernleitung die Entlastung zu erteilen; 

4. die Honorare und Nebenleistungen der Verwaltungs-
ratsmitglieder zu genehmigen; 

5. die bisherigen Verwaltungsräte Hans-Peter Schwald, 
Dr. Remo Lütolf, Egon W. Behle, Paul Häring,  
Markus Hutter, Prof. Dr. Sibylle Minder Hochreutener 
und Jürg Oleas wieder zu wählen;  

6. die externe Revisionsstelle KPMG AG wieder zu wäh-
len. 

D.  Beschlüsse des Bundesrates 

Der Bundesrat hat am 23. März 2016 den Vorsteher des 
VBS beauftragt, den Anträgen des Verwaltungsrats an die 
17. ordentliche Generalversammlung der RUAG Holding 
AG zuzustimmen. 
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Die strategischen Ziele der FINMA für ihre zweite Strate-
gieperiode (2013–2016) beziehen sich auf fünf Bereiche. 

(1) Prudenzielle Aufsicht: Die Stabilität und die 
Krisenresistenz des Schweizer Finanzplatzes werden 
durch konstant eingehaltene und international anerkannte 
prudenzielle Standards gestärkt. Geordnete und rasch 
umgesetzte Marktaustritte erfolgen möglichst ohne 
Schädigung für die Finanzmarktkunden. 

Die Eigenmittelausstattung im Bankensektor konnte wei-
ter stabilisiert werden. Gesuche um Modellanpassungen, 
die zu tieferen Werten bei den risikogewichteten Aktiven 
(«Risk-Weighted Assets, RWA») geführt hätten, wurden 
im Sinne eines sogenannten Modellmoratoriums abge-
lehnt. Wie bereits gegenüber der UBS AG, der Credit 
Suisse AG und der Zürcher Kantonalbank wurden auch 
mit der Raiffeisen Gruppe und der Raiffeisen Schweiz Ge-

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Die FINMA arbeitet in einem sehr dynamischen Um-
feld. Sie wird laufend mit neuen Entwicklungen kon-
frontiert, sei es bei den beaufsichtigten Instituten oder 
aus dem wirtschaftlichen, politischen und rechtlichen 
Umfeld. Wie in den Vorjahren führt das Marktumfeld 
mit schrumpfenden Zinsmargen tendenziell zu einer 
höheren Risikobereitschaft der Institute und der herr-
schende Anlagenotstand verleitet zu riskanteren An-
lagestrategien. Ebenfalls Risiken birgt die zuneh-
mende Digitalisierung (Stichwort «FinTech»), bei-
spielsweise durch die zunehmende Auslagerung von 
ganzen Teilen der Wertschöpfungskette sowie die 
marktbeherrschende Position weniger IT-Dienstleis-
ter. Auch hat die Bedrohung durch Cyberattacken in 
den letzten Jahren zugenommen. 

Die FINMA hat in den letzten drei Jahren in allen fünf 
strategischen Zielbereichen Fortschritte erzielt. Der 
Stand des bisher Erreichten in Verbindung mit den für 
2016 geplanten Umsetzungsarbeiten lassen aus 
Sicht der FINMA den Schluss zu, dass die strategi-
schen Ziele 2013–2016 weitgehend erfüllt werden 
können. Eine Anpassung der aktuellen strategischen 
Ziele ist demnach nicht erforderlich. 

Die FINMA schliesst das Geschäftsjahr 2015 mit ei-
nem Gewinn von CHF 12,4 Mio. ab. Dies sind CHF 
0,3 Mio. weniger als im Vorjahr. Haupterlös des Rech-
nungsjahres 2015 bilden die von den Beaufsichtigten 
erhobenen Aufsichtsabgaben (CHF 108,2 Mio. / Vor-
jahreswert: CHF 114,7 Mio.). Der grösste Aufwand-
posten ist der Personalaufwand in Höhe von CHF 
99,5 Mio. (Vorjahreswert: CHF 98,6 Mio.). Der durch-
schnittliche Personalbestand der FINMA stieg im Jahr 
2015 von 483 auf 494 Vollzeitstellen. 

2016 werden sich die Führungsgremien der FINMA 
auch mit den Schwerpunkten für die Strategieperiode 
2017–2020 auseinandersetzen, die durch den Bun-
desrat zu genehmigen sind. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 136,0 140,2 

Reingewinn (Mio. CHF) 12,4 12,7 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 89,2 80,4 

Reserven FINMAG (Mio. CHF)1) 47,5 34,8 

Eigenkapitalquote in %2) - 22,0 - 22,7 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 494,0 483,0 

Anstaltsspezifische Kennzahlen 

Betriebsaufwand 123,6 127,3 

Personalaufwand 99,5 98,6 

Abgaben und Gebühreneinnahmen 

Aufsichtsabgaben (Mio. CHF) 108,2 114,7 

Gebühren (Mio. CHF) 30,1 27,2 

1) Nach Art. 16 FINMAG muss die FINMA innerhalb einer angemes-
senen Frist Reserven im Umfang eines Jahresbudgets bilden. 

2) 2015 wurden CHF 13,8 Mio. versicherungsmathematische Ver-
luste aus dem Vorsorgewerk FINMA direkt im Eigenkapital er-
fasst. 
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nossenschaft sowie mit der PostFinance AG die besonde-
ren, systemrelevanzbedingten prudenziellen Anforderun-
gen festgelegt. Mit der Bewilligung der UBS Switzerland 
AG wurden die systemrelevanten Funktionen der UBS in 
einer schweizerischen Einheit zusammengefasst und es 
erfolgte eine Trennung vom risikoreichen Investmentban-
king. Die Credit Suisse plant ebenfalls, das Schweizer Ge-
schäft in eine separate Schweizer Rechtseinheit auszu-
gliedern. 

Im Versicherungsbereich wurden für den Schweizer Sol-
venztest «SST» Standardmodelle weiter- bzw. neuentwi-
ckelt mit dem Ziel einer progressiven Verringerung der 
Anzahl interner Modelle zugunsten von Standardmodel-
len. Die temporären Erleichterungen beim SST wurden 
teilweise nicht verlängert, soweit sie aufgrund des anhal-
tenden Tiefzinsumfeldes nicht mehr zu rechtfertigen sind; 
einzelne Erleichterungen wurden dauerhaft in das beste-
hende SST-Rundschreiben der FINMA aufgenommen. 
Soweit nötig, wurden zudem die versicherungstechni-
schen Rückstellungen der Lebensversicherer verstärkt. 

Schwierige Situationen und Marktaustritte von Beaufsich-
tigten verliefen weitgehend ohne Schädigung der Kunden, 
sowohl im Banken- wie auch im Versicherungsbereich. 

Künftige Handlungsschwerpunkte bilden weiterhin Mass-
nahmen zur weiteren Stärkung der Stabilität im Finanz-
sektor (Entschärfung der «TBTF»-Problematik). Auch will 
die FINMA die strukturellen Anpassungen der Grossban-
ken weiterhin eng begleiten und die Entwicklung ihrer Not-
fallpläne vorantreiben. Im Versicherungsbereich strebt die 
FINMA eine Verbesserung im Bewilligungsprozess der in-
ternen SST-Modelle an. 

(2) Geschäftsverhalten: Zur Stärkung der Reputation des 
Finanzplatzes und zur Förderung von fairem Geschäfts-
verhalten und der Integrität der Finanzmarktakteure führt 
die FINMA Bewilligungsverfahren konsequent, schafft 
Transparenz über die unterschiedlichen Überwachungs-
intensitäten und setzt sich ein für international anerkannte 
Vorschriften im Kunden- und Anlegerschutz. 

Mehrere grosse und öffentlichkeitswirksame Enforce-
ment-Verfahren konnten abgeschlossen werden. Zudem 
wurde mittels erstmaliger Publikation eines detaillierten 
Enforcementberichts mehr Transparenz zur Enforcement-
praxis geschaffen. Berufs- und Tätigkeitsverbote wurden 
gezielt verhängt und vereinzelt Gewinne auch bei natürli-
chen Personen eingezogen. 

In der Aufsichtstätigkeit wurde ein Konzept zur systemati-
scheren und FINMA-weit konsistenteren Beaufsichtigung 
von Geschäftsverhalten («Conduct»-Aufsicht) in den Be-
reichen Marktintegrität, Suitability am Point of Sale, Geld-
wäschereibekämpfung und grenzüberschreitendes 
Dienstleistungsgeschäft erarbeitet und dessen Umset-
zung eingeleitet. 

Künftig will die FINMA ihre Aufsicht in den Bereichen 
Crossborder, Suitability, Marktintegrität und Geldwäsche-
rei weiter systematisieren und professionalisieren. Auch 
strebt die FINMA einen vermehrten Austausch mit den 
Verwaltungsräten von beaufsichtigten Banken und Versi-
cherern an, insbesondere im Hinblick auf Corporate 
Governance, Culture und Conduct-Themen. 

(3) Nationale und internationale Zusammenarbeit: Bei den 
internationalen Tätigkeiten bündelt die FINMA ihre Kräfte 
und setzt sich für die wichtigen Kernthemen ein. In der na-
tionalen Zusammenarbeit funktioniert der Informations-
fluss effizient, und die Kompetenzen der Behörden sind 
klar. 

Mit der Revisionsaufsichtsbehörde wurde eine reibungs-
lose Übergabe der Zuständigkeit für die Aufsicht über die 
Prüfgesellschaften im aufsichtsrechtlichen Bereich ge-
mäss der Anfang 2015 in Kraft getretenen «Bündelungs-
Vorlage» gewährleistet. 

International wurden institutsspezifische Kooperations-
vereinbarungen (UBS, Credit Suisse) mit wichtigen Part-
nerbehörden (USA, UK) für die aufsichtsrechtliche Zu-
sammenarbeit im Bereich der Abwicklung geschlossen. 

2016 strebt die FINMA im Rahmen des Länderexamens 
im Bereich der Schweizer Geldwäschereivorschriften 
durch die Financial Action Task Force (FATF) in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Staatssekretariat für internationale 
Finanzfragen (SIF) eine faire und sachgerechte Beurtei-
lung des Schweizer Ansatzes zur Bekämpfung der Geld-
wäscherei an. Ein weiterer Schwerpunkt wird die prakti-
sche Umsetzung der neuen Bestimmungen zur internati-
onalen Amtshilfe und zur Informationsübermittlung ins 
Ausland seitens der Beaufsichtigten sein. 

(4) Regulierung: Die FINMA analysiert bestehende Regu-
lierungen und Rechtsentwicklungen aus Sicht der Finanz-
marktaufsicht, schlägt relevante Änderungen vor, unter-
stützt mit ihrer fachlichen Expertise die prioritären Regu-
lierungsvorhaben und legt ihre eigenen Anliegen frühzei-
tig und transparent dar. In ihrem Zuständigkeitsbereich re-
guliert die FINMA nur, soweit dies mit Blick auf die Auf-
sichtsziele notwendig ist. 

Bei den vom Eidgenössischen Finanzdepartement (EFD) 
geleiteten Gesetzgebungsprojekten (insb. FinfraG und 
FIDLEG/FINIG) stellte die FINMA technisches Fachwis-
sen zur Verfügung, brachte ihre Aufsichtsanliegen ein und 
erarbeitete teilweise bereits Ausführungsbestimmungen 
in ihrem Kompetenzbereich (FinfraV-FINMA). 

Infolge grösserer Gesetzes- und Verordnungsanpassun-
gen wurden zudem die FINMA-Regularien im Bereich der 
Versicherungsaufsicht und der Geldwäschereibekämp-
fung revidiert (insb. AVO-FINMA und GwV-FINMA). 

Die weitere Umsetzung von «Basel III» wird ein Schwer-
punkt bleiben. Auch will die FINMA ihre eigene Regulie-
rung dahingehend überprüfen und überarbeiten, dass 
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keine ungerechtfertigten regulatorischen Hemmnisse für 
innovative digitale Finanzdienstleister und -dienstleistun-
gen («FinTech») bestehen. 

(5) FINMA als Behörde: Die FINMA erbringt ihre Leistung 
mithilfe von kompetenten und integren Mitarbeitenden 
und auf der Grundlage effizienter Prozesse. Sie führt ei-
nen sachlichen und offenen Dialog mit ihren Anspruchs-
gruppen und informiert die Öffentlichkeit über ihre Tätig-
keit. 

Die FINMA-Personalverordnung wurde nach Genehmi-
gung durch den Bundesrat auf den 1. Juli 2015 ange-
passt. Kernelemente der Revision sind insbesondere die 
Abschaffung des Bonussystems und verschärfte Rege-
lungen zur Verhinderung von Interessenkonflikten. 

FINMA-weit wurde ein Dokumenten-LifeCycle-Konzept 
eingeführt, das die Anforderungen an die physische und 
elektronische Dossierführung sowie die Archivierung defi-
niert und die angemessene Aufbewahrung und Archivie-
rung von Altbeständen sicherstellt. Ferner wurde ein Leit-
bild «Informationssicherheit» erarbeitet, das die grundle-
genden Anforderungen und Prinzipien zum Schutz der In-
formationen und Daten der FINMA festlegt. 

2016 sind weitere Prozess- und Qualitätsoptimierungen in 
verschiedenen Bereichen vorgesehen. So sollen etwa 
neue Aktenführungs- und Archivierungsvorgaben in allen 
Bereichen umgesetzt und im Rahmen des internen Kon-
trollsystems (IKS) die kontinuierlichen Prüfungen der 
zentralen Prozesse und Kontrollen ausgedehnt werden. 

2. Finanzielle Ziele 

Die Kosten der Finanzmarktaufsicht werden vollständig 
durch die Beaufsichtigten finanziert. Bundesgelder wer-
den keine beansprucht. Diese Regelung ist Ausfluss der 
finanziellen Unabhängigkeit der FINMA. Für Aufsichtsver-
fahren im Einzelfall und Dienstleistungen erhebt die 
FINMA möglichst verursachergerechte Gebühren. Für 
Kosten der FINMA, die nicht durch Gebühreneinnahmen 
gedeckt werden können, wird von den Beaufsichtigten pro 
Aufsichtsbereich und in Abhängigkeit zur Grösse der Be-
aufsichtigten eine jährliche Pauschalabgabe, die soge-
nannte Aufsichtsabgabe, erhoben. Der Anteil der Gebüh-
ren am Gesamtertrag der FINMA stieg von 12,3 Prozent 
(2009) auf gut 15,5 Prozent (2010–2012), während er 
2013 leicht auf 15,2 Prozent sank. 2014 stieg der Anteil 
auf 19,4 Prozent und 2015 auf 22,2 Prozent. Innerhalb der 
einzelnen Aufsichtsbereiche reichte 2015 die Spannbreite 
beim Anteil der Gebühren und übrigen Erträge am jewei-
ligen Nettoertrag von 8,7 Prozent (Versicherer) bis 77,6 
Prozent (Kollektive Kapitalanlagen). 

Für die Ausübung ihrer Aufsichtstätigkeit muss die FINMA 
Reserven im Umfang eines Jahresbudgets bilden. Die Re-
serven der FINMA entsprechen der gesetzlich verlangten 
Reservebildung. 

Die FINMA schliesst das Geschäftsjahr 2015 mit einem 
Gewinn von CHF 12,4 Mio. ab. Dies sind CHF 0,3 Mio. 
weniger als im Vorjahr. Der Eigenkapitalbestand hat sich 
von CHF -18,2 Mio. auf CHF -19,6 Mio. verändert. Dieses 
Ergebnis resultiert daraus, dass die versicherungsmathe-
matischen Gewinne und Verluste aus dem Vorsorgewerk 
FINMA direkt im Eigenkapital erfasst werden und die Re-
serven der FINMA der gesetzlich verlangten Reservebil-
dung entsprechen. Haupterlös des Rechnungsjahres 
2015 bilden die von den Beaufsichtigten erhobenen Auf-
sichtsabgaben (CHF 108,2 Mio. / Vorjahreswert: CHF 
114,7 Mio.). Der grösste Aufwandposten ist der Personal-
aufwand in Höhe von CHF 99,5 Mio. (Vorjahreswert: CHF 
98,6 Mio.). Der durchschnittliche Personalbestand der 
FINMA stieg im Jahr 2015 von 483 auf 494 Vollzeitstellen. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

In den Jahren 2009 bis 2013 hat die FINMA ihre personel-
len Ressourcen gezielt ausgebaut; seit 2014 ist der Per-
sonalbestand konstant gehalten worden. Der Ausbau ist 
sowohl auf externe Einflüsse wie neu zugewiesene Auf-
gaben in Folge der Revision der Finanzmarktgesetzge-
bung als auch auf den Ausbau von bestehendem Know-
how als Lehre aus der Finanzmarktkrise zurückzuführen. 
Gleichwohl bleibt der Personalbestand der FINMA im  in-
ternationalen Vergleich eher tief. Dies lässt sich zum Teil 
mit dem Aufsichtssystem der Schweiz erklären, das ex-
terne Prüfgesellschaften stark in die Aufsichtstätigkeit ein-
bindet. 

Die FINMA achtet auf einen hohen Frauenanteil, der 2015 
bei 39 Prozent gelegen ist, und fördert die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. 24 Prozent der Mitarbeitenden 
(55 % Frauen, 45 % Männer) arbeiten in einem Teilzeit-
pensum. Die Lohnfestsetzung erfolgt auf Basis einer ge-
schlechtsneutralen Funktionsbewertung. 

Gemäss einer erstmals in sämtlichen Geschäftsbereichen 
durchgeführten Personalbefragung (89 % Beteiligung) 
zeigen die Mitarbeitenden generell eine hohe Arbeitszu-
friedenheit und identifizieren sich stark mit dem Arbeitge-
ber. Hingegen sind sie der Ansicht, die Personalentwick-
lung und die Arbeitsplatzsituation müssten verbessert 
werden. Gestützt auf die Befragung wurden Handlungs-
felder identifiziert, und mit der Umsetzung definierter Mas-
snahmen wurde begonnen. 

4. Kooperationen und Beteiligungen 

Die FINMA beteiligt sich aktiv an den Tätigkeiten verschie-
dener internationaler Gremien. Auch hat sie mit verschie-
denen Aufsichtsbehörden Vereinbarungen zur Zusam-
menarbeit abgeschlossen. 

Demgegenüber ist die FINMA weder an Kooperationen 
beteiligt noch hält sie Beteiligungen an anderen Rechts-
trägern. 
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B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Jahresrechnung wurde von der Revisionsstelle der 
FINMA, der Eidgenössischen Finanzkontrolle (EFK), ge-
prüft. Gemäss Bericht vom 2. März 2016 bestätigt die 
EFK, dass die Jahresrechnung für das am 31. Dezember 
2015 abgeschlossene Geschäftsjahr ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-
, Finanz- und Ertragslage in Übereinstimmung mit den In-
ternational Financial Reporting Standards (IFRS) vermit-
telt und dem schweizerischen Recht entspricht. Sie emp-
fiehlt, die Jahresrechnung zu genehmigen. 

C. Beschlüsse des Bundesrates  

Im Rahmen der Erneuerungswahl des FINMA-Verwal-
tungsrates wählte der Bundesrat am 1. Juli 2015 Thomas 
Bauer als neuen Verwaltungsratspräsidenten ab 1. Ja-
nuar 2016. Ausserdem berief der Bundesrat mit Marlene 
Amstad, Bernard Keller und Renate Schwob drei weitere 
neue Mitglieder in das Gremium. Die bisherigen Mitglieder 
Philippe Egger, Bruno Frick, Prof. Yvan Lengwiler, Günter 
Pleines und Franz Wipfli wurden für eine weitere Amtspe-
riode wiedergewählt. 

Am 11. November 2015 wählte der Bundesrat Philippe 
Egger zum Vizepräsidenten des Verwaltungsrates ab 1. 
Januar 2016. 

Nach Art. 21 Abs. 2 des Finanzmarktaufsichtsgesetzes 
(FINMAG, SR 956.1) finden zwischen dem Bundesrat und 
der FINMA mindestens einmal im Jahr institutionalisierte 
Gespräche zur Strategie der Aufsichtstätigkeit sowie zu 
aktuellen Fragen der Finanzplatzpolitik statt. Die letzte 
jährliche Aussprache zwischen Bundesrat und FINMA war 
am 11. November 2015. 

Den Geschäftsbericht 2015 der FINMA genehmigte der 
Bundesrat am 23. März 2016. 
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Schweizerische  
Exportrisikoversicherung SERV 
Internet: www.serv-ch.com 
Sitz: Zürich 
Rechtsform: Anstalt des Bundes

 

Verwaltungsrat: Thomas Daum (Präsident), Max Gsell 
(Vizepräsident), Jan Atteslander, Caroline Gueissaz,  
Barbara Hayoz, Beda Moor, Rolf Pfenninger, Urs Ziswiler 

CEO: Herbert Wight 

Externe Revisionsstelle: KPMG AG, Zürich 

 

 

 
A. Zielerreichung in Periode 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Der gesetzliche Auftrag sieht vor, dass die SERV den 
Schweizer Exporteuren die Teilnahme am internationalen 
Wettbewerb erleichtert und dazu beiträgt, Arbeitsplätze zu 
schaffen und zu erhalten. Besonders die KMU suchen die 
Unterstützung der SERV. Ihr Anteil am Gesamtkunden-
stamm – 304 Unternehmen im Jahr 2015 – liegt bei rund 
zwei Drittel. 

2015 sicherte die SERV Exportgeschäfte in der Höhe von 
7185,5 Millionen Franken ab. In diesem Neuexposure ent-
halten sind 713 Versicherungen und Garantien im Umfang 
von 3179 Millionen und 151 Grundsätzliche Versiche-
rungszusagen (GV) im Umfang von 4007 Millionen. Das 
jährliche Neuexposure ist bis Ende der Strategieperiode 
2011-15 um 42 Prozent angestiegen.  

Anfangs 2016 wurde das klassische Produkteangebot der 
SERV dauerhaft durch die Stabilisierungsprodukte (Fabri-
kationskreditversicherung, Bondgarantie, Refinanzie-
rungsgarantie) ergänzt. Da diese oder ähnliche Produkte 
mittlerweile zum Standardrepertoire ausländischer Ex-
portkreditagenturen („Export Credit Agencies“) gehören, 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Im letzten Jahr konnte die SERV mit ihren Versiche-
rungen und Garantien die schweizerische Exportwirt-
schaft wirkungsvoll unterstützen. Die Produkte Bond-
garantie und Fabrikationskreditversicherung der 
SERV, welche Exporteuren helfen, Liquiditätseng-
pässe zu überbrücken, haben sich bewährt und wer-
den insbesondere von KMU rege nachgefragt. Die An-
passungen von SERV-Gesetz und Verordnung haben 
wesentlich dazu beigetragen, dass die SERV im inter-
nationalen Vergleich wettbewerbsfähige Leistungen 
anbieten kann. 

Im Jahre 2015 stellte die SERV insgesamt Versiche-
rungen und Grundsätzliche Versicherungszusagen 
(GV) in der Höhe von 7185,5 Millionen Franken aus. 
Der Exposurebestand Ende 2015 betrug 10 558 Milli-
onen und stieg damit gegenüber 2014 um 11,5 Pro-
zent an. Die Ausnutzung des vom Bundesrat festge-
legten Verpflichtungsrahmens (12 Mrd.) erreichte 
Ende 2015 89 Prozent. Dies ist vor allem auf die die 
grosse Nachfrage nach GV zurückzuführen. Insbeson-
dere bei Grossgeschäften sind die Exporteure darauf 
angewiesen, dass sie von der SERV rechtzeitig eine 
GV erhalten, damit sie eine Offerte abgeben können. 

Im Jahr 2015 konnte die SERV durchwegs eine posi-
tive Eigenwirtschaftlichkeit ausweisen, obwohl ihre Ka-
pitalerträge aufgrund der tiefen Zinsen in den vergan-
genen Jahren stark zurückgegangen sind. Die SERV 
erzielte im Jahre 2015 einen Reingewinn von 60,2 Mil-
lionen. Der geringe Schadenaufwand von 0,6 Millionen 
(Vorjahr CHF 55,8 Mio.) ist im Wesentlichen darin be-
gründet, dass mehr Rückstellungen für Schäden auf-
gelöst werden konnten, als gebildet werden mussten. 

Das Eigenkapital der SERV stieg per Ende 2015 auf 
2631 Millionen und liegt somit 177,7 Millionen höher 
als Ende 2010. Die Risikotragfähigkeit der SERV 
konnte somit weiter gestärkt werden.  

Die SERV hält sich an das Subsidiaritätsprinzip und 
berücksichtigt in ihrer Geschäftstätigkeit die aussen-
politischen Grundsätze der Schweiz. In ihrer Berichter-
stattung 2015 hat sie, angelehnt an das Obligationen-
recht, den Jahresbericht neu durch den Lagebericht 
ersetzt. 

Der Bundesrat kommt zum Schluss, dass die SERV 
ihre strategischen Ziele sowohl im Geschäftsjahr 2015 
als auch in der gesamten Strategieperiode 2011-15 er-
reicht hat und in der Lage ist, den Exportstandort 
Schweiz auch in Zukunft auftragsgemäss zu unterstüt-
zen. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Prämienerträge (Mio. CHF) 51,3 59,6 

Reingewinn (Mio. CHF) 60,2 122,3 

Eigenwirtschaftlichkeit (Mio. CHF) 4,8 22,9 

Personalbestand (Anzahl VZÄ) 42,0 41,5 

Anstaltsspezifische Kennzahlen 

Exposurebestand (Mio. CHF) 10 557,9 9 467,9 

Neuexposure (Mio. CHF) 7 185,5 5 690,2 

Neuexposure (Anzahl Policen) 864 838 

Netto-Schadenzahlungen  
(Mio. CHF) 108,3 31,7 

Schadenaufwand (Mio. CHF) 0,6 55,8 

Kapital (in Mio. CHF) 2 631,3 2 571,1 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 0 0 

Gebühren 0 0 
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stärkt dies die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
SERV. Die Nachfrage nach den Stabilisierungsprodukten 
nahm seit dem Einführungsjahr 2009 stetig zu. Zu Beginn 
stellte die SERV lediglich 38 solcher Versicherungen und 
Garantien aus, während Ende 2015 mit 298 Versicherun-
gen und Garantien Exportgeschäfte im Umfang von 2152 
Millionen (Auftragswert) unterstützt werden konnten. 

Das Angebot der SERV ist in der ganzen Schweiz für alle 
Branchen zugänglich. Seit 2010 betreut der SERV-Vertre-
ter in Lausanne die französischsprachigen Neu- und 
Stammkunden, und die Beraterin für das Tessin besuchte 
in den vergangenen Jahren regelmässig die italienisch-
sprechende Schweiz. Alle Kunden der Deutschschweiz 
wurden vom Hauptsitz Zürich bedient.  

Um eine kundenorientierte, effektive und effiziente Ab-
wicklung der Geschäfte sicherzustellen, arbeitete die 
SERV auch im vergangenen Jahr intensiv an der Verbes-
serung der internetbasierten Angebote.  

Die SERV hält sich an das Subsidiaritätsprinzip und ver-
sichert gemäss Art. 5 SERV-V keine marktfähigen Risi-
ken. Bei der Definition und Abgrenzung zwischen markt-
fähigen und nicht-marktfähigen Risiken orientiert sie sich 
an der Praxis der EU. Demnach versichert die SERV kurz-
fristige Exportkredite in Länder mit grundsätzlich marktfä-
higen Risiken nur, wenn die privaten Versicherungen eine 
Deckung ablehnen. In den vergangenen Jahren fanden 
regelmässig Treffen mit den Privatversicherern statt, an 
denen die Marktentwicklung und die Geschäftspraxis der 
SERV diskutiert wurden. 

In ihrer Geschäftstätigkeit berücksichtigt die SERV die 
aussenpolitischen Grundsätze sowie die völkerrechtli-
chen Verpflichtungen des Bundes. Seit 2008 verwendet 
sie dabei ein integriertes Compliance-Prüfverfahren und 
hält sich an die Empfehlungen der Umwelt und Sozialleit-
linien („Common Approaches“) der OECD. Im Geschäfts-
jahr 2015 wurden keine Geschäfte von besonderer Trag-
weite identifiziert, welche gemäss Art. 34 SERVG Anlass 
zum Einbezug des Eidgenössischen Departements für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) oder des Bun-
desrats erfordert hätten. 

Die SERV pflegt – nicht zuletzt auf Ebene des Verwal-
tungsrats – einen regelmässigen Kontakt mit den interes-
sierten Wirtschaftsverbänden (u.a. Swissmem, Sciencein-
dustries, Economiesuisse, Handelskammern) und auch 
Switzerland Global Enterprise (S-GE). 

Der auch im Berichtsjahr durchgeführte Dialog mit den Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft (Nichtregierungsorgani-
sationen NRO) stellt den Einbezug deren Anliegen in der 
Geschäftspolitik der SERV sicher. So wurde einem Haupt-
anliegen der NRO, der vermehrten Berücksichtigung der 
Menschenrechte, in den vergangenen Jahren auf interna-
tionaler Ebene wie auch bei der SERV mehr Bedeutung 
beigemessen. . Diesem Aspekt hat der Bundesrat auch 

bei der Revision der SERV-Verordnung im 2015 Rech-
nung getragen. 

Die SERV unterstützt das SECO bei der Verhandlung in-
ternationaler Standards zur Exportkreditfinanzierung auf 
Stufe OECD und der International Working Group on Ex-
port Credits (IWG). Im Jahre 2015 wurde im Rahmen der 
OECD ein neues Abkommen über die Exportfinanzierung 
von Kohlekraftwerken abgeschlossen, was dem Klima-
schutz dient. Ausserdem ist die SERV massgeblich an 
den Umschuldungsverhandlungen des Pariser Clubs und 
der Verwaltung der getroffenen Abkommen beteiligt. Die 
Umschuldungsverhandlungen mit Kuba führten konnten 
2015 mit einem Rückzahlungsabkommen abgeschlossen 
werden.  

2. Finanzielle Ziele 

Die SERV hat die gesetzlich geforderte Eigenwirtschaft-
lichkeit 2015 bereits beim Betriebsergebnis (Jahresergeb-
nis vor Zinsen) erreicht. Sie konnte das Jahr 2015 mit ei-
nem Unternehmenserfolg von 60,2 Millionen Franken ab-
schliessen.  

Ende 2015 verfügte die SERV über kurzfristige Mittel von 
insgesamt 2265 Millionen, wovon sie 45,9 Millionen in 
flüssiger Form hält, um kurzfristigen Verpflichtungen (ins-
besondere Schadenzahlungen) nachzukommen. Der 
Rest ist gemäss Art. 28 SERVG mit kurzen Fristen beim 
Bund angelegt. Aufgrund des tiefen bis negativen Zinsni-
veaus ist der Zinsertrag aus Geldanlagen von 11,6 Millio-
nen per Ende 2014 auf 1,4 Millionen per Ende 2015 zu-
rückgegangen. 

Das Gesamtkapital hat sich Ende 2015 mit 2631 Millionen 
Franken gegenüber der Eröffnungsbilanz von 2007 um 
603 Millionen erhöht. Die Risikotragfähigkeit konnte im 
Jahre 2015 weiter gestärkt werden. Das Gesamtkapital 
bildet für bestehende und je nach Nachfrageentwicklung 
steigende zukünftige Verpflichtungen eine solide Basis. 

Die seit 2008 vom Verwaltungsrat eingeführte und 2010 
revidierte Risikopolitik dient als Grundlage für ein umfas-
sendes Management der finanziellen (Kredit-, Markt- und 
Liquiditätsrisiken), der operationellen (IT-Risiken, Audit- 
und Kontrollrisiken, Compliancerisiken), der strategischen 
und der Reputationsrisiken. Im 2015 blieb die Risikopolitik 
unverändert. Die Ergebnisse der umfassenden Prüfung 
des angewandten Kreditrisikomodells durch die Firma 
PwC Zürich im Jahr 2013 zeigten, dass die Kredit- und 
Ratingberechnungen der SERV ihrem Geschäftsmodell 
entsprechen und adäquat sind. Seit 2008 verfügt die 
SERV über ein internes Kontrollsystem (IKS), welches in 
den vergangenen Jahren stetig weiterentwickelt wurde. 
Die Existenz des IKS nach Massgabe des Obligationen-
rechts wurde im Jahr 2015 durch die externe Revisions-
stelle bestätigt.  
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3. Personalpolitische Ziele 

Der Personalbestand hat im Berichtsjahr leicht zugenom-
men (+1 VZÄ). Die SERV darf als attraktive und sozial 
verantwortliche Arbeitgeberin bezeichnet werden, die 
eine wettbewerbsfähige Personal- und Entschädigungs-
politik verfolgt. Sie setzt sich ein für die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie; derzeit stehen drei Lernende in Ausbil-
dung. Die SERV ist personell gut aufgestellt und verfügt 
in allen Bereichen über das erforderliche Spezialwissen. 

4. Kooperationen und Beteiligungen 

Die SERV hat 2015 ihre langjährige Kooperation mit dem 
schweizerischen Wirtschaftsverband Scienceindustries 
(Chemie, Pharma und Biotech) im Rahmen der Ausstel-
lung der Globalversicherung für dessen Mitgliedsfirmen 
fortgesetzt. 

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle hat die Jahresrechnung (bestehend 
aus Erfolgsrechnung, Bilanz, Geldflussrechnung, Erfolgs-
rechnung nach Sparten, Bilanz nach Sparten und An-
hang) sowie den Eigenwirtschaftlichkeitsnachweis der 
SERV für das Geschäftsjahr 2015 geprüft. Nach ihrer Be-
urteilung entsprechen Jahresrechnung und Eigenwirt-
schaftlichkeitsnachweis den im Geschäftsbericht veröf-
fentlichten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätzen 
und vermitteln sie ein den tatsächlichen Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage entsprechendes Bild. Die Revisi-
onsstelle bestätigt, dass gemäss den Vorgaben des Ver-
waltungsrates ein ausgestaltetes internes Kontrollsystem 
(IKS) existiert, welches dem Risikomanagement der 
SERV dient. 

C.  Anträge an den Bundesrat 

Dem Bundesrat wurden der Geschäftsbericht 2015 der 
SERV einschliesslich der Jahresrechnung zur Genehmi-
gung und der Bericht des Verwaltungsrates der SERV zur 
Erreichung der strategischen Ziele 2011-15 sowie der Be-
richt der Revisionsstelle vom 26. Februar 2016 zur Kennt-
nisnahme unterbreitet.  

D. Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat hat die ihm gemäss Ziffer C. unterbreiteten 
Berichte am 13. April 2016 genehmigt bzw. zur Kenntnis 
genommen und den Mitgliedern des Verwaltungsrats für 
das Geschäftsjahr 2015 Entlastung erteilt. 

Damit wird die fünfjährige Strategieperiode 2011-15 er-
folgreich abgeschlossen. Die neuen strategischen Ziele 
2016-19 hat der Bundesrat bereits im Januar 2016 geneh-
migt. 
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(beide Personalvertreter), Hans Werder (Staatsvertreter) 

CEO: Urs Schaeppi  

Externe Revisionsstelle: KPMG, Muri 

 

 

 

A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Swisscom hat im Geschäftsjahr 2015 die Position als füh-
rendes ICT-Unternehmen in der Schweiz bestätigt und 
eine solide Marktleistung erzielt. Die Kundenbasis konnte 
insgesamt weiter verbreitert werden. Während der Markt-
anteil im weitgehend gesättigten Kerngeschäft Konnekti-
vität auf hohem Niveau stabil blieb, nahm er in den neue-
ren, noch wachsenden Geschäftsfeldern Kommunikation 
(Fernsehen) und IT-Systemdienstleistungen weiter zu. 
Die anhaltend starke Preiserosion in nahezu allen Ge-
schäftsbereichen liess den Nettoumsatz des Konzerns 
praktisch auf dem Niveau des Vorjahres stagnieren. 

Der Anspruch von Swisscom, das beste Netz und den 
besten Service in der Schweiz zu bieten, wurde durch die 
erneut über dem Branchendurchschnitt liegende Kunden-
zufriedenheit bestätigt.  

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Im Jahr 2015 hat Swisscom die strategischen Ziele des 
Bundesrates insgesamt erreicht. 

Im angestammten Kerngeschäft Konnektivität (Festnetz, 
Breitband, Mobilfunk für Privat- und Geschäftskunden) ver-
teidigte Swisscom die führende Marktposition in der 
Schweiz. Gleichzeitig baute Swisscom den Marktanteil in 
den jüngeren Geschäftsfeldern Kommunikation (nament-
lich Fernsehen) und IT-Systemdienstleistungen weiter aus.  

Swisscom investierte rund 1,8 Milliarden Franken in die 
Modernisierung und in den Ausbau der Netz- und IT-Infra-
struktur in der Schweiz. Per Jahresende waren rund 2,9 
Millionen Haushalte und Geschäfte mit Ultrabreitband-An-
schlüssen (> 50 Mbit/s) erschlossen. Die Abdeckung des 
leistungsfähigen Mobilfunkstandards LTE (bis zu 300 
Mbit/s) erreichte 98 Prozent der Bevölkerung. 

Swisscom mass dem Schutz von Netz und Daten zielge-
mäss hohe Priorität zu. In enger Zusammenarbeit mit den 
Behörden traf Swisscom im Rahmen der Möglichkeiten lau-
fende Vorkehrungen, um allfällige Angriffe auf die Informa-
tionssicherheit frühzeitig erkennen und abwehren zu kön-
nen.  

Der Unternehmenswert nahm aufgrund des um 3,7 Prozent 
gesunkenen Aktienkurses um rund 1 Milliarde Franken ab. 
Die finanziellen Ziele wurden deshalb nur teilweise erreicht, 
was durch die gute Performance in den Vorjahren aber re-
lativiert wird. Aufgrund von Sondereffekten – darunter eine 
Rückstellung von 186 Millionen für eine drohende Busse 
der Wettbewerbsbehörden – verringerten sich Nettoum-
satz, Betriebsergebnis vor Abschreibungen und Reinge-
winn gegenüber dem Vorjahr. Auf vergleichbarer Basis, 
d.h. bereinigt um Sondereffekte, nahmen Umsatz und Er-
gebnis leicht zu. 

Der italienischen Tochtergesellschaft Fastweb gelang es in 
einem weiterhin schwierigen wirtschaftlichen Umfeld, auf 
allen Ebenen – Kundenbestand, Marktanteil, Umsatz, Er-
gebnis – weiter zu wachsen und einen positiven Free Cash 
Flow zu generieren. Die Werthaltigkeit der Beteiligung an 
Fastweb wurde bestätigt. 

Im Berichtsjahr ging Swisscom mehrere Kooperationen ein, 
darunter ein Joint Venture mit Coop für einen Online-Markt-
platz sowie ein Joint Venture mit SRG und Ringier für die 
Vermarktung von digitalisierter Werbung. Die Wettbe-
werbskommission genehmigte die Zusammenschlüsse 
ohne Auflagen; ebenso hiess das UVEK die Teilnahme der 
SRG gut. 

Swisscom wird auch in Zukunft gefordert sein, der anhal-
tenden Margenerosion im Stammgeschäft durch die Er-
schliessung neuer Geschäftsfelder zu begegnen. Der Bun-
desrat erwartet, dass die notwendigen Investitionen im ita-
lienischen Markt von Fastweb aus eigenen Mitteln finan-
ziert werden. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 11 678 11 703 

Reingewinn / -verlust (Mio. CHF) 1 362 1 706 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 21 149 20 961 

Eigenkapitalquote in % 24,8 26,2 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 21 637 21 125 

Unternehmensspezifische Kennzahlen 

Aktienkurs am 31. Dezember (CHF) 503,00 522,50 

Dividende (CHF pro Aktie) 22 22 

Gesamtrendite1) (%) 0,5 15,7 

Nettoverschuldung (Mio. CHF) 8 042 8 120 

Nettoverschuldung  EBITDA2) 2,0 1,8 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 0 0 

Gebühren (Mio. CHF) 0 0 

1) Gesamtrendite = (Dividende + Aktienkurs am 31. 12. 2015 – 
Aktienkurs am 31. 12. 2014) ÷ Aktienkurs am 31. 12. 2014  

2) EBITDA: Ergebnis vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen 
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Die italienische Tochtergesellschaft Fastweb entwickelte 
sich ungeachtet der nach wie vor bestehenden wirtschaft-
lichen Probleme des Landes erfreulich. Die Stellung als 
klare Nummer Zwei im Breitbandmarkt hinter Telecom Ita-
lia wurde gestärkt. Die Profitabilität machte trotz unverän-
dert hoher Investitionen einen kräftigen Sprung nach vorn. 
Aufgrund der Wechselkursentwicklung schlug sich das 
Betriebsergebnis von 62 Millionen Euro allerdings nicht in 
einem positiven Wertbeitrag auf Konzernstufe nieder. Hin-
gegen profitierte Swisscom erstmals seit der Übernahme 
2007 von Fastweb von einen positiven Free-Cash-Flow 
aus dem Italiengeschäft. 

Swisscom trug mit ihrer hochwertigen, flächendeckenden 
ICT-Infrastruktur, in deren Modernisierung und Ausbau im 
Berichtsjahr rund 1,8 Milliarden Franken investiert wur-
den, massgeblich zur Stärkung der Informationsgesell-
schaft sowie des Wirtschafts- und Forschungsstandorts 
Schweiz bei. Die Umstellung der gesamten Infrastruktur 
auf das Internet-Protokoll (All-IP), die neue Funktionalitä-
ten ermöglicht und – nach Abschaltung der analogen Sys-
teme – auch Kosten spart, schritt weiter voran. Ein 
Schwerpunkt lag beim Ultrabreitband-Ausbau auf Basis 
verschiedener Varianten der Glasfasertechnologie (Fibre 
to the Home FTTH, Fibre to the Building FTTB, Fibre to 
the Street FTTS, Fibre to the Curb FTTC). Per Jahresende 
waren 2,9 Millionen Haushalte und Geschäfte mit Ultra-
breitband-Anschlüssen (> 50 Mbit/s) erschlossen. Die Ab-
deckung mit TV-tauglichen Breitband-Anschlüssen betrug 
93 Prozent der Haushalte und Geschäfte. Der leistungs-
fähige Mobilfunkstandard der vierten Generation stand 98 
Prozent der Bevölkerung zur Verfügung.  

Swisscom ist sich der wachsenden Bedeutung der Infor-
mationssicherheit im digitalen Zeitalter bewusst. Das 
Fernmeldegeheimnis und das Datenschutzrecht wurden 
eingehalten. Die Infrastruktur und die Kundendaten wur-
den im Rahmen des Möglichen mit Schutzmassnahmen 
auf dem neuesten Stand der Technik gegen Cyber-Atta-
cken geschützt. Aufgrund der vielfältigen Abhängigkeiten 
– namentlich von den ausländischen Lieferanten der tech-
nischen Systeme – konnte freilich keine hundertprozen-
tige Sicherheit garantiert werden. 

Als Inhaberin der Grundversorgungskonzession im Fern-
meldebereich erbrachte Swisscom den Service Public ge-
mäss den Qualitätskriterien des Fernmelderechts und 
ohne finanzielle Abgeltungen.  

Swisscom kam ihrer Verpflichtung nach, anderen Tele-
kommunikationsunternehmen den diskriminierungsfreien 
Zugang zu ihrem regulierten Netz zu kostenorientierten 
Preisen zu gewähren. 

2. Finanzielle Ziele 

Das Ziel, den Unternehmenswert zu steigern, wurde ver-
fehlt. Infolge des um 3,7 Prozent gefallenen Aktienkurses 
(Stichtag: 31. Dezember) nahm die Börsenkapitalisierung 
um rund eine Milliarde Franken ab. Dies ist freilich vor 
dem Hintergrund des kräftigen Auftriebs in den Vorjahren 

zu sehen. Seit 2011 hat die Börsenkapitalisierung von 
Swisscom um über 40 Prozent zugenommen. Die Gesam-
trendite der Swisscom-Aktie fiel im Berichtsjahr mit 0,5 
Prozent im Vergleich zum SMI und zum europäischen 
Branchen-Index unterdurchschnittlich aus. Die Dividen-
denrendite von 4,2 Prozent war im herrschenden Tiefzin-
sumfeld nach wie vor als attraktiv zu beurteilen.  

Ein deutlicher Einbruch gegenüber dem Vorjahr war beim 
Bruttoergebnis EBITDA (-7,1%), beim Betriebsergebnis 
EBIT (-13,4%) und beim Reingewinn (-20,2%) zu ver-
zeichnen. Ursache waren Sonderfaktoren, darunter eine 
Rückstellung von 186 Millionen Franken für eine dro-
hende Busse der Wettbewerbsbehörde. Auf vergleichba-
rer Basis, d.h. ohne diese Sonderfaktoren und bei kon-
stanten Wechselkursen, wäre das Bruttoergebnis um 2,3 
Prozent besser ausgefallen als im Vorjahr.  

Die Nettoverschuldung, welche im Vorjahr infolge der 
Übernahme von PubliGroupe um gut 300 Millionen Fran-
ken zugenommen hatte, wurde um 78 Millionen auf etwas 
über 8 Milliarden abgebaut. Weil gleichzeitig das Bruttoer-
gebnis proportional stärker zurückging, nahm das Verhält-
nis von Nettoverschuldung zu EBITDA dennoch von 1,8 
auf 2,0 zu. Die vom Bundesrat gesetzte Verschuldungsli-
mite von 2,1 x EBITDA wurde aber eingehalten. Das Cre-
dit Rating blieb unverändert im Single-A-Bereich (Stan-
dard & Poors: A stabil; Moody’s: A2 stabil). 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Swisscom profiliert sich als attraktiver Arbeitgeber mit ei-
ner fortschrittlichen, sozial verantwortlichen Personalpoli-
tik. Die Arbeitszufriedenheit ist im Branchenvergleich 
überdurchschnittlich. Mit den Sozialpartnern wird ein kon-
struktiver Dialog gepflegt. Vielfalt, Chancengleichheit, Ge-
sundheit am Arbeitsplatz und die Integration von Mitarbei-
tenden mit eingeschränkter Leistungsfähigkeit werden ge-
fördert. Als führendes Unternehmen in einer Branche, die 
von stetigem und raschem Wandel gekennzeichnet ist, in-
vestiert Swisscom viel in die permanente Weiterbildung 
von Mitarbeitenden und Kadern. Die Mehrzahl der ausge-
schriebenen Kaderstellen kann intern besetzt werden. 

Im Berichtsjahr nahm die Zahl der Beschäftigten in der 
Schweiz um 3,8 Prozent auf 18 965 Stellen zu. Hinter die-
ser Zahl verbirgt sich ein erheblicher Strukturwandel: in 
rückläufigen Diensten wurden Stellen abgebaut und in 
wachsenden Geschäftsfeldern neue Arbeitsplätze ge-
schaffen. Der Frauenanteil betrug 26 Prozent der Vollzeit-
stellen-Äquivalente (in Führungspositionen 11%). Zwei 
von sieben Mitgliedern des Verwaltungsrates waren 
Frauen, in der Konzernleitung war keine Frau vertreten. 

Swisscom ist bei Weitem die grösste Ausbildnerin von 
ICT-Fachkräften in der Schweiz. Im Berichtsjahr haben 
254 Jugendliche hier ihre Lehre bei Swisscom begonnen. 
Insgesamt standen 903 Lernende in einer Vielzahl von 
technischen und kaufmännischen Berufen in Ausbildung. 
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4.  Kooperationen und Beteiligungen 

Swisscom hält ein vielfältiges Portfolio von kleineren und 
grösseren in- und ausländischen Beteiligungen, welche 
zum einen das angestammte Kerngeschäft unterstützen, 
zum anderen neue Geschäftsfelder erschliessen.  

Im Berichtsjahr führte Swisscom die beiden Verzeichnis-
portale «local.ch» und «search.ch» in einer neuen Toch-
tergesellschaft zusammen. Dadurch wurde der Auftritt im 
digitalen Werbemarkt gestärkt. Dem gleichen Zweck 
diente auch die Gründung eines Joint Venture mit SRG 
und Ringier, das die einheimischen Kräfte gegen die zu-
nehmende Konkurrenz globaler Internet-Firmen bündeln 
und stärken sollte. Weiter wurde ein Joint Venture 
(siroop.ch) mit Coop zur Schaffung eines digitalen Markt-
platzes geschaffen. Alle diese Zusammenschlüsse wur-
den von der Wettbewerbskommission ohne Auflagen ge-
nehmigt. Die Teilnahme der SRG am Joint Venture mit 
Swisscom und Ringier wurde durch das UVEK im Früh-
jahr 2016 genehmigt.  

Daneben wurden auch einige Unternehmen bzw. Unter-
nehmensteile verkauft – namentlich Alphapay (Inkasso) 
und Swisscom Hospitality Services (IPTV Lösungen für 
Hotels) –, da sie nicht mehr zur strategischen Ausrichtung 
von Swisscom passten. 

Alle Kooperationen und Beteiligungen standen im Ein-
klang mit den strategischen Zielen des Bunderates. 

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle (KPMG AG) kam zum Ergebnis, dass 
die konsolidierte Jahresrechnung der Swisscom AG für 
das Geschäftsjahr 2015 dem schweizerischen Gesetz 
entspricht und ein die tatsächlichen Verhältnisse wider-
spiegelndes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage des Unternehmens vermittelt. 

C.  Anträge an die Generalversammlung 

Gemäss Bundesratsbeschluss vom 13. Mai 1998 über die 
Statuten von Swisscom AG werden die Aktionärsrechte 
des Bundes durch die Vorsteher des EFD und des UVEK 
respektive durch eine von ihnen bevollmächtigte Vertre-
tung gemeinsam wahrgenommen. 

Die ordentliche Generalversammlung der Swisscom AG 
fand am 6. April 2016 in Granges-Paccot statt. Der Ver-
waltungsrat hat der Generalversammlung beantragt, 

1. den Lagebericht, die Jahresrechnung der Swisscom 
AG und die Konzernrechnung für das Geschäftsjahr 
2015 zu genehmigen; 

2. den Vergütungsbericht 2015 im Sinne einer Konsulta-
tivabstimmung zustimmend zur Kenntnis zu nehmen; 

3. eine Dividende von 22 Franken pro Aktie auszuschütten; 

4. den Mitgliedern von Verwaltungsrat und Geschäftslei-
tung für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen; 

5. Hansueli Loosli (bisher; Präsident), Barbara Frei (bis-
her), Frank Esser (bisher), Theophil Schlatter (bisher), 
Catherine Mühlemann (bisher), Roland Abt (neu), Va-
lérie Berset Bircher (neu; Personalvertreterin) und A-
lain Carrupt (neu; Personalvertreter) für die Amtsdauer 
von einem Jahr in den Verwaltungsrat zu wählen; 

6. Barbara Frei (bisher), Theophil Schlatter (bisher), Hans 
Werder (bisher), Hansueli Loosli (bisher; Mitglied ohne 
Stimmrecht) und Frank Esser (neu) für die Amtsdauer 
von einem Jahr in den Vergütungsausschuss zu wäh-
len; 

7. den maximalen Gesamtbetrag der Vergütungen der 
Mitglieder des Verwaltungsrat im Geschäftsjahr 2017 
auf 2,5 Millionen Franken und den maximalen Gesamt-
betrag der Vergütungen der Mitglieder der Konzernlei-
tung im Geschäftsjahr 2017 auf 9,7 Millionen Franken 
festzulegen; 

8. die Anwaltskanzlei Reber Rechtsanwälte, Zürich, als 
unabhängigen Stimmrechtsvertreter wiederzuwählen; 

9. KPMG AG, Muri b. Bern, für das Geschäftsjahr 2016 
als Revisionsstelle wiederzuwählen. 

D. Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat beauftragte am 23. März 2016 das UVEK 
und das EFD, den Anträgen des Verwaltungsrates an die 
Generalversammlung der Swisscom AG zuzustimmen. 

Gleichzeitig ordnete der Bundesrat Hans Werder (bisher) 
für die Amtsdauer von einem Jahr als Staatsvertreter in 
den Verwaltungsrat von Swisscom ab. 
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Die Verkehrsleistung im Personenverkehr ist weiter ge-
wachsen: Der abgeltungsberechtigte Regionalverkehr 
wuchs mit 2,8 Prozent (Vorjahr 4,6 %) stärker als der 
gewinnorientierte Fernverkehr mit 1,5 Prozent (Vorjahr 
1,8 %). Im Fernverkehr war das Wachstum in den Ne-
benverkehrszeiten erstmals stärker als in den Hauptver-
kehrszeiten, beim Regionalverkehr war die Quote stabil. 
Im internationalen Personenverkehr stabilisierte sich die 
Verkehrsleistung nach den Einbussen im Vorjahr. Insbe-
sondere die Verkehrsleistung nach Deutschland konnte 
deutlich erhöht werden, dies auch dank dem in Koopera-
tion mit der Deutschen Bahn angebotenen IC-Fernbus 
von Zürich nach München. Auf der Verbindungen nach 
Italien kam es trotz zusätzlichem Verkehr wegen der 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 8 786 8 664 

Konzerngewinn (Mio. CHF) 246 373

Bilanzsumme (Mio. CHF) 39 523 38 106 

Eigenkapitalquote in % 29,4 29,9 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 33 000 32 730 

Unternehmensspezifische Kennzahlen 

Personalzufriedenheit (Punkte, max. 100) 64 66

Beförderte Personen (Mio. pro Tag) 1,21 1,18

Kundenpünktlichkeit (%) 87,8 87,7

Ergebnis Personenverkehr (Mio. CHF) 131 104 

Ergebnis Güterverkehr (Mio. CHF) -22 33

Verzinsliche Nettoverschuldung (Mio. CHF) 8 252 7 720 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 1) 2 090 2 097 

Gebühren (Mio. CHF) 0 0 

1) Abgeltungen und Investitionsbeiträge des Bundes für Infra-
struktur, Regional-/Güterverkehr sowie für Behindertengesetz 

 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Im Jahr 2015 hat die SBB die strategischen Ziele 
des Bundesrates teilweise erreicht. 

Gut ist die Leistungsbilanz bei den Immobilien und 
teilweise im Personenverkehr. Handlungsbedarf 
besteht im Infrastrukturbereich und beim Güterver-
kehr. Die finanzielle Situation der SBB bleibt heraus-
fordernd. Für eine nachhaltige Verbesserung der 
Jahresergebnisse erwartet der Bundesrat eine Stei-
gerung der Produktivität. 

Das Jahresergebnis der SBB sank auf 246 Millionen 
Franken (Vorjahr 373 Mio.). Der Free Cash Flow 
reichte nicht aus, um die kommerziellen Investitionen 
aus den eigenen Mitteln zu erwirtschaften. Die ver-
zinsliche Nettoverschuldung stieg auf 8,25 Milliarden 
und erreichte das 6,9-fache des EBITDA. Der Bun-
desrat erwartet eine Begrenzung der verzinslichen 
Nettoverschuldung auf das 6,5-fache des EBITDA. 

Der Personenverkehr verzeichnete erneut eine Ver-
kehrszunahme: Der Regionalverkehr wuchs mit 2,8 
Prozent (Vorjahr 4,6 %) stärker als der Fernverkehr 
mit 1,5 Prozent (Vorjahr 1,8 %). Bei der Pünktlichkeit 
und bei der Kundenzufriedenheit ist eine leichte 
Zunahme auf hohem Niveau festzustellen. 

Strukturelle Effekte sowie der starke Franken trugen 
wesentlich dazu bei, dass SBB Cargo im Güterver-
kehr die positiven Ergebnisse der beiden Vorjahre 
nicht bestätigen konnte. Um das Geschäft in diesem 
schwierigen Marktumfeld nachhaltig zu sichern, sind 
weitere Massnahmen zur Ergebnisverbesserung in 
Umsetzung. 

Die Ziele im Infrastrukturbereich hat die SBB nur 
teilweise erreicht. Betrieb und Erhalt der stark belas-
teten Infrastruktur erforderten 2015 zusätzliche Un-
terhaltsarbeiten und deutlich mehr Mittel.  

Die personellen Ziele wurden insgesamt erreicht. Die 
SBB betreibt eine fortschrittliche und sozial verant-
wortliche Personalpolitik. Am 1. Januar 2015 ist der 
neue GAV mit einer Laufzeit von vier Jahren in Kraft 
getreten. Die Zufriedenheit der Mitarbeitenden sank 
von 66 auf 64 Punkte. 

Bei den Beteiligungen und Kooperationen ergaben 
sich gegenüber dem Vorjahr keine wesentlichen 
Änderungen. 
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EXPO 2015 zu Rückgängen. In Richtung Frankreich und 
Österreich blieb die Verkehrsleistung stabil. 

Der Güterverkehr bewegt sich in einem schwierigen 
Marktumfeld mit tiefen Margen. Strukturelle Effekte so-
wie der starke Franken trugen wesentlich dazu bei, dass 
SBB Cargo die positiven Ergebnisse der beiden Vorjahre 
nicht bestätigen konnte und ein Ergebnis von -22 Millio-
nen (Vorjahr 33 Mio.) erzielte. Das Jahresergebnis des 
Geschäftsbereichs Schweiz (inkl. Import-Exportverkehre) 
betrug -20 Millionen (Vorjahr 32 Mio.), jenes von SBB 
Cargo International -3 Millionen (Vorjahr 1 Mio.). 

Gut ist die Leistungsbilanz bei den Immobilien. Zusam-
men mit den lokalen und kantonalen Behörden werden 
die Bahnhöfe und deren Umgebung mit der steigenden 
Zahl von Bahnreisenden und mit den Ansprüchen der 
Kunden weiter entwickelt. Die Kundenzufriedenheit an 
den Bahnhöfen ist auf hohem Niveau weiter gestiegen. 
Mit einer marktorientierten Bewirtschaftung ihrer Immobi-
lien erreicht SBB Immobilien einen positiven Beitrag an 
das Konzernergebnis. 

Im Infrastrukturbereich hat die SBB die Ziele nur teilwei-
se erreicht. Die SBB hat bereits 2013 eine deutliche 
Verschlechterung des Anlagenzustands festgestellt und 
2015 erneut zusätzliche, nicht in der Leistungsvereinba-
rung 2013-2016 vorgesehene Unterhaltsmassnahmen 
eingeleitet. Im Ergebnis resultierte für Infrastruktur-Netz 
ein Defizit von -141 Millionen. Auch für die kommenden 
Jahre sieht die SBB die Notwendigkeit für zusätzliche 
Unterhaltsmassnahmen. Im Berichtsjahr ereigneten sich 
133 Störungen (Vorjahr 118), welche durch die Infra-
struktur verursacht wurden und zu Verspätungen von 
mehr als 3 Minuten führten. Hauptgrund für die Stö-
rungszunahme waren Bauarbeiten auf der Zulaufstrecke 
von Deutschland Richtung Basel, infolge derer viele 
Züge verspätet ins Netz der SBB übergeben wurden. 
Zudem gab es vermehrt wetterbedingte Störungen an 
Anlagen.  

Die Pünktlichkeit befindet sich trotz der erwähnten Stö-
rungen auf hohem Niveau. Im Personenverkehr erreich-
ten 87,8 Prozent aller Reisenden ihr Ziel mit weniger als 
drei Minuten Verspätung (Vorjahr 87,7 %). Die An-
kunftspünktlichkeit der Güterzüge in der Schweiz lag mit 
65,6 Prozent tiefer als im Vorjahr (68,9%). Bei der Kun-
denzufriedenheit und dem Konzernimage ist ein Anstieg 
festzustellen. Diese Entwicklung ist in erster Linie auf 
eine bessere Bewertung von Platzangebot, Preis-
Leistungsverhältnis und Sauberkeit zurückzuführen.  

Das Sicherheitsniveau ist weiterhin hoch. Der Gesamtin-
dex 2015 bewegte sich im langjährigen Durchschnitt, 
liegt aber tiefer als im sehr guten Jahr 2014. Der Anstieg 
bei den Zugunfällen von zwei auf elf Ereignisse (vier 
Zusammenstösse, 7 Entgleisungen) fiel im Gesamtindex 
stark ins Gewicht. Um das Sicherheitsniveau weiter zu 
verbessern, werden Massnahmen auf der technischen 

wie auch auf der Ebene der Mitarbeitenden umgesetzt. 
Weitere Fortschritte konnten bei den Umweltzielen 
(Energiesparprogramm und CO2-Reduktion) erzielt wer-
den. 

2. Finanzielle Ziele 

Die Jahresrechnung weist einen Rückgang des Kon-
zerngewinns um 127 Millionen auf 246 Millionen aus. Die 
Abnahme ist in erster Linie auf tiefere Gewinne aus Im-
mobilienverkäufen, den Defizitanstieg von Infrastruktur 
Netz sowie auf die negativen Auswirkungen der Fran-
kenstärke zurückzuführen. Der Bereich Immobilien leis-
tete mit 342 Millionen den grössten Ergebnisbeitrag, 
gefolgt vom Personenverkehr mit einem Gewinn von 131 
Millionen. SBB Cargo erzielte einen Verlust von -22 
Millionen. Grösste Verlustquelle war der abgeltungsbe-
rechtigte Bereich Infrastruktur Netz mit einem Ergebnis 
von -141 Millionen. SBB Immobilien leistete eine Aus-
gleichszahlung von 150 Millionen an die Infrastruktur und 
einen wesentlichen Beitrag an die Sanierung der Pensi-
onskasse SBB. Die Vorgaben zur Produktivität wurden 
nur teilweise – namentlich im Güterverkehr – erreicht. 

Die Investitionen konnten nicht aus den selbsterarbeiten 
Mitteln finanziert werden. Die verzinsliche Nettover-
schuldung stieg im Vergleich zum Vorjahr um 532 Millio-
nen auf 8,25 Milliarden und erreichte das 6,9-fache des 
EBITDA. Der Bundesrat erwartet eine Begrenzung der 
verzinslichen Nettoverschuldung auf das 6,5-fache des 
EBITDA. Zur Wahrung ihrer finanziellen Stabilität muss 
es der SBB deshalb gelingen, ein tragfähiges Verhältnis 
zwischen Investitionen, Erträgen und Produktivitätsstei-
gerungen zu erreichen. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Die SBB betreibt eine fortschrittliche und sozial verant-
wortliche Personalpolitik. Der Personalbestand nahm um 
271 (+1,7 %) auf 33‘000 Vollzeitstellen zu. Am 1. Januar 
2015 ist der neue GAV mit einer Laufzeit von vier Jahren 
in Kraft getreten. Der GAV 2015 enthält personalpolitisch 
wichtige Neuerungen sowohl für die Unternehmung als 
auch für die Mitarbeitenden. Insgesamt absolvierten 
1488 Lernende (rund 5 % des Mitarbeiterbestandes) 
eine Ausbildung bei der SBB. Die SBB fördert mit be-
sonderen Programmen die Gesundheitskompetenz, die 
berufliche Wiedereingliederung sowie die Arbeitsmarkt-
fähigkeit ihrer Mitarbeitenden und setzt sich für die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie ein.  

Der Deckungsgrad der Pensionskasse SBB belief sich 
2015 auf 105,7 Prozent (Vorjahr 107,3%). Angesichts 
ungenügender Schwankungsreserven, geringeren Anla-
gerenditen sowie der steigenden Lebenserwartung be-
schloss der Stiftungsrat Ende 2014 ein Massnahmenpa-
ket zur langfristigen Stabilisierung der Pensionskasse 
SBB, welches im Januar 2016 umgesetzt wurde. Einen 
weiteren Schritt hat die SBB mit den Sozialpartnern am 
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23. März 2015 vereinbart: Die SBB leistet eine Einmal-
einlage von 690 Millionen zur nachhaltigen Stabilisierung 
der Pensionskasse im Rahmen der Anpassung der tech-
nischen Grundlagen per 1. Januar 2016. Im Gegenzug 
leistet das Personal seinerseits Beiträge (Verzicht auf 
einen Ferientag bis 2018, Verzicht auf generelle Lohner-
höhungen bis 2020 sowie eine maximale individuelle 
Lohnentwicklung von 0,8% bis 2020).  

Die Personalzufriedenheit sank im Berichtsjahr von 66 
auf 64 Punkte. Das haben drei Stimmungsbarometer bei 
je 1000 Mitarbeitenden ergeben. Der Aufwärtstrend der 
letzten Jahre setzte sich damit nicht weiter fort. Die 
Rücklaufquote betrug knapp 50 Prozent.  

4. Kooperationen und Beteiligungen 

Bei den Beteiligungen und Kooperationen ergaben sich 
im Berichtsjahr keine wesentlichen Änderungen. Die 
Ziele sind erreicht.  

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle empfiehlt mit Bericht vom 
11. März 2016 der Generalversammlung, die Jahres- 
und Konzernrechnung 2015 zu genehmigen. Sie gelangt 
zum Schluss, dass die Konzernrechnung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage in Übereinstimmung mit 
den Swiss GAAP FER vermittelt und dem schweizeri-
schen Gesetz entspricht. 

C. Anträge an die Generalversammlung  

Gemäss Bundesratsbeschluss vom 7. Juni 1999 über die 
Statuten der SBB werden die Aktionärsrechte des Bun-
des durch die Vorsteher des EFD und des UVEK (res-
pektive durch eine von diesen bezeichnete Vertretung) 
gemeinsam wahrgenommen. 

Die ordentliche Generalversammlung der SBB AG findet 
am 15. Juni 2016 in Bern statt. Der Verwaltungsrat bean-
tragt, 

1. den Lagebericht, die Jahresrechnung und die Kon-
zernrechnung 2015 zu genehmigen und die Berichte 
der Revisionsstelle zur Konzernrechnung SBB und 
Jahresrechnung SBB AG sowie den umfassenden 
Bericht der Revisionsstelle an den Verwaltungsrat 
gemäss Art. 728b OR zur Kenntnis zu nehmen;  

2. den Bilanzgewinn per 31. Dezember 2015 von  
170,0 Millionen auf die neue Rechnung vorzutragen 
(Jahresgewinn 2015 293,3 Mio.; Verlustvortrag Vor-
jahr -269,1 Mio.; Entnahme Reserve gemäss Art. 67 
EBG für Infrastruktur und Art. 36 PBG für Regionaler 
Personenverkehr von 145,8 Mio.);  

3. den Mitgliedern des Verwaltungsrates und der Kon-
zernleitung für das Geschäftsjahr 2015, abgeschlos-
sen per 31. Dezember 2015, Entlastung zu erteilen; 

4. Zum Zeitpunkt der Verabschiedung des vorliegenden 
Berichtes standen die Anträge des Verwaltungsrates 
betreffend Wahlen in den Verwaltungsrat noch nicht 
fest, da die Nominationsverfahren für drei neue Mit-
glieder noch andauerten. Der Bundesrat wird sich zu 
einem späteren Zeitpunkt im Rahmen eines separa-
ten Beschlusses mit diesem Geschäft befassen. 

5. Ernst & Young für eine Amtsdauer von einem weiteren 
Jahr als Revisionsstelle zu wählen. 

D.  Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat hat am 23. März 2016 das UVEK und das 
EFD beauftragt, den Anträgen des Verwaltungsrates an 
die Generalversammlung der SBB AG – mit Ausnahme 
des noch ausstehenden Antrages 4 „Wahlen des Verwal-
tungsrates“ – zuzustimmen. 
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Die Schweizerische Post AG 
Internet: www.post.ch 
Sitz: Bern 
Rechtsform: Aktiengesellschaft 
Kotierung: nicht kotiert 
Bundesbeteiligung: 100%

 

Verwaltungsrat: Peter Hasler (Präsident), Adriano P.  
Vassalli (Vizepräsident), Susanne Blank (Personalvertrete-
rin), Michel Gobet (Personalvertreter), Andreas Schläpfer, 
Marco Durrer, Philippe Milliet, Myriam Meyer, Nadja Lang 

CEO: Susanne Ruoff 

Externe Revisionsstelle: KPMG AG, Muri bei Bern 

 

 

 

A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Die Post gewährleiste die Grundversorgung mit Post-
diensten und Dienstleistungen des Zahlungsverkehrs 
auch im vergangenen Jahr in guter Qualität und zu ange-
messenen Preisen. Bei den A-Post-Briefen erreichten 
97,8 Prozent und bei den B-Post-Briefen 98,9 Prozent 
rechtzeitig den Empfänger. Bei den Paketen weist die 
Post in den Bereichen „Priority“ und „Economy“ eine Zu-
stellpünktlichkeit von 97,5 Prozent aus. Die Werte haben 
sich damit gegenüber dem Vorjahr kaum verändert. 

Im Jahr 2015 erreichen 95,8 Prozent der Bevölkerung in-
nerhalb von 20 Minuten – resp. 30 Minuten bei einem 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Im Jahr 2015 hat die Schweizerische Post AG die 
Ziele des Bundesrates erreicht.  

Die Grundversorgung mit Postdiensten und Dienst-
leistungen des Zahlungsverkehrs wurde in guter Qua-
lität und zu angemessenen Preisen erbracht. Die 
Laufzeitvorgaben für Briefe und Pakete wurden über-
troffen, ebenso die Vorgaben zur Erreichbarkeit der 
Poststellen bzw. dem Zugang der Bevölkerung zur 
Grundversorgung mit Postdiensten und im Zahlungs-
verkehr. Die Gesamtzufriedenheit der Kunden befin-
det sich auf Vorjahresniveau. Die Marktanteile im 
Kerngeschäft (Briefe, Pakete, Zahlungsverkehr und 
Personenverkehr) wurden gehalten. 

Der Betriebsertrag liegt mit 8224 Millionen 1,8 Pro-
zent unter dem Vorjahreswert, der Konzerngewinn 
konnte um 7 Millionen auf 645 Millionen gesteigert 
werden. Der Unternehmensmehrwert betrug im ver-
gangenen Jahr 169 Millionen. Ausser Poststellen und 
Verkauf vermochten alle Konzernbereiche ein positi-
ves Ergebnis vorzuweisen. Wie im Vorjahr werden 
dem Bund 200 Millionen Dividenden ausgeschüttet. 

Die Personalzufriedenheit im Konzern liegt konstant 
bei 75 Punkten, und die Fluktuationsrate ist nach wie 
vor tief. Mit ihrem Engagement für die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf sowie einem Anteil Lernender 
am gesamten Personalbestand von 5,7 Prozent kann 
die Post als sozialverantwortliche Arbeitgeberin be-
zeichnet werden. Die Pensionskasse weist einen De-
ckungsgrad von 99,4 Prozent auf (provisorischer 
Wert). 

Die Post engagiert sich mit verschiedenen Massnah-
men wie alternativen Antrieben und Treibstoffen so-
wie besserer Fahrzeugauslastung im Bereich der 
Nachhaltigkeit. 

Angesichts des steigenden Defizits von Poststellen 
und Verkauf erwartet der Bundesrat, dass das Netz 
an Zugangspunkten konsequent weiterentwickelt 
wird. 

Bei den Kooperationen und Beteiligungen ist die Ren-
tabilität (EBIT-Marge) im Ausland mit 5 Prozent klar 
tiefer als diejenige des Konzerns (10%) und hat sich 
aufgrund des starken Frankens und der tieferen Sen-
dungsmengen gegenüber dem Vorjahr verschlech-
tert. Der Bundesrat erwartet hier eine Steigerung. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF)1) 8 224 8 371 

Konzerngewinn (Mio. CHF)2) 645 638 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 120 327 124 671 

Eigenkapitalquote in % 3,6 4,0 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 44 131 44 681 

Unternehmensspezifische Kennzahlen 

Personalzufriedenheit (Skala 0 – 100) 75 75 

Dividende an Bund (Mio. CHF) 200 200 

Adressierte Briefe (Mio. Sendungen) 2 172 2 203 

Pakete (Mio. Sendungen) 115 112 

Neugeldzufluss PostFinance (Mrd. CHF) -2,8 2,8 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF)3) 226 225 

Gebühren (Mio. CHF) 0 0 

1) Total Betriebsertrag 
2) Die angegebenen finanziellen Kennzahlen beinhalten Sonderef-

fekte (Anpassung Personal-/Vorsorgeaufwand und latente Er-
tragssteuersätze), die normalisiert wurden, um eine bessere 
Vergleichbarkeit zu erreichen.  

3) Abgeltungen Bund an PostAuto und für indirekte Presseförde-
rung (Subventionsempfänger dieser 50 Mio. CHF pro Jahr sind 
jedoch die Verleger) 

4)  
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Hausservice – eine Poststelle oder eine Postagentur. Die 
Erreichbarkeit der Dienstleistungen des Zahlungsver-
kehrs ergab einen Wert von 98,5 Prozent.1  

Die Gesamtzufriedenheit der Kunden der Post liegt wie 
bereits 2013 und 2014 bei 80 Punkten (Skala 1-100). Die 
Zufriedenheit der Geschäftskunden mit Swiss Post Solu-
tions und PostFinance hat sich gegenüber dem Vorjahr 
jedoch um 3 Punkte verschlechtert. Die Privatkunden sind 
insbesondere mit Poststellen und Verkauf sehr zufrieden. 

Die Preise der Post bei den Briefen und Paketen sind im 
internationalen Vergleich günstig. So belegt die Post bei 
den Briefen von 15 europäischen Vergleichsländern den 
7. Platz und bei den Paketen den 5. Platz. Die Verschlech-
terungen gegenüber dem Vorjahr um einen (Briefe) resp. 
zwei Plätze (Pakete) erklärt sich hauptsächlich mit dem 
starken Franken. Kaufkraftbereinigt belegt die Post in bei-
den Kategorien nach wie vor den ersten Rang. 

Der Mengenrückgang bei den adressierten Briefen schrei-
tet weiter voran und betrug 2015 1,4 Prozent. Bei den von 
der Post transportierten Zeitungen kam es zu einem 
Rückgang von 3,8 Prozent. Der nach wie vor wachsende 
Online-Versandhandel führte zu 3,2 Prozent mehr trans-
portierten Paketen. PostAuto hat gegenüber dem Vorjahr 
4,4 Millionen Passagiere mehr befördert. Die Post ver-
mochte ihre Marktstellung in den Geschäftsfeldern Kom-
munikation und Logistik, Finanzdienstleistungen und Per-
sonenverkehr zu halten. 

2. Finanzielle Ziele 

Der Betriebsertrag hat gegenüber dem Vorjahr um 147 
Millionen Franken abgenommen. Das Betriebsergebnis 
(EBIT) beträgt 823 Millionen (2014: 803 Mio.). Diese Zu-
nahme gegenüber dem Vorjahr ist insbesondere auf der 
Veränderung von Buchwerten im Finanzdienstleistungs-
markt zurückzuführen. Der Konzerngewinn konnte um 7 
Millionen auf 645 Millionen gesteigert werden. Der Unter-
nehmensmehrwert (bereinigtes Betriebsergebnis abzgl. 
Kapitalkosten) betrug im vergangenen Jahr 169 Millionen. 

Alle Konzernbereiche mit Ausnahme des Segments Post-
stellen und Verkauf trugen zum positiven Ergebnis der 
Post bei. Das Betriebsergebnis wird hauptsächlich von 
PostMail (358 Mio.), PostLogistics (145 Mio.) und PostFi-
nance (459 Mio.) getragen. Der Neugeldzufluss bei Post-
Finance ist aufgrund der bei Geschäftskunden ab einem 
gewissen Freibetrag erhobenen Negativzinsen seit Jah-
ren erstmals negativ (-2,8 Mrd.). PostFinance verfügt über 
das bankenrechtlich erforderliche Eigenkapital. Das Be-
triebsergebnis von Poststellen und Verkauf beträgt -110 
Millionen und hat sich damit aufgrund der Mengenrück-
gänge bei den Briefen und Paketen sowie der Geldverar-

                                                           
1 Die beiden Aufsichtsbehörden PostCom und BAKOM werden noch  
prüfen, ob diese Werte die Vorgaben gemäss Postgesetzgebung erfüllen. 

beitung am Schalter trotz laufendem Umbau des Poststel-
lennetzes weiter verschlechtert. Die Rentabilität der Post 
ist verglichen mit den grössten europäischen Postgesell-
schaften hoch. 

Der Verwaltungsrat der Post beantragt eine Gewinnaus-
schüttung von 200 Millionen, was einer Dividende von 
153.8 Franken pro Aktie entspricht.  

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Der Personalbestand des Konzerns hat sich 2015 gegen-
über dem Vorjahr um 551 Vollzeitstellen verringert. Dieser 
Rückgang erfolgte in der Schweiz (-373 FTE) und im Aus-
land (-178 FTE). Zu den grössten Rückgängen kam es bei 
PostMail aufgrund von Optimierungsmassnahmen bei 
den Sortier- und Zustellprozessen und bei Poststellen und 
Verkauf aufgrund des weiteren Umbaus des Poststellen-
netzes. Wachsende Personalbestände werden dagegen 
bei PostFinance (+3.7 %) und bei PostAuto (+5.4 %) ver-
zeichnet. Rund 83 Prozent des gesamten Post-Personals 
ist in der Schweiz beschäftigt. 

Die Personalzufriedenheit im Konzern liegt seit 2012 un-
verändert bei 75 Punkten (Skala 1-100). Im vergangenen 
Jahr absolvierten insgesamt 2077 (2013: 2035) Lernende 
eine berufliche Grundbildung bei der Post. Der Anteil Ler-
nender gemessen am gesamten Personalbestand in der 
Schweiz beträgt damit 5,7 Prozent. 

Die Post engagiert sich stark für die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf und bietet beispielsweise allen Mitarbei-
tenden orts- und zeitunabhängige Arbeitszeitmodelle. In 
der Schweiz arbeiten fast 50 Prozent aller Konzernmitar-
beitenden Teilzeit (d.h. mit einem Beschäftigungsgrad un-
ter 90%). 

Die Post und die Sozialpartner haben die Verhandlungen 
über einen neuen Dach-GAV sowie spezifische GAV für 
die Konzerngesellschaften Post CH AG, PostAuto AG und 
PostFinance AG 2015 abgeschlossen. Die neuen GAV 
sind per 1. Januar 2016 in Kraft getreten. 

Die Pensionskasse der Post weist per Ende 2015 einen 
Deckungsgrad von 99,4 Prozent aus (provisorischer 
Wert). 

4.  Kooperationen und Beteiligungen 

Im vergangenen Jahr hat die Post im Ausland einen Be-
triebsertrag von 1149 Millionen Franken erzielt (davon 
92,6 % in Europa), was 14 Prozent des Betriebsertrages 
des Konzerns entspricht. Der Rückgang gegenüber dem 
Vorjahr von 84 Millionen Franken erklärt sich hauptsäch-
lich mit Fremdwährungsberichtigungen aufgrund der Auf-
gabe des Franken-Euro-Mindestkurses sowie Mengen-
rückgängen bei den Import/Export-Sendungen. Das im 
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Ausland erzielte Betriebsergebnis betrug 57 Millionen 
bzw. 6,5 Prozent des Betriebsergebnisses des Konzerns. 
Die Rentabilität (EBIT-Marge) im Ausland ist mit 5 Prozent 
deutlich tiefer als diejenige des Konzerns mit 10 Prozent.  

Das Joint Venture ASENDIA mit der französischen Post 
(grenzüberschreitende Mailaktivitäten) vermochte 2015 
den Betriebsertrag und das Betriebsergebnis weiter zu er-
höhen. PostAuto konnte in Frankreich ein neues Stadt-
netz übernehmen (Sète). 

Die Post tätigte im vergangenen Jahr nur Akquisitionen 
mit einem geringen Kaufpreis und unwesentlichen Auswir-
kungen auf die Ertragslage (u.a. im Bereich Verzollung, 
Geldverarbeitung und Direct Marketing). 

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle bestätigt mit Bericht vom 7. März 
2016, dass die konsolidierte Jahresrechnung der Schwei-
zerischen Post AG für das Geschäftsjahr 2015 ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage in Übereinstimmung mit 
den International Financial Reporting Standards (IFRS) 
vermittelt und dem schweizerischen Gesetz entspricht. 
Sie empfiehlt, die konsolidierte Jahresrechnung 2015 zu 
genehmigen. 

C. Anträge an die Generalversammlung 

Die Aktionärsrechte des Bundes werden durch das UVEK 
und das EFD (respektive durch eine von diesen bezeich-
nete Vertretung) gemeinsam wahrgenommen. 

Die ordentliche Generalversammlung der Schweizeri-
schen Post AG findet am 26. April 2016 in Bern statt. Der 
Verwaltungsrat beantragt der Generalversammlung, 

1. die am 7. März 2016 durch den Verwaltungsrat ver-
abschiedete Teilrevision der Statuten zu genehmi-
gen; 

2. den Lagebericht und die Jahresrechnung der 
Schweizerischen Post AG sowie die Konzernrech-
nung für das Geschäftsjahr 2015 zu genehmigen 
und den Bericht der Revisionsstelle vom 7. März 
2016 zur Kenntnis zu nehmen; 

3. den verfügbaren Gewinn folgendermassen zu ver-
wenden: 

Bilanzgewinn 2015  CHF 361‘006‘854 

Entnahme aus freien Reserven CHF                   0 

Verfügbarer Gewinn CHF 361‘006‘854 

Brutto Dividende CHF 200‘000‘000 

Vortrag auf neue Rechnung  CHF 161‘006‘854 

4. den Mitgliedern des Verwaltungsrats für das Ge-
schäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen; 

5. Herrn Urs Schwaller, von Luterbach (SO) und Tafers 
(FR) in Tafers, als Ersatz für Herrn Peter Hasler als 
Verwaltungsratspräsidenten bis zur Gesamterneue-
rungswahl des Verwaltungsrates im Rahmen der or-
dentlichen Generalversammlung 2017 zu wählen; 

6. die KPMG AG in Muri bei Bern für das Geschäftsjahr 
2016 als Revisionsstelle wiederzuwählen. 

D. Beschlüsse des Bundesrates 

Der Bundesrat hat am 23. März 2016 das UVEK und das 
EFD beauftragt, den Anträgen des Verwaltungsrates an 
die Generalversammlung der Schweizerischen Post AG 
zuzustimmen. 
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Skyguide 
Internet: www.skyguide.ch 
Sitz: Genf 
Rechtsform: Aktiengesellschaft 
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Verwaltungsrat: Walter T. Vogel (Präsident), Bernhard 
Müller, Anne Bobillier, Jean-Yves Bonvin, Hans-Peter 
Strodel, Cristina Feistmann, Dominik Hänggi (Personal-
vertreter) 

CEO: Daniel Weder  

Externe Revisionsstelle: PriceWaterhouseCoopers, Pully 

 

 

 

A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Die operativen Leistungen von Skyguide waren erneut 
sehr gut. Die in den Vorjahren erreichten hohen Pünktlich-
keitswerte konnten bei leicht wachsendem Verkehr 
(+1,7 %) gehalten und teilweise verbessert werden. Auf 
dem Flughafen Genf halbierten sich die von Skyguide  
verursachten Verzögerungen und erreichten damit ein mit 
dem Flughafen Zürich vergleichbares Niveau. Andere 
Faktoren wie häufig ungünstige Wetterbedingungen 
(Wind und Nebel) führten aber insgesamt zu einer  
Zunahme der Verspätungen auf den Landesflughäfen. 

Die Sicherheit des Luftverkehrs war jederzeit gewährleis-
tet. Es waren keine gravierenden Vorkommnisse zu ver-

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Im Jahr 2015 hat Skyguide die strategischen Ziele des 
Bundesrates insgesamt erreicht. 

Skyguide besorgt im Auftrag des Bundes die zivile und 
militärische Flugsicherung in der Schweiz und in angren-
zenden Gebieten. Neben zwei Kontrollzentren in Genf 
und Dübendorf betreibt Skyguide zwölf weitere Unterneh-
mensstandorte (Regional- und Militärflugplätze). 

Skyguide hat im Berichtsjahr den hoheitlichen Auftrag er-
füllt. Die Sicherheit des Luftverkehrs war jederzeit ge-
währleistet. Die von Skyguide verursachten Verspätun-
gen im zivilen Luftverkehr fielen im internationalen Ver-
gleich gering aus. Die Einsatzbereitschaft der Luftwaffe 
entsprach den Anforderungen. Die Wirtschaftlichkeit des 
Betriebs war, gemessen an den Voraussetzungen (un-
vorteilhafte Grössenstruktur, hohe Gestehungskosten am 
Standort Schweiz, Wechselkursschwankungen), zufrie-
denstellend. Allerdings bewirkte die starke Abwertung 
des Euro gegenüber dem Schweizer Franken einen wei-
teren Anstieg der im internationalen Vergleich bereits 
sehr hohen Flugsicherungsgebühren. Sie lagen im Mittel 
um 50 Prozent über dem Niveau der umliegenden Län-
der. Dies belastete den Aviatik-Standort Schweiz. 

Trotz der ungünstigen Wechselkursentwicklung schloss 
Skyguide die Jahresrechnung mit einem Betriebsüber-
schuss von rund 28 Millionen Franken ab.  

Die personalpolitischen Ziele wurden erreicht. Der Auf-
bau von ausreichenden Personalressourcen im militäri-
schen Bereich bleibt eine Herausforderung. 

Die im Rahmen der europäischen Initiative «Single Euro-
pean Sky» angestrebte Schaffung eines funktionalen 
Luftraumblocks über Frankreich, Deutschland, den Bene-
luxstaaten und der Schweiz («Functional Airspace Block 
Europe Central» FABEC) erlitt einen Rückschlag. Ein 
Projekt zur Entflechtung von Luftstrassen scheiterte kurz 
vor seiner Realisierung mangels Zustimmung aller invol-
vierten Partner. Trotzdem engagiert sich Skyguide wei-
terhin für eine praxisgerechte, ergebnisorientierte Umset-
zung des FABEC-Staatsvertrages. 

Die Vernetzung der Kontrollzentren Genf und Dübendorf 
zu einem einzigen «Virtual Center» kam einen wichtigen 
Schritt voran. Alle Flugverkehrsleiter verfügen nun über 
einen einheitlichen, voll digitalisierten Arbeitsplatz. Das 
Konzept «Virtual Center» erhöht die Flexibilität und die 
Sicherheit. Es lässt sich bei Bedarf auf weitere Kontroll-
zentren im Ausland ausdehnen und sichert so die Zu-
kunftsfähigkeit von Skyguide im europäischen Kontext. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen1) und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 450,7 449,7 

Betriebsergebnis (Mio. CHF) 28,1 28,1 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 660,0 660,4 

Eigenkapitalquote in % 53,6 52,9 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 1 412 1 397 

Unternehmensspezifische Kennzahlen 

Anzahl kontrollierter Flüge (Mio.) 1,177 1,157 

Pünktlichkeit (% der Flüge) 96,8 96,7 

Ø Verspätung pro Überflug (Min.) 0,04 0,07 

Eurocontrol Safety Maturity Index 87,6 86,2 

Ø En Route Unit Rate (EUR) 111,40 99,90 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF)2) 73,9 72,4 

Gebühren (Mio. CHF)3) 362,3 364,5 

1) gemäss statutarischem Abschluss 
2) für nicht bezahlte Leistungen in delegierten ausländischen Luft-

räumen, für gebührenbefreite Flüge sowie für nicht kostende-
ckende Leistungen auf Regionalflugplätzen  

3) Flugsicherungsgebühren, einschliesslich kostendeckendem 

Beitrag der Luftwaffe 
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zeichnen. Gemäss dem von Eurocontrol und EASA erho-
benen «Safety Maturity Index» zählte Skyguide hinsicht-
lich Reifegrad des Sicherheitsmanagementsystems und 
der Sicherheitskultur zu den besten zehn von 43 geprüf-
ten europäischen Flugsicherungsorganisationen. 

Die Einsatzbereitschaft der Luftwaffe war sichergestellt. 
Die Einsatzzentrale konnte 99,3 Prozent der angeordne-
ten Missionen durchführen (gleich wie im Vorjahr). Auf 
den Luftwaffenbasen konnten insgesamt 98,3 Prozent 
(Vorjahr: 97,9 %) der befohlenen Flüge nach Instrumen-
tenflugregeln geleitet werden. Die beiden Stützpunkte 
Meiringen und Sion/Sitten, die in den Vorjahren hinter 
dem Anforderungsniveau zurückgeblieben waren, er-
reichten den vereinbarten Zielwert von 95 Prozent. 

Trotz diesem erfreulichen Ergebnis bleibt die Personalsi-
tuation im militärischen Bereich angespannt. Die Rekru-
tierung und Ausbildung von zusätzlichen militärischen 
Flugverkehrs- und Einsatzleitenden bildet eine der zentra-
len Herausforderung im Hinblick auf die per 2020 ange-
strebte Einführung des permanenten Luftpolizeidienstes.  

Skyguide engagierte sich mit erheblichem finanziellem 
und personellem Aufwand für die Verbesserung der Struk-
turen und Verfahren im gemeinsam mit Frankreich, 
Deutschland und den Benelux-Staaten gebildeten Luft-
raumblock FABEC («Functional Airspace Block Europe 
Central»). Skyguide beteiligte sich federführend am Pro-
jekt «South East», das auf eine Entflechtung der Luftstras-
sen zwischen den Räumen Genf und Brüssel zielte. Kurz 
vor der Umsetzung wurde das Projekt jedoch aufgrund 
von gewerkschaftlichem Widerstand in Frankreich ge-
stoppt. Trotz dieses Rückschlags ist Skyguide weiterhin 
an einer pragmatischen Zusammenarbeit mit den FABEC-
Partnern interessiert. 

Unabhängig von der Zukunft der EU-Initiativen «Single 
European Sky» und FABEC rechnet Skyguide längerfris-
tig mit tiefgreifenden Umwälzungen im europäischen 
Flugsicherungswesen, die massgeblich durch die techno-
logische Entwicklung getrieben werden. Um sich darauf 
vorzubereiten, arbeitet Skyguide auf die konsequente 
Standardisierung, Modularisierung und Vernetzung der 
Flugsicherungsinfrastruktur hin, wodurch sich neue be-
triebliche Perspektiven öffnen. Im Berichtsjahr wurde ein 
wichtiges Etappenziel erreicht, indem nun alle Flugver-
kehrsleitenden über den gleichen, voll-digitalisierten Ar-
beitsplatz verfügen. In einem nächsten Schritt wird die da-
runterliegende ICT-Architektur harmonisiert und vernetzt. 
Von Innovationen profitierten auch die Luftwaffe, die Heli-
kopter-Rettungsdienste und die Regionalflugplätze. 

2. Finanzielle Ziele 

Skyguide ist gemäss Luftfahrtgesetz ein nicht gewinnori-
entiertes Unternehmen. Der Bundesrat erwartet ein aus-
geglichenes Betriebsergebnis. Dieses Ziel wurde mit ei-
nem Betriebsüberschuss von 28,1 Millionen Franken 

(gleich wie im Vorjahr) erreicht. Zu diesem Resultat bei-
getragen haben die Abgeltungen des Bundes für nicht be-
zahlte Leistungen in delegierten ausländischen Lufträu-
men, für gebührenbefreite Flüge sowie für nicht kostende-
ckende Leistungen auf Regionalflugplätzen, die mit 73,9 
Millionen Franken um 2 Prozent höher ausfielen als im 
Vorjahr und 16,4 Prozent zum Umsatz beitrugen (Vorjahr: 
16,1 %). Alle Investitionen konnten aus dem Cash Flow 
finanziert werden. Die Nettoverschuldung lag innerhalb 
des vom Bundesrat gesetzten Rahmens. 

Problematisch blieben die vergleichsweise hohen Kosten. 
Zwar hat Skyguide die Kosteneffizienz nach Massgabe 
des von der EU-Kommission verwendeten Indikators um 
3,4 Prozent verbessert. Doch internationale Kunden spür-
ten davon nichts, weil die Überfluggebühren in Euro fak-
turiert werden. Die Abwertung des Euro gegenüber dem 
Schweizer Franken nach der Aufhebung des Mindestkur-
ses zu Beginn des Berichtsjahres schlug direkt auf die Ta-
rife durch. Diese lagen im Jahresmittel um 50 Prozent 
über dem Niveau der FABEC-Partner (Vorjahr: 40 %). An-
gesichts ihrer begrenzten Möglichkeiten, Vorleistungen 
aus dem Ausland zu beziehen bzw. die Produktion in den 
Euro-Raum zu verlagern, verfügt Skyguide kurzfristig über 
wenig Spielraum, um dieses Preisgefälle abzubauen. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Skyguide ist eine verantwortungsbewusste Arbeitgeberin 
mit einer modernen Personalpolitik. Sie pflegt eine offene 
und konstruktive Sozialpartnerschaft mit den insgesamt 
sieben Gewerkschaften der Fluglotsen und des technisch-
administrativen Personals. Die Arbeitszufriedenheit ist 
hoch. Der Personalbestand nahm im Berichtsjahr um 1,1 
Prozent auf 1412 Vollzeitstellen zu. Alle Ausbildungs-
plätze für militärische Flugverkehrs- und Einsatzleitende 
waren belegt. Insgesamt absolvierten 43 Flugverkehrslei-
tende eine Ausbildung bei Skyguide. Hinzu kamen 17 Ler-
nende in kaufmännischen und Informatik-Berufen. 

4.  Kooperationen und Beteiligungen 

Zum Konsolidierungskreis von Skyguide gehören die Toch-
tergesellschaften Skysoft AG, Skynav AG und Swisscontrol 
AG. Zudem besteht seit 2008 eine 8,33 Prozent-Beteiligung 
am «European Satellite Services Provider» (ESSP) mit Sitz 
in Portugal. Im Berichtsjahr ging Skyguide keine neuen 
Kooperationen mit in- und ausländischen Partnern ein. 

Die technische Zusammenarbeit im Rahmen des FABEC 
in den Bereichen operationelle Verfahren, Planung,  
Sicherheit, Ausbildung und Audits wurde fortgeführt. Dar-
über hinaus bewarb sich Skyguide um Vollmitgliedschaft 
beim europäischen Forschungsprogramm «SESAR 
2020» (Single European Sky Air Traffic Management Re-
search Programme) und reichte drei eigene Technologie-
projekte bei der europäischen «Innovation and Networks 
Executive Agency» (INEA) ein. 
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B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle hat die Beurteilung abgegeben, dass 
die Jahresrechnung 2015 der Skyguide AG dem schwei-
zerischen Gesetz entspricht und ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage vermittelt. 

C.  Anträge an die Generalversammlung  

Gestützt auf den Bundesratsbeschluss vom 9. Dezember 
2011 zum Erlass der Strategischen Ziele für Skyguide 
2012-2015 werden die Aktionärsinteressen der Eigenos-
senschaft gegenüber Skyguide durch das UVEK und das 
VBS gemeinsam wahrgenommen. 

Die ordentliche Generalversammlung der Skyguide AG 
fand am 10. Mai 2016 in Bern statt. Der Verwaltungsrat 
beantragte der Generalversammlung, 

1. den Jahresbericht, die Jahresrechnung und die konso-
lidierte Jahresrechnung für das Geschäftsjahr 2015 zu 
genehmigen;  

2. den Bilanzgewinn von 5,343 Millionen Franken wie 
folgt zu verwenden:  

Zuweisung an die allgemeine Reserve: 0,212 Millionen 

Zuweisung an die übrigen Reserven: 4,0 Millionen 

Vortrag auf neue Rechnung: 1,131 Millionen; 

3. den Mitgliedern von Verwaltungsrat und Geschäftsleitung 
für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen; 

4. PriceWaterhouseCoopers AG, Zürich (Niederlassung 
Pully) für die Dauer von einem Jahr als statutarische 
Revisionsstelle wiederzuwählen. 

D. Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat hat am 23. März 2016 das UVEK und das 
VBS beauftragt, den Anträgen des Verwaltungsrates an die 
Generalversammlung der Skyguide AG zuzustimmen. 
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Das Schweizerische Nationalmuseum (SNM) sorgt dafür, 
dass das Verständnis für die schweizerische Geschichte 
und für die vielfältige kulturelle Identität der Schweiz ver-
tieft und verbreitet wird. Hierzu pflegt das SNM eine ein-
zigartige Sammlung schweizerischen Kulturguts, die in at-
traktiver Weise zugänglich gemacht wird. Mit Inbetrieb-
nahme des Erweiterungsbaus und des sanierten Kunst-
gewerbeschulflügels im Landesmuseum Zürich ab 2016 
sind die neuen Möglichkeiten für ein zeitgemässes kultur-
historisches Museum zu nutzen. Bei der Sanierung der 
verbleibenden Museumsflügel in Zürich sowie der seitens 
des Bundes geplanten Zusammenführung der zwei 
Standorte des Sammlungszentrums in Affoltern am Albis 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Das Berichtsjahr war durch den Abschluss der Arbeiten 

am Erweiterungsbau des Schweizerischen Landesmu-

seums Zürich geprägt, der im Dezember vom Museum 

übernommen wurde und am 31. Juli 2016 eröffnet wird. 

Die Besucherzahlen im Landesmuseum Zürich waren 

trotz der Baustellensituation ausgezeichnet. So konnten 

gegenüber dem Vorjahr sogar 2 000 Besucher mehr ver-

zeichnet werden. Das Forum Schweizer Geschichte in 

Schwyz konnte seine Besucherzahlen halten, während 

sie im Château de Prangins nach einer Reihe erfreuli-

cher Ergebnisse zurückgingen. Hier wird besonders da-

rauf zu achten sein, weiterhin ein attraktives, geeignetes 

Angebot sicherzustellen, das dem dezentralen Standort 

und der schwierigen Erreichbarkeit mit den öffentlichen 

Verkehrsmitteln des Château de Prangins entgegen-

wirkt. 

Das Forum Schweizer Geschichte konnte seine Dauer-

ausstellung mit einer «Schwarzen Stube» aus dem Jahr 

1311, einem seltenen Zeugnis mittelalterlicher Wohnkul-

tur, ergänzen. Das SNM bietet weiterhin ein umfassen-

des, vielfältiges Programm im Bereich der Wissensver-

mittlung für Kinder, Familien und Fachpublikum, womit 

der strategischen Ausrichtung auf die «kulturelle Teil-

habe» der Kulturbotschaft 2016-2020 Rechnung getra-

gen wird. 

2015 wurde im Sammlungszentrum Affoltern am Albis 

die Bergung von Kulturgütern im Katastrophenfall ge-

probt. Die daraus gezogenen Lehren sind für die Weiter-

bildung und die Reaktionsfähigkeit bei einer Gefährdung 

der im Sammlungszentrum aufbewahrten wertvollen Kul-

turgüter sehr wichtig. 

Das Rechnungsjahr schliesst aufgrund der Kosten im 

Zusammenhang mit der Eröffnung des neuen SNM in 

Zürich mit einem Verlust von 768 000 Franken ab. Aus 

dem gleichen Grund ist die Zahl der FTE auf 146 gestie-

gen. Auf Kaderebene erreichte das SNM mit einem An-

teil Frauen mit Führungsverantwortung von 44% und ei-

nem leichten Rückgang im Vergleich zum Vorjahr (46%) 

nahezu Parität. Als Ausbildungs- und Eingliederungsort 

beschäftigte es 20 Praktikant/innen, 2 Lernende und 17 

Personen, die an einer von der IV unterstützen Mass-

nahme teilnahmen. Der Bundesrat erwartet, dass das 

SNM seine Leistungen nach Abschluss der baulichen Er-

weiterungen in Zürich unter Wahrung stabiler finanzieller 

Verhältnisse erbringt. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 47,5 47,3 

Reingewinn / -verlust (Mio. CHF)  -0,8 0,9 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 14,9 16,3 

Eigenkapitalquote in % 44,5 45,5 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 146 137 

Anstaltsspezifische Kennzahlen 

Museumsbesuchende Zürich 230 527 228 535 

Museumsbesuchende Prangins 37 150 47 421 

Museumsbesuchende Schwyz 23 200 24 284 

Anzahl Neuinventarisierungen 13 462 21 956 

Anzahl Leihgaben 773 2 121 

Erträge aus Museumsbetrieb (Mio. CHF) 3,11 2,36 

Spenden und Sponsoring (Mio. CHF) 1,24 1,48 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 26,4 26,4 

Beitrag an die Unterbringung (Mio. CHF) 16,3 16,5 

Gebühren (Mio. CHF) - - 
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begleitet das SNM in seiner Funktion als Nutzer das Bun-
desamt für Bauten und Logistik (Bauherr) bei der Planung 
und Durchführung der Projekte. 

Die Besucherzahlen der Ausstellungshäuser bewegten 
sich insgesamt auf erfreulichem Niveau. Das Landesmu-
seum konnte trotz andauernder erschwerter Rahmenbe-
dingungen durch die Baustellensituation das ausseror-
dentliche Vorjahresergebnis gar noch leicht übertreffen. 
Ausdruck für die Attraktivität des Château de Prangins ist 
nicht zuletzt die Nominierung für den europäischen Muse-
umspreis 2015 (EMYA). Das Forum Schweizer Ge-
schichte Schwyz konnte  an die erfreulichen Publikums-
zahlen des Vorjahres anknüpfen.  

Im Landesmuseum Zürich hat die Dauerausstellung «Ge-
schichte Schweiz» eine partielle Erneuerung mit neuer 
Wegführung erfahren, dies aufgrund der Sanierungsar-
beiten am Altbau und der bevorstehenden Eröffnung des 
Neubaus, wodurch neu erstmals ein Rundgang durchs 
Museum möglich wird. Im historischen Garten des 
Château de Prangins wurden im Berichtsjahr einige didak-
tische Neuerungen vorgenommen, um die Zutritts-
schwelle vor allem auch für Schulen zu senken. Die Dau-
erausstellung «Entstehung Schweiz» im Forum Schwei-
zer Geschichte Schwyz ergänzt seit November ein bedeu-
tendes Stück Wohnkultur aus dem Mittelalter, die 
«Schwarze Stube» von 1311. Anlässlich des 700-jährigen 
Jubiläums der Schlacht am Morgarten wurde ein iPad-
Rundgang «Fokus Morgarten» in der Dauerausstellung 
angeboten.  

Zahlreiche Rahmenveranstaltungen und Vermittlungsan-
gebote begleiteten die Dauer- und Wechselausstellungen 
in Zürich, Prangins und Schwyz. Expertenanlässe, Debat-
ten, Lesungen und Referate knüpften an Ausstellungsthe-
men an. Familien und Kindern wurde durch Ateliers oder 
Rätselhefte ein Zugang zu den Ausstellungen ermöglicht. 
Ein umfangreiches Bildungsangebot richtete sich an 
Schüler/innen sowie an Studierende. Das mehrsprachige 
Führungsangebot bekommt anhaltend positive Rückmel-
dungen sowie auch die periodisch stattfindenden Führun-
gen für Gehörlose. 

Die wissenschaftlichen Arbeiten an der Sammlung um-
fassten insbesondere Konservierungsarbeiten und die 
Weiterführung der Aufarbeitungsarbeiten diverser Samm-
lungsbestände. So wurden etwa die Konservierungsarbei-
ten am Tapetenzimmer «La Cibourg» aus dem 18. Jh. 
nach einer intensiven Vorbereitungsphase aufgenom-
men. Abgeschlossen wurde die Aufarbeitung der Stan-
genwaffen der Militaria-Sammlung. 2015 wurden zahlrei-
che Aufträge für die Kantone Aargau, Solothurn, Tessin 
und besonders Zürich erledigt. Dazu gehörte die Konser-
vierungstätigkeit an den vielen Funden aus dem frühmit-
telalterlichen Gräberfeld aus Dielsdorf und der Grabung 
im Fraumünsterquartier in Zürich.  

Die Nachfrage von ausländischen Museen nach Leihga-
ben aus den Sammlungen des SNM ist gestiegen. 45 

Leihgaben gingen 2015 an Museen im Ausland (20 im 
2014). An Schweizer Museen gingen 728 Leihgaben 
(2101 im 2014); die deutliche Differenz zum Vorjahr er-
klärt sich insbesondere mit einem Leihgeschäft im Jahr 
2014, das allein 900 Leihgaben umfasste. Insgesamt wur-
den im Berichtsjahr 773 Leihgaben für 67 Ausstellungen 
ausgeliehen.  

Entsprechend dem aktuellen Sammlungskonzept fanden 
im vergangenen Jahr aufgrund ausserordentlicher Oppor-
tunitäten zahlreiche Objekte durch Kauf oder Schenkung 
Eingang in die Bestände des SNM. Nachfolgend werden 
einige Beispiele aufgeführt:  

 An der Versteigerung des gesamten Mobiliars des 
zum Verkauf stehenden Château de Hauteville nahe 
Vevey konnten wichtige Ankäufe getätigt werden, wie 
die einmaligen, seltenen Theaterkulissen aus dem 18. 
Jh. Dem SNM wurden dazu von der «Hoirie Grand 
d’Hauteville» 57 Porträts von Familienmitgliedern aus 
der Zeit von 1770 bis 1820 geschenkt. Die Zusam-
menarbeit mit diversen Institutionen aus dem Kanton 
Waadt zur Rettung der Kulturgüter aus dem Château 
wurde vom SNM koordiniert. 

 Ein wertvolles silbernes Tafelgeschirr aus dem 18. Jh. 
aus dem Besitz der Banquiersfamilie Couvreu de De-
ckersberg, Hugenotten aus Lyon, die sich später in 
Vevey niederliessen, konnte für den Bestand Edelme-
tall erworben werden. Aufgrund seiner Bedeutung als 
Zeugnis für die Tafelkultur im 18. Jh. und seines histo-
rischen Kontexts stellt dieser Ankauf eine wichtige 
Sammlungsergänzung für den Bestand aus der West-
schweiz dar. 

 Im Bereich Waffen konnte das SNM den Paradesäbel  
aus dem ehemaligen Besitz des Textilproduzenten Ja-
cob Zellweger von Trogen (1770-1821) ankaufen, der 
als Landamman 1804 der offiziellen Gesandtschaft 
angehörte, welche die Eidgenossenschaft an der Kai-
serkrönung Napoleons repräsentierte.  

 Durch Ankauf fand ein Entwurf zum Wandbild «Die 
Wiege der Eidgenossenschaft» des Genfer Malers 
Charles Giron (1850-1914) Eingang in die Sammlung, 
das im Nationalratssaal des 1902 eröffneten Bundes-
hauses zu sehen ist.  

 Für den Bereich Zeitzeugen übergab der Schweizer 
Botschafter in Washington, Martin Dahinden, das 
Schild «Sektion für kubanische Interessen» in die 
Sammlung des SNM. Als die USA 1961 die diplomati-
schen Beziehungen zu Kuba abbrachen, übernahm 
die Schweiz ein Schutzmachtmandat, das im Juli 2015 
auslief.  

Im Rahmen der Gesamtsanierung und Erweiterung des 
Landesmuseums Zürich ist am 18. Dezember 2015  plan-
mässig die Übergabe des Neubaus an das Museum er-
folgt. Somit konnte das Museum nach rund 15 Jahren 
Wettbewerb-, Planungs- und Ausführungsphase die 

31/64



 

 

 

 

Schlüssel des Erweiterungsbaus entgegennehmen. Die 
Sanierung des Hofflügels des Altbaus bewegte sich im 
vorgesehenen Zeitrahmen. Die Geschäftsleitung trieb die 
Planung und Umsetzung der Projekte in Zusammenhang 
mit der Eröffnung des neuen Landesmuseums 2016 kon-
tinuierlich voran. 

2. Finanzielle Ziele 

Das SNM zeichnet sich in seiner Leistungserbringung 
durch betriebswirtschaftliches Handeln und eine hohe Er-
gebnisverantwortung aus. Das SNM setzt die dafür nöti-
gen Kontroll- und Steuerungsprozesse ein. 

Der Bundesrat stellt fest, dass das vergangene Ge-
schäftsjahr geprägt war von den Vorarbeiten für die Eröff-
nung des neuen Landesmuseums. Diese Vorleistungen in 
verschiedenen Projekten führten wie geplant zu Mehrauf-
wendungen und zu einem negativen Jahresergebnis. Der 
Aufwandüberschuss konnte durch Einsparungen im Aus-
stellungsbereich («Arbeit» und «Carigiet»), durch die auf-
geschobene Eingliederung der Museumsboutique und 
höhere Erträge bei den Museumseintritten vermindert 
werden.  

Der Umsatz war mit 47,5 Millionen Franken insgesamt 
leicht höher als im Vorjahr (47,3 Mio.). Der globale Beitrag 
des Bundes erhöhte sich aufgrund einer reduzierten Auf-
teuerung gegenüber dem Finanzplan nur minimal. Die üb-
rigen Bundesbeiträge, wie z. B. die Beiträge des Bundes-
amtes für Bauten und Logistik (BBL) für die Erhaltung und 
Bewirtschaftung der Umgebungsanlagen des Château de 
Prangins, blieben hingegen unter den Vorjahreswerten. 
Aufgrund von Mietzinsanpassungen wurde der Bundes-
beitrag an die Unterbringung reduziert. 

Die Aufwendungen resultierten mit 48,3 Millionen insge-
samt gut 2 Millionen über dem Vorjahr (46,2 Mio.). Die 
Hälfte dieser Erhöhung wurde bei den Personalkosten 
verzeichnet. Diese sind begründet durch zusätzliche Stel-
len für die durch das SNM erbrachten Dienstleistungen für 
die Sanierung und Erweiterung des Landesmuseums, die 
laufenden Lohnmassnahmen infolge der Personalent-
wicklung sowie die Erhöhung der Pensionskassensätze. 
Weiter erhöhten sich im Zusammenhang mit dem Erwei-
terungsbau in Zürich die Kosten zwecks Vorbereitung der 
Eröffnungsausstellungen und –projekte im Jahr 2016. Die 
Kosten für Ankäufe von Sammlungsgegenständen haben 
sich wegen der ausserordentlichen Möglichkeiten – etwa 
für den Erwerb von Teilen des Inventars des Schlosses 
Hauteville – deutlich erhöht. Diese Mehrkosten werden 
dem Fonds «Ankäufe» im Eigenkapital belastet.  

Die Bilanzsumme hat sich gegenüber dem Vorjahr um 
knapp 1,4 Mio. CHF reduziert. Im Umlaufvermögen hat 
sich der Bestand an liquiden Mitteln durch einen höheren 
Mittelabfluss aus der Geschäftstätigkeit des SNM sowie 
die im Vorjahresvergleich höheren Ausgaben für Sachan-

lagen um 1,2 Mio. CHF reduziert. Das Eigenkapital verrin-
gerte sich um den Aufwandüberschuss und ergibt neu 
eine Eigenkapitalquote von 44,5%. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Das Schweizerische Nationalmuseum verfolgt eine ver-
antwortungsbewusste, transparente und verlässliche Per-
sonalpolitik, die auf der Personalpolitik des Bundes ba-
siert.  

Fachkompetenzen des Personals werden gefördert durch 
individuelle Weiterbildungen. Das SNM setzt auf transpa-
rente und zeitnahe Information via Intranet. Nebst den re-
gelmässigen Sitzungen in den Abteilungen und Bereichen 
wird quartalsweise eine Informationsveranstaltung für alle 
Mitarbeitenden organisiert. Jährlich findet ein Austausch 
zwischen der Geschäftsleitung, den Sozialpartnern und 
den Vertretern des Personalausschusses des SNM statt. 

Der Personalbestand beträgt per Ende 2015 146 FTE 
(2014: 137 FTE), verteilt auf 274 Mitarbeitende (2014: 
257), 37,6 % davon Männer und 62,4 % Frauen. Die Er-
höhung ist im Wesentlichen auf projektbezogene Anstel-
lungen im Hinblick auf die Eröffnung des erweiterten Lan-
desmuseums im 2016 zurückzuführen. Die Fluktuations-
rate bei 15,3 % (im Vorjahr 10,1%) ist auf den freiwilligen 
Austritt von vor oder während eines Studiums im Neben-
erwerb tätigen Mitarbeitenden im Bereich Besucherbe-
treuung und das Auslaufen von projektbezogenen Anstel-
lungsverhältnissen zurückzuführen. 41 Mitarbeitende mit 
Führungsverantwortung waren im SNM tätig, dies bei ei-
nem Frauenanteil von 44%. Der Anteil Teilzeitangestellter 
liegt bei 73,1%.  

Die Erhebung der Muttersprachen der Mitarbeitenden 
ergab per Ende 2015:  67,2 % (2014: 69,7 %) mit deut-
scher,  15,7 % (2014: 14,4 %) mit französischer, 7,3 % 
(2014: 6,6 %) mit italienischer und 0,7 % (2014: 0,4 %) mit 
rätoromanischer Muttersprache. 9,1% (2014: 8,9 %) der 
Mitarbeitenden haben eine andere Muttersprache als eine 
der Landessprachen angegeben.   

2015 waren 20 Praktikant/innen während oder direkt nach 
einem Fachhochschul- oder Hochschulstudium im SNM 
tätig. Zudem werden zwei Lernende beschäftigt.  

Im Berichtsjahr wurden 17 Personen begleitet, die an ei-
ner Eingliederungsmassnahme seitens der Invalidenver-
sicherung, der Sozialämter oder der Regionalen Arbeits-
vermittlungszentren teilnahmen.  

4. Kooperationen und Beteiligungen 

Kooperationen mit Forschungs-, Ausstellungs- und Bil-
dungsinstitutionen im In- und Ausland werden gefördert. 

Im 2015 wurden bereits lancierte Projekte weitergeführt 
und neue Kooperationen in Angriff genommen. Im Bereich 
der Konservierungsforschung und Materialanalytik wur-
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den die 2013 begonnenen Forschungsprojekte - Untersu-
chung von Korrosionsphänomenen bei Blechblasinstru-
menten des 19. und frühen 20. Jh. und Dekontaminie-
rungsverfahren von pestizidbelasteten Kulturgütern mit-
tels flüssigem CO2 - mit den Hochschulpartnern und wei-
teren Projektpartnern weitergeführt.  

Im Berichtsjahr begonnen wurde das Projekt «Interdiszip-
linäre Studien zu historischen Malschichten am Basler 
Münster» in Zusammenarbeit mit der Stiftung Basler 
Münsterbauhütte und der Gesellschaft Schweizerische 
Kunstgeschichte.  

In enger Zusammenarbeit mit der Denkmalpflege des 
Kantons Schwyz und dank der Finanzierung durch den 
kantonalen Lotteriefonds konnte die «Schwarze Stube» 
konserviert und restauriert und im Forum Schweizer Ge-
schichte Schwyz wieder aufgebaut werden. Die Wohn-
stube von 1311 konnte kurz vor dem Abriss von drei mit-
telalterlichen Häusern in Schwyz gerettet werden.  

Im Rahmen der Zusammenarbeit mit Ausbildungsinstituti-
onen des Fachbereichs Konservierung-Restaurierung so-
wie Museumsarbeit haben insgesamt neun Studierende 
aus dem In- und Ausland mehrwöchige Praktika in den 
Bereichen technisches Kulturgut, Möbel, Papier, Konser-
vierungsforschung, Archäologie, Sammlung Hallwil und 
Tapetenzimmer absolviert. Im Weiteren wurden zwei 
Masterarbeiten fachtechnisch begleitet. Im Rahmen der 
kulturwissenschaftlichen Forschung unterstützten Mitar-
beitende insbesondere der kuratorischen Fachbereiche 
Textil, Gemälde, Skulpturen, Fotografie, Archäologie und 
Numismatik diverse universitäre Arbeiten. Für Hochschu-
len und Fachhochschulen in der ganzen Schweiz wurden 
Ausbildungsmodule im Bereich Sammlung, Kulturgüterer-
haltung und Museologie organisiert.  

Im Sammlungszentrum Affoltern am Albis wurden Anfang 
Oktober Einsatzübungen für die Bergung von Kulturgut 
zusammen mit den zivilen Kulturgüterschutzorganisatio-
nen der Region Albis und Oberfreiamt durchgeführt. Die 
dabei gewonnenen Erkenntnisse fliessen in die gemein-
samen Weiterbildungsmassnahmen mit ein.  

Eine gute Zusammenarbeit wird mit Pädagogischen 
Hochschulen und dem Dachverband Schweizer Lehrerin-
nen und Lehrer gepflegt. Partnerschaften mit Verbänden 
wie Pro Senectute und Procap fördern die Verbindung zu 
Zielgruppen, denen ein besonderer Zugang zum Museum 
ermöglicht werden soll. Im Rahmen von «Zürich isst» bot 
das Schweizerische Nationalmuseum UNICEF Schweiz 
Gastfreundschaft und ermöglichte die Präsentation der 
Fotografien «Our Daily Bread» des Magnum-Fotografen 
Erich Hartmann.  

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle (KPMG AG) hat die Jahresrechnung 
2015 bestehend aus Bilanz, Erfolgsrechnung, Eigenkapi-
talnachweis, Geldflussrechnung und Anhang für das Be-
richtsjahr geprüft. Nach der Beurteilung der KPMG AG 
entspricht diese den Bilanzierungs- und Bewertungs-richt-
linien des Handbuches Konsolidierung Bund und dem 
schweizerischen Gesetz. Die KPMG AG erachtet die Jah-
resrechnung als ordnungsgemäss und empfiehlt, diese zu 
genehmigen. Zudem bestätigt die KPMG AG, dass ein ge-
mäss den Vorgaben des Museumsrates ausgestaltetes 
IKS für die Aufstellung der Jahresrechnung existiert. 

C.  Anträge an den Bundesrat 

Der Museumsrat hat dem Bundesrat beantragt, den Ge-
schäftsbericht 2015 mit dem eigenständigen Anhang zur 
Jahresrechnung 2015 und den Bericht über die Errei-
chung der Strategischen Ziele des Bundesrates 2015 zu 
genehmigen, den Museumrat für das Geschäftsjahr 2015 
zu entlasten und den Revisionsbericht der KPMG AG zur 
Kenntnis zu nehmen. 

D. Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat hat am 20. April 2016 den Geschäftsbe-
richt des SNM inklusive des eigenständigen Anhangs zur 
Jahresrechnung 2015 genehmigt, den Bericht der Revisi-
onsstelle und den Bericht des Museumsrates des SNM 
über die Erreichung der Strategischen Ziele des Bundes-
rates 2015 zur Kenntnis genommen sowie den Mitgliedern 
des Museumsrates für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung 
erteilt.  

E.  Übrige Ereignisse von Bedeutung 

Der Bundesrat hat am 5. November 2015 im vereinfach-
ten Verfahren auf den 1. Januar 2016 für den Rest der 
Amtszeit 2014-2017 Sandrine Giroud, Ladina Heim-
gartner und Stefano Stoll in den Museumsrat gewählt. Die 
neuen Mitglieder ersetzen die zurückgetretenen Mitglie-
der Rolf Fehlbaum, Catherine Labouchère und Marc 
Wehrlin und können bis zu einer maximalen Amtsdauer 
von acht Jahren wiedergewählt werden.   

Mit Beschluss vom 18. November 2015 hat der Bundesrat 
die Teilrevision des Reglements über das Personal des 
Schweizerischen Nationalmuseums genehmigt. Anlass 
für die Anpassung des Reglements war die Weisung der 
Finanzdelegation der Eidgenössischen Räte an das SNM, 
die Regelungen zur Probezeit an die Bundespersonalver-
ordnung anzupassen.  
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Pro Helvetia fördert den kulturellen Austausch zwischen 
den Landesteilen und mit anderen Ländern und öffnet Tü-
ren für Schweizer Kunstschaffende zu neuen Weltgegen-
den und Märkten. Sie integriert die durch das Kultur-för-
derungsgesetz zugewiesenen neuen Aufgaben in ihr Port-
folio und setzt die transversalen Themen der Kultur-bot-
schaft («Kultur digital», «Lebendige Traditionen») um. 

Im Inland unterstützte Pro Helvetia 2015 mittels Werk- 
und Projektbeiträgen rund 1270 kulturelle Vorhaben quer 
durch die ganze Schweiz. Den kulturellen Austausch zwi-
schen den Landesteilen förderte sie sowohl durch Projekt-
beiträge (z. B. für Konzertreihen, Ausstellungen, Tour-
neen, Übersetzungen, Lesereisen) wie auch durch mehr-
jährige Leistungsvereinbarungen. Zudem beteiligte sich 
die Stiftung mit ihrem Fachwissen an sprachübergreifen-
den Vorhaben wie z. B. «Forum Tanz» oder «Forum Kul-
tur und Ökonomie». Im Inland legte die Stiftung 2015 ei-
nen Schwerpunkt auf die Stärkung des kulturellen Ange-
bots ausserhalb der grossen Ballungszentren und setzte 
ihre im Vorjahr in enger Zusammenarbeit mit Kantonen 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Das Berichtsjahr 2015 beschliesst die erste Periode 
der vom Bundesrat festgelegten strategischen Ziele 
(2012-2015) der Stiftung Pro Helvetia. Von allen Zielen 
der Stiftung wurden einzig die Projektbeiträge im Be-
reich der visuellen Künste nicht umgesetzt. Diese sind 
in den Zielen 2016-2020 aufgeführt, die der Bundesrat 
am 4. Dezember 2015 verabschiedet hat. Der Bundes-
rat zeigt sich zufrieden mit der Umsetzung des Auf-
trags der Stiftung Pro Helvetia, die zu einer lebendigen 
und vielfältigen Kulturszene und zur Förderung der 
Schweizer Kultur im Ausland beiträgt. Er hebt auch die 
gute Führung der Stiftung durch die Direktion und den 
Stiftungsrat hervor. 

In der Schweiz unterstützte Pro Helvetia 1270 Pro-
jekte, mit einem besonderen Augenmerk auf die Rand-
regionen. Im Ausland wurden 3 400 Kulturanlässe in 
108 Ländern unterstützt. Zu erwähnen sind auch die 
Festlichkeiten anlässlich des 30-jährigen Bestehens 
des Centre culturel in Paris, wobei das Schweizer Kul-
turschaffen in einem Land präsentiert werden konnte, 
das für die Schweizer Kunstszene von zentraler Be-
deutung ist. 

Pro Helvetia arbeitet weiterhin intensiv mit den institu-
tionellen Partnern zusammen (Bundesamt für Kultur, 
Schweizerisches National Museum, Präsenz Schweiz, 
Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit, aber 
auch Städtekonferenz Kultur sowie Konferenz der kan-
tonalen Kulturbeauftragten) und trägt damit zur Ent-
wicklung einer effizienten, gezielten Kulturpolitik bei. 

Die Stiftung baute den Gewinnvortrag der Vorjahre wie 
vorgesehen ab und schliesst die Finanzierungsperiode 
2012-2015 mit einem ausgeglichenen Ergebnis ab. 
Die Verwaltungskosten überstiegen das vom Bundes-
rat festgelegte Ziel von 15 Prozent nicht. 

Im Personalbereich ist der Anteil der Mitarbeitenden 
aus der französischsprachigen Schweiz auf 21,6 Pro-
zent gesunken, während jener der Mitarbeitenden aus 
der italienischen Schweiz auf 12,3 Prozent gestiegen 
ist. Erfreulicherweise wird die Parität der Geschlechter 
auf drei Direktionsebenen erreicht.  

 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 36 36 

Reingewinn (Mio. CHF) 0 0,09 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 21 23 

Eigenkapitalquote in % 3,0 36,1 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 69,3 67,7 

Stiftungsspezifische Kennzahlen 

Bearbeitete Gesuche 3 654 3 904 

Zustimmungsquote 52,3 48,4 

Administrativkosten nach ZEWO 14,0 12,3 

Anteil Mittel Auslandaustausch in % 62,7 63,1 

Beitrag pro Projekt (Ø in CHF) 14 100 13 900 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 35 35 

Gebühren (Mio. CHF) 0 0 
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und Städten lancierte Initiative «Kulturelle Vielfalt in den 
Regionen» um (siehe hinten unter «Lebendige Traditio-
nen»). Mit ihren Aktivitäten im Inland leistete die Stiftung 
einen wichtigen Beitrag zum gesellschaftlichen Zusam-
menhalt und förderte gleichzeitig den Zugang zur Kultur in 
allen Landesregionen, sei dies in urbanen Ballungszen-
tren wie Genf, Lausanne, Basel, Zürich, Bern, Luzern oder 
in ländlichen Gebieten wie dem Verzascatal, Scuol oder 
Leytron.  

Im Ausland ermöglichte Pro Helvetia 2015 mittels Finanz-
hilfen, Massnahmen zur internationalen Promotion sowie 
eigener Aktivitäten über 3500 Schweizer Kulturereignisse 
in 108 Ländern, von Montréal bis Kapstadt, von Mailand 
bis Tokio. Eine Schlüsselrolle bei der aktiven Verbreitung 
des Schweizer Kunstschaffens spielen die Aussenstellen 
der Stiftung (Paris, Rom/Mailand/Venedig, San Francisco, 
New York, Kairo, Johannesburg, New Delhi und Shang-
hai). Im Fokus stand 2015 das Jubiläums-programm zum 
30-jährigen Bestehen des Centre Culturel Suisse in Paris 
(CCSP).  

Zur Erschliessung neuer Netzwerke führte Pro Helvetia 
2015 je ein Kulturaustauschprogramm mit Russland und 
eines mit der Lombardei durch. Das Programm «Swiss 
Made in Russia» ermöglichte 2015 rund 450 Veranstal-
tungen in Kooperation mit lokalen Partnern, sowohl in ur-
banen Zentren wie Moskau oder St. Petersburg wie auch 
in kleineren Städten vom Ural bis Wladiwostok. Dank die-
ser Aktivitäten ist es gelungen, die Zusammenarbeit mit 
namhaften Veranstaltern vor Ort zu verstetigen und den 
offenen Dialog zwischen Kulturschaffenden beider Länder 
weiter zu stärken. Aufgrund einer positiven Evaluation 
(unter Berücksichtigung der Einschätzung der politischen 
Entwicklung durch das EDA) beschloss der Stiftungsrat, 
das Programm mit Blick auf die Eröffnung eines Verbin-
dungsbüros Anfang 2017 um ein Jahr zu verlängern. Im 
Süden der Schweiz bot das im Herbst 2014 gestartete 
Programm «Viavai – Contrabbando culturale Svizzera-
Lombardia» dem Publikum in der Lombardei, in den Kan-
tonen Tessin und Wallis, den Städten Zürich und Genf so-
wie entlang der Gotthard-Achse bis Ende 2015 rund 160 
Kulturveranstaltungen in allen künstlerischen Disziplinen. 
Als Erfolg für das Programm zu werten ist das Bestreben 
der beteiligten Partner Kanton Tessin, Kanton Wallis so-
wie Region Lombardei, die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit zwischen Institutionen und Kulturschaffenden 
beider Länder über das Programmende im Dezember 
2015 hinaus weiter zu führen.  

Ein alljährlicher Aufmerksamkeitsmagnet für die internati-
onale Kunst- und Architekturszene sind die Biennalen in 
Venedig. Für die Vertretung der Schweiz an der 
56. Kunstbiennale von Venedig wurde Pamela Rosen-
kranz gewählt. Sie lud die über 500 000 Biennalebesu-
cher ein, im Schweizer Pavillon ihr Werk «Our Product» 
mit allen Sinnen zu erfahren. Der «Salon Suisse» im bun-
deseigenen Palazzo Trevisan, widmete sich mit Blick auf 

ihr 100-Jahr-Jubiläum der Dada-Bewegung. Der erstmals 
von Pro Helvetia verantwortete Schweizer Auftritt an der 
Prag Quadriennale beeindruckte mit einer markanten In-
stallation und errang mit den Fotoarbeiten der Künstlerin 
Iren Stehli die Goldmedaille in der Kategorie «Best Per-
formance Design Foto». 

Zur Promotion von Schweizer Kunst und Kultur arbeitete 
Pro Helvetia 2015 eng mit wichtigen Multiplikatoren und 
Festivals zusammen. Im Ausland gelang es ihr beispiels-
weise, mit dem Huddersfield Contemporary Music Festi-
val, einem der wichtigsten europäischen Festivals für zeit-
genössische Musik, eine langfristige Kooperation einzu-
gehen. Ihre Serie monographischer Erstpublikationen 
«Collection Cahiers d’ Artistes» schickte Pro Helvetia auf 
eine Tour rund um die Welt, mit Stationen unter anderem 
in New York und Tokio, und machte sie durch die Lancie-
rung der Online-Plattform www.cahiers.ch zugänglich. Im 
Inland folgte mit 180 Gästen eine Rekordzahl von interna-
tionalen Veranstaltern der Einladung der Stiftung an die 
Schweizer Tanztage, wo sie Einblick in die neuesten Ent-
wicklungen der Schweizer Tanzszene erhielten.  

Die von Pro Helvetia zusammen mit erfahrenen Partner-
organisationen geschaffene Instrumentenpalette zur 
Nachwuchsförderung reicht von Coachings und Mentora-
ten über Vernetzungs- und Promotionsangebote bis hin 
zum Ermöglichen von Auftritten. Die Massnahmen wur-
den 2015 erfolgreich verstetigt. Ausschreibungen für Re-
sidenzen an renommierten Institutionen wie der Rijksaka-
demie in Amsterdam stiessen ebenso auf grosses Inte-
resse wie etwa das Austauschvorhaben «Swiss Diagona-
les Jazz», welches 10 Nachwuchsbands Auftritte in 21 
namhaften Clubs in 3 Sprachregionen ermöglichte. Erste 
Erfolge, z. B. durch eine Nachfolgeaus-stellung, zeitigte 
auch die Förderung von Nachwuchsprojekten in Kunst-
räumen («off-spaces») und Galerien.  

Die Gewinnerprojekte der Pilotausschreibung zur Förde-
rung des Designnachwuchses, welche Pro Helvetia in en-
gem Austausch mit Experten aus Praxis, Wirtschaft und 
Hochschulen entwickelt hatte, wurden sowohl am interna-
tionalen «Designers‘ Saturday» in Langenthal wie auch 
am «Design Day» der Art Basel der geladenen Fachwelt 
und einer breiten Öffentlichkeit vorgestellt. Der «Design 
Day» ist ein gemeinsames Projekt der vier nationalen Ak-
teure der öffentlichen und privaten Design-förderung 
Schweiz (BAK, Pro Helvetia, «Creative Hub» von Enga-
gement Migros und «Design Preis Schweiz») im Rahmen 
der «Koordinierten Designförderung Schweiz». 

Im Weiteren engagiert sich Pro Helvetia in der Förderung 
der Kunstvermittlung (Art. 19 KFG). Kunstvermittlung will 
künstlerische Werke und Darbietungen den unterschied-
lichsten Bevölkerungsgruppen näher bringen. Als natio-
nale Stiftung konzentriert sich Pro Helvetia auf die Förde-
rung von Projekten, welche durch ihren innovativen An-
satz zur Weiterentwicklung der gesamtschweizerischen 
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Vermittlungspraxis beitragen oder verschiedene Regio-
nen der Schweiz einbeziehen. So sprach die Stiftung 
2015 einen Beitrag für den Aufbau eines nationalen Kom-
petenznetzwerks für Musikvermittlung oder unterstützte 
die Fachtagung zum Thema Literatur-vermittlung West-
schweiz  Frankreich im Rahmen des Festivals «Livres 
sur les quais» in Morges.  

Unter dem Transversalthema «Kultur digital» arbeitete 
Pro Helvetia an der Schnittstelle Kunst/Wissenschaft/ 
Technologie. Kernstück war das dreijährige Impulspro-
gramm «Mobile. In Touch with Digital Creation», das so-
wohl die Entwicklung und Produktion interaktiver und 
transmedialer Projekte wie auch deren internationale Pro-
motion und Verbreitung unterstützte. Zu diesem Zweck 
lancierte sie verschiedene Ausschreibungen. Die 2015 
beim zweiten «Call for Transmedia Projects» (in Zusam-
menarbeit mit dem BAK, den Solothurner Filmtagen und 
der Stiftung Weiterbildung Film und Audiovision [FOCAL]) 
eingereichten Vorhaben zeigten die ganze Vielfalt des 
transmedialen Schaffens in der Schweiz, das von Webs-
erien über interaktive Erzählungen bis hin zu mobilen Ga-
mes und Filmen reicht. Einen wichtigen Bei-trag zur Etab-
lierung der Marke «Swiss Games» leistete der «Call for 
Projects: Swiss Games» (2014/15): mit diesem wurden 
künstlerisch wertvolle Gameprojekte gefördert, welche die 
neuen technologischen Möglichkeiten kreativ und innova-
tiv nutzen. Schweizer Delegationen waren 2015 an wich-
tigen Messen und Konferenzen rund um den Globus prä-
sent, so etwa am weltweit wichtigsten Anlass, der «Game 
Developers Conference» in San Francisco, der «Tokyo 
Game Show» oder, zum ersten Mal überhaupt, der 
«Gamescom» in Köln. Schweizer Spiele errangen 2015 
mehr Auszeichnungen und Nominationen denn je, stell-
vertretend für viele: den «Deutscher Entwicklerpreis Inno-
vation», den «European Independent Game Award Grand 
Prize» oder den «Swiss ICT Newcomer Award». Die Er-
gebnisse der bisherigen Aufbauarbeit spiegelten sich in 
einem grossen Medienecho, national wie international. 

Konkrete Ergebnisse zeigte 2015 auch die Aus-schrei-
bung «Interdisziplinäre Kooperationsprojekte». Vier weg-
weisende Projekte im Bereich Neue Medien und Techno-
logien, welche gemeinsam von Schweizer Institutionen 
aus Kunst, Forschung und Wissenschaft entwickelt wur-
den, gelangten 2015 zur Umsetzung, beispielsweise «Po-
etics and Politics of Data», eine interdisziplinäre Ausstel-
lung zum künstlerisch-gestalterischen Umgang mit gros-
sen Datenmengen. 

Im Zentrum des zweiten transversalen Themas, «Leben-
dige Traditionen», stand 2015 die Umsetzung der von Pro 
Helvetia in Zusammenarbeit mit Kantonen und Städten 
lancierten Initiative «Kulturelle Vielfalt in den Regionen». 
Ein wesentliches Anliegen der Initiative ist die Pflege und 
Stärkung des regionalen Kulturangebots. Die ausgewähl-
ten Vorhaben illustrieren modellhaft mögliche Instrumente 

und Handlungsfelder. Ihre Spannweite reicht dabei von ei-
nem Residenzprogramm am Fotofestival von Sonogno im 
Verzascatal über die Analyse der Rolle der Kunst für das 
Ortsmarketing im Walliser Dorf Leytron bis zur interdiszip-
linären Auseinandersetzung mit Baukultur in der Engadi-
ner Gemeinde Scuol. 

2. Finanzielle Ziele 

Pro Helvetia agiert betriebswirtschaftlich und ergebnis-
verantwortlich; sie unterhält geeignete Kontroll- und Steu-
erungsprozesse. Die Stiftung soll über die Geltungs-dauer 
der strategischen Ziele ein ausgeglichenes Ergebnis er-
zielen. 

Wirtschaftlichkeit (Ziel 3.1) 

Auch im vierten Jahr seit der Inkraftsetzung des Kultur-
förderungsgesetzes kann Pro Helvetia finanziell und be-
trieblich auf ein positives Geschäftsjahr zurückblicken. 
Zwar fielen 2015 verschiedene administrativ aufwendige 
Arbeiten an, wie beispielsweise die Vorbereitungen zur 
Aufgleisung der neuen Finanzierungsperiode (Kulturbot-
schaft 20162020, Wahlgeschäfte, strategische Ziele 
20162020 inkl. Indikatoren etc.) sowie die Überprüfung 
und Verstetigung von seit 2012 gestaffelt eingeführten 
neuen Instrumenten. Dennoch und trotz einer Überprü-
fung und Anpassung einzelner Posten der Kostenumlage-
rung nach ZEWO gelang es der Stiftung, den Anteil der 
Administrationskosten mit 14,0 % auch 2015 unter der 
strategischen Vorgabe des Bundesrats von 15,0 Prozent 
zu halten. Zudem führte sie ihr internes Kontrollsystem 
IKS weiter und beteiligte sich erstmalig am Reporting des 
Risikomanagements Departement und Bund.  

Rechnungsergebnis (Ziel 3.2) 

Pro Helvetia orientiert sich in der Jahresrechnung 2015 
wie bereits in den Vorjahren am Rechnungslegungsstan-
dard IPSAS. Aufgrund des aktuell sehr tiefen Zinsniveaus 
musste die Stiftung die Rückstellung «Vorsorgeverpflich-
tung» gemäss IPSAS 25 erhöhen. In Absprache mit AON 
Schweiz wurde dies direkt zulasten des Eigenkapitals er-
fasst (-4,5 Mio.). Diese Belastung ist die Hauptursache für 
die Reduktion der Eigenkapitalquote auf 3,0 Prozent 
(2014: 36,1%). Der zweite Sonderfaktor ist die vollstän-
dige Abschreibung der Liegenschaft in Paris noch im 2015 
(bedingt durch die anstehende Übertragung ans BBL; -2,8 
Mio.). 

Die Stiftung baute den Gewinnvortrag der Vorjahre wie 
vorgesehen ab und schliesst die Finanzierungsperiode 
20122015 mit einem ausgeglichenen Ergebnis ab. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Pro Helvetia verfolgt eine fortschrittliche und sozialverant-
wortliche Personalpolitik, insbesondere im Hinblick auf die 
Chancengleichheit und die Mehrsprachigkeit. Im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten stellt die Stiftung geeignete Lehr- und 
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Ausbildungsstellen zur Verfügung und harmonisiert ihre 
Anstellungsbedingungen im Aussennetz mit dem EDA. 

Der Anteil der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den la-
teinischen Sprachregionen blieb 2015 stabil: 21,6 % kom-
men aus der Westschweiz (2014: 22,6 %), 12,3 % aus 
dem Tessin (2014: 12,9 %) sowie neu eine Mitarbeiterin 
aus der rätoromanischen Schweiz (entspricht 1,5 %; 
2014: 0 %). Das Geschlechterverhältnis der Angestellten 
entspricht etwa dem des Vorjahres mit 66,3 % Frauen 
(2014: 63,6 %) gegenüber 33,7 % Männern (2014: 
36,4 %). In den beiden ersten Führungs-stufen sind die 
Geschlechter paritätisch verteilt, während in der dritten 
Stufe nur Männer (3) vertreten sind. Über alle drei Füh-
rungsstufen gesehen ist zwischen den Geschlechtern ein 
ausgeglichenes Verhältnis festzustellen. Pro Helvetia bil-
det seit neun Jahren kaufmännische Lernende aus und 
bietet jährlich fünf Praktikumsplätze an. 

Die Personalpolitik von Pro Helvetia ist im GAV und in den 
personalpolitischen Leitsätzen festgehalten. Sie fusst auf 
Respekt, Toleranz und Vertrauen und setzt Leistungsbe-
reitschaft ins Zentrum. Mit den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Stiftung werden einmal jährlich lohnrele-
vante Qualifikationsgespräche geführt und Zielvereinba-
rungen für das Folgejahr getroffen. Pro Helvetia legt Wert 
auf eine kontinuierliche Weiterbildung ihres Personals. 
Das Personal wird so eingesetzt, gefördert und gefordert, 
dass es seine fachlichen und sozialen Fähigkeiten entfal-
ten sowie seine Aufgaben zielorientiert und wirtschaftlich 
erfüllen kann.  

Die Amtszeitbeschränkung für Mitglieder des Kaders (Ent-
scheidungsträger für Beitragsgewährung an Kultur-schaf-
fende) auf zehn Jahre wurde bei allen entsprechen-den 
Neueintritten umgesetzt. Die Anstellungsbedingung-en 
der lokalen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Aussen-
netz wurden im Berichtsjahr 2015 weiter mit dem EDA 
harmonisiert (vor allem in China und Indien). 

4. Kooperationen und Beteiligungen 

Pro Helvetia betreibt eine kooperative, subsidiäre Förder-
politik und spricht sich mit dem Bund, den Kantonen und 
den Städten ab. Bei ihren Aktivitäten im Ausland folgt sie 
den in der Vereinbarung EDI/EDA betreffend die Kulturar-
beit im Ausland vom 9.12.2011 festgelegten Grundsätzen 
der Information, Koordination und Kooperation. 

Das BAK und Pro Helvetia optimierten ihre Aufgabentei-
lung weiter, z. B. bei der Verbreitung der Preise und Aus-
zeichnungen im Ausland. Den regelmässigen Austausch 
mit den Berufsverbänden und der Interessen Gemein-
schaft Volkskultur setzte die Stiftung auch 2015 fort. 

Pro Helvetia arbeitete 2015 regelmässig mit den Schwei-
zer Vertretungen im Ausland zusammen und nutzte das 
Synergiepotenzial mit Präsenz Schweiz, beispielsweise 
im Rahmen des Fotofestivals in Arles. In den Bereichen 
Design und interaktive digitale Medien suchte die Stiftung 
den Austausch namentlich mit swissnex, Switzerland Glo-
bal Enterprise und der Kommission für Technologie und 
Innovation. Im Rahmen der Koordinationssitzung «Quar-
tett» (EDA/EDI) traf sich Pro Helvetia regelmässig mit 
dem EDA. Mit verschiedenen Schweizer Vertretungen 
wurden gezielt Kooperationen für einzelne Projekte durch-
geführt, etwa bei der Ermöglichung des Schweizer 
Schwerpunkts am Huddersfield Contemporary Music Fes-
tival oder beim Swiss Ambassador’s Award. 

In regelmässigem Austausch stand die Stiftung auch mit 
der DEZA. Das DEZA-Mandat von Pro Helvetia im südli-
chen Afrika läuft noch bis Ende 2017.  

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) hat die Jahres-
rechnung 2015 der Pro Helvetia geprüft und mit Bericht 
vom 07.03.2016 für ordnungsgemäss befunden. Sie emp-
fiehlt die Jahresrechnung zur Genehmigung. 

C.  Anträge an den Bundesrat 

Der Stiftungsrat hat dem Bundesrat beantragt, den Ge-
schäftsbericht 2015 mit dem Anhang zur Jahresrechnung 
2015 zu genehmigen, den Revisions-bericht der EFK zur 
Kenntnis zu nehmen und den Stiftungsrat für das Ge-
schäftsjahr 2015 zu entlasten. 

D. Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat hat am 20.04.2016 den Geschäftsbericht 
der Stiftung Pro Helvetia mit dem Anhang zur Jahresrech-
nung 2015 genehmigt, den Bericht der Revisionsstelle 
und den Bericht des Stiftungsrates der Pro Helvetia über 
die Erreichung der Strategischen Ziele des Bundesrates 
2015 zur Kenntnis genommen sowie den Mitgliedern des 
Stiftungsrates für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung er-
teilt. 
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte (Kap. 9.2 LA) 

Bei den anstehenden Änderungen der Gesetze und Ver-

ordnungen im Heilmittelbereich aktiv mitarbeiten 

Die aktive Mitarbeit von Swissmedic als fachkompetente 
Behörde konzentrierte sich auf die Revisionsvorlage des 
Heilmittelgesetzes und die Ratifizierung des Medicrime 
Übereinkommens des Europarats. In beiden Gesetzge-
bungsprojekten hat das Institut seine Arbeitspakete im 
Rahmen der rollenden Zeitplanung des federführenden 
BAG fristgerecht abgeliefert und im Rahmen der Heilmit-
telgesetzrevision die Vorlage gemeinsam mit dem BAG in 
den parlamentarischen Beratungen vertreten.  

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze  

Die strategischen Ziele, die im Leistungsauftrag 2011-
2015 festgelegt und in der Leistungsvereinbarung 
2015 konkretisiert sind, wurden weitgehend erreicht.  

Die Behandlung des Heilmittelgesetzes im Parlament 
wurde in der Frühjahrssession erfolgreich abgeschlos-
sen; Swissmedic beteiligte sich daran mit wesentli-
chen Beiträgen. Der Bundesrat hat entschieden, den 
Leistungsauftrag von Swissmedic bis Ende 2018 zu 
verlängern.  

Der hohe Anteil von fristgerecht erledigten Zulas-
sungsverfahren zu begrüssen, der weiter auf 98,3 Pro-
zent gestiegen ist. Die Optimierung und Weiterent-
wicklung der internen Abläufe und Informatiksysteme 
wurde fortgeführt. 

Auf internationaler Ebene wurde im Februar ein Ab-
kommen mit der China Food and Drug Administration 
(CFDA) unterzeichnet. Im Juli wurde zudem mit der 
Europäischen Arzneimittel-Agentur (EMA) und der 
Generaldirektion Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit (GD SANTE) der Europäischen Kommission ein 
Memorandum of Understanding unterzeichnet.  

Der 2014 initiierte Dialog mit Patienten- und Konsu-
mentenorganisationen wurde 2015 mit quartalsweisen 
Treffen fortgeführt.  

Die Kontrolle der Konformitätsbewertungsstellen für 
Medizinprodukte wurde 2015 weiter gestärkt. Diese 
Bemühungen werden fortgesetzt.  

Neben der eigentlichen strafverfolgenden Tätigkeit hat 
Swissmedic ein Konzept erarbeitet, welches registrier-
ten Journalistinnen und Journalisten ab 2016 ermög-
licht, die verwaltungsstrafrechtlichen Entscheide des 
Instituts einzusehen. 

Swissmedic schliesst das Geschäftsjahr 2015 mit ei-
nem positiven Ergebnis von 1 Million Franken ab. 
Dass Swissmedic wieder schwarze Zahlen schreibt, 
ist den höheren Verfahrensgebühren für Zulassungen 
sowie Einsparungen – namentlich im Personalauf-
wand – zu verdanken. Die Reserven belaufen sich 
ebenfalls auf 1 Million. 

Swissmedic investiert weiterhin konsequent in die Per-
sonalentwicklung und bleibt eine attraktive Arbeitge-
berin. Ihre Bemühungen, die Vertretung der sprachli-
chen Minderheiten zu erhöhen, hat sie mit Erfolg fort-
gesetzt. 

Kennzahlen  2015 2014  

Finanzen und Personal  

Umsatz (Mio. CHF) 90,9 87,5 

Reingewinn / -verlust (Mio. CHF) 1,0 -1,2 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 112,1 107,5 

Eigenkapitalquote in % 1 13,5 19,7 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 352,1 356,1 

Institutsspezifische Kennzahlen 

Anzahl Gesuchseingänge 13 063 13 356 

Fristeinhaltung (in %) 98,3 97,5 

Anzahl Bewilligungen 3‘662 3‘415 

Anzahl Vigilanzmeldungen 11‘241 9‘893 

Anzahl Verfahren Marktkontrolle 361 205 

Anzahl eröffnete Verfahren Strafrecht 18 32 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 13,9 13,9 

Gebühren (Mio. CHF) 75,5 73,3 

1 Die Eigenkapitalquote wird ohne versicherungsmathematische 

Gewinne/Verluste (IAS 19, Vorsorgeverpflichtungen) gezeigt. 

Nach Berücksichtigung des Standards IAS 19 beträgt das Ei-

genkapital -10.1 Mio. und die Eigenkapitalquote -9.1% (s. Kap.  

A2). 
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Die Öffentlichkeit aktiv über Heilmittel informieren 

Swissmedic beantwortete im Jahr 2015 rund 7‘200 Anfra-
gen aus der Öffentlichkeit und von Fachpersonen, davon 
rund zwei Drittel zu Arzneimitteln und ein Drittel zu Medi-
zinprodukten. Seitens der Medien konnten 474 Anfragen 
(z.B. zur Sicherheit der Antibabypillen oder Risiken illega-
ler Arzneimittel) beantwortet werden. 

Swissmedic informiert Fachpersonen und die Öffentlich-
keit regelmässig mit Publikationen auf der Homepage 
über neue oder speziell zu beachtende Risiken von Heil-
mitteln. 2015 wurde mit dem Abschluss des Überprü-
fungsverfahrens für 84 zugelassene Antibabypillen über 
die Anpassungen in der Arzneimittelinformation und die 
Bedeutung der sorgfältigen ärztlichen Vorabklärungen für 
die Auswahl des passenden Verhütungsmittels informiert. 
2015 wurde bei Lieferengpässen für 22 Arzneimittel der 
Import in ausländischer Aufmachung genehmigt und mit-
tels Publikation darüber informiert.     

In 622 Fällen hat Swissmedic eine öffentliche Sicherheits-
meldung zu Medizinprodukten zur Information der Fach-
personen und Anwender publiziert (z.B. Rückrufe mangel-
hafter Produkte, Fehler/Korrekturen in der Produktinfor-
mation oder wichtige Informationen zur korrekten Hand-
habung von medizinischen Geräten oder Tests). Diese 
Publikationen erfolgen wöchentlich und können, wie viele 
andere Informationen auf der Homepage, mittels RSS 
Feed abonniert werden.  

Rolle als vertrauenswürdige Behörde auf nationaler 

Ebene etablieren  

Die 2014 etablierte Arbeitsgruppe mit Patienten- und Kon-
sumentenorganisationen setzte 2015 ihre Arbeit fort und 
traf sich quartalsweise. Es wurden verschiedene regula-
torische Themenschwerpunkte diskutiert, wie zum Bei-
spiel die Anforderungen an die Zulassung und den Zulas-
sungsprozess von Biosimilars, die rechtlichen Grundlagen 
und Charakteristika der Patienteninformation sowie das 
Humanforschungsgesetz. Im Jahr 2015 führte Swissme-
dic 12 Veranstaltungen zu aktuellen Themen durch. Her-
vorzuheben sind zum einen ein internationales Sympo-
sium zum Thema Transparenz und der Jubiläumsanlass 
zum 150-jährigen Bestehen der Schweizerischen Phar-
makopöe (amtliches Arzneibuch). Der Dialog mit den In-
dustrieverbänden wurde fortgesetzt; ebenso wurde die 
2014 erstmals gemeinsam mit der Industrie durchgeführte 
Benchmarking-Studie im Jahr 2015 wiederholt. Die Er-
gebnisse liefern wertvolle Erkenntnisse für Firmen und 
Swissmedic. 

Internationale Zusammenarbeit intensivieren 

2015 konnten mit zwei strategisch wichtigen Partnern Ko-
operationen eingegangen und das Netzwerk der bilatera-
len Partnerschaften so massgeblich erweitert werden. Im 
Februar unterzeichnete der Vorsteher des EDI ein Ab-
kommen mit der China Food and Drug Administration 

(CFDA), welches neben Heilmitteln auch Produktbereiche 
des Bundesamtes für Lebensmittelsicherheit und Veteri-
närwesen (BLV) umfasst. Im Juli hat das EDI mit Swiss-
medic als ausführender Behörde mit der Europäischen 
Arzneimittel-Agentur (EMA) und der Generaldirektion Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit (GD SANTE) der Eu-
ropäischen Kommission eine Vereinbarung unterzeich-
net. Gegenstand dieser Vereinbarung ist es, zum Zweck 
eines besseren Schutzes der öffentlichen Gesundheit 
nicht-öffentliche Informationen zur Sicherheit, Qualität 
und Wirksamkeit von Arzneimitteln auszutauschen. Ende 
2015 wurde für die Dauer von drei Jahren ein so genann-
tes „Grant Agreement“ zwischen Swissmedic und der Bill 

& Melinda Gates Stiftung unterzeichnet. In dieser Verein-
barung wurden die Projekte konkretisiert, in denen Swiss-
medic und die Stiftung zusammen mit der DEZA und der 
WHO die Regulierungssysteme im südlichen Afrika stär-
ken und so den Zugang zur medizinischen Versorgung 
verbessern wollen. Die Medizinprodukte-Überwachung 
beteiligte sich im 2015 erneut an Inspektionen der so ge-
nannten Konformitätsbewertungsstellen in der EU.  

Qualitätsniveau bei Betriebsbewilligungen und Betriebsin-

spektionen halten  

Mit der Revision des Epidemiengesetzes (EpG) wird 
Swissmedic die Verantwortung (Inspektion und Bewilli-
gung) für rund 200 klinische Laboratorien vom BAG über-
nehmen. Swissmedic wird zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens (1.1.2016) bereit sein, die Aufgabe nahtlos zu über-
nehmen.    

Zulassungen für Arzneimittel werden mit dem Ziel erteilt, 

bei gleich bleibender Qualität die Transparenz, Effizienz 

(Optimierung der Prozessabläufe) und Konsistenz (glei-

che Behandlung der Anspruchsgruppen und Verfahren) 

kontinuierlich zu verbessern 

Die internen Abläufe und IT-Systeme wurden weiter opti-
miert und ausgebaut. Dank dem neu eingeführten elektro-
nischen Dokumentenmanagementsystem erfolgt die Ab-
wicklung von Zulassungsgesuchen nun weitgehend pa-
pierlos. Der Bearbeitungsaufwand konnte damit signifi-
kant gesenkt und die Durchlaufzeiten reduziert werden. 
Damit sind noch nicht alle Effizienzsteigerungs- und Auto-
matisierungspotentiale ausgeschöpft. Vorhaben zur Rea-
lisierung dieser Optimierungen sind in Arbeit. 
Die wichtigste Herausforderung bei der Zulassung bleibt 
die Fristeinhaltung aller Gesuchtypen ohne die Qualität 
der Begutachtungsarbeit zu gefährden. Die Zulassung er-
hält pro Jahr über 13 000 Gesuche. Über alle Gesuche 
betrachtet hat die Fristeinhaltung einen Wert von 98 Pro-
zent erreicht. Die Fristeinhaltung bei den für den Marktzu-
gang relevanten Gesuchen um Erstzulassung innovativer 
Arzneimittel betrug 96 Prozent (bei Gesuchen mit neuen 
Wirkstoffen 100%), jene für Erstzulassungsgesuche nicht-
innovativer Arzneimittel 82 Prozent. Beim Verfahren mit 

Voranmeldung (VmVA) wurden die Vorgaben angepasst 
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mit dem Ziel, den Prozess einfacher und transparenter zu 
gestalten. So wurde die Frist für die Voranzeige verkürzt 
und die Modalitäten für den Wechsel vom beschleunigten 

Zulassungsverfahren (BZV) zum Verfahren mit Voranmel-

dung erleichtert; die Erfahrungen aus der zweijährigen Pi-
lotphase lieferten dabei wesentliche Hinweise. Weiter 
wurden die Vorgaben für die vereinfachte Zulassung von 
Radiopharmazeutika an die Änderung der Verordnung 
über die vereinfachte Zulassung von Arzneimitteln (VAZV) 
und unter Berücksichtigung des neusten Stands von Wis-
senschaft und Technik angepasst. Es wurden insgesamt 
7 neue Anträge für Verfahren nach Voranmeldung einge-
reicht; 6 Zulassungen im Verfahren mit Voranmeldung 
wurden erteilt. 

Prozesse, Strukturen und Systeme Vigilanz optimieren 

und ausbauen  

Die per Oktober 2014 neu in Betrieb genommene Platt-
form zur elektronischen Meldung von Arzneimittel-Neben-
wirkungen funktioniert reibungslos, wurde jedoch 2015 
durch die Pharmaunternehmen und die Fachpersonen 
noch zögerlich genutzt. Erst rund zwei Drittel der Meldun-
gen gingen 2015 elektronisch ein, die Mehrzahl jedoch 
über den Gateway Transfer grosser Firmen.   

Das seit 2002 entwickelte und für die Bearbeitung und den 
Austausch der Vigilancemeldungen genutzte Kernsystem 
Vigiflow, welches auch für den Datenaustausch mit der 
WHO genutzt wird, entspricht nicht mehr den heutigen An-
forderungen und muss abgelöst werden. Ein entsprechen-
des Projekt wurde initiiert.  

Im Bereich der Medizinprodukte hat die Zahl der Meldun-
gen zu schwerwiegenden Vorkommnissen (bspw. bei Im-
plantaten) um rund 15 Prozent auf über 2 700 Meldungen 
zugenommen. Zur rascheren Erkennung von produktspe-
zifischen Sicherheitsproblemen wurde die verbesserte in-
ternationale Koordination im Jahr 2015 fortgesetzt. In mo-
natlichen Telefonkonferenzen mit den europäischen 
Überwachungsbehörden werden neue Fälle sowie not-
wendige Analysen und Korrekturmassnahmen diskutiert. 
In Zusammenhang mit der laufenden Regulierungsrevi-
sion für diese Produkte in Europa soll auch die europäi-
sche Datenbank EUDAMED, auf welche die Schweiz Zu-
griff hat, erneuert werden. Dies wird auch grössere An-
passungen an den Systemen von Swissmedic erfordern.     

Marktkontrolle risikobasiert und mit Fokus auf Minderung 

der Gesundheitsrisiken vornehmen  

Zur Verbesserung der Produktesicherheit sind effiziente, 
staatlich organisierte Kontrollen und das Durchsetzen kor-
rigierender Massnahmen von entscheidender Bedeutung. 
In der Überwachung arbeitet Swissmedic national eng mit 
kantonalen Behörden und international mit anderen Heil-
mittelkontrollbehörden zusammen.  

Wer Medizinprodukte in der Schweiz vertreibt, muss de-
ren Konformität sicherstellen. Swissmedic nimmt Ver-
dachtsmeldungen entgegen, priorisiert diese, leitet risiko-
basiert notwendige Korrekturmassnahmen ein und über-
wacht die Umsetzung. Im Jahr 2015 ist die Zahl der Ver-
dachtsmeldungen bei den Medizinprodukten um 50 Pro-
zent angestiegen. Dies erforderte eine strengere Triage 
und Erhöhung der Interventionsschwelle. Swissmedic hat 
in 182 Fällen korrigierende Massnahmen angeordnet. 
Dank effizienterer Verfahrensführung konnten 2015 ins-
gesamt 361 Verfahren abgeschlossen werden. Die ver-
schärfte Überwachung der so genannten Konformitätsbe-
wertungsstellen für Medizinprodukte inkl. internationale 
Inspektionen wurde auch 2015 weitergeführt. Ergänzend 
hat Swissmedic 2015 in 8 Fällen produktspezifische In-
spektionen bei Firmen durchgeführt.  

Im Bereich der Arzneimittel gingen 2015 insgesamt 679 
Meldungen zu Qualitätsmängeln ein, rund 10 Prozent 
mehr als im Vorjahr. In 454 Fällen war die Schweiz betrof-
fen, und es mussten Korrekturmassnahmen angeordnet 
werden; bei 28 Arzneimitteln war ein Rückruf betroffener 
Chargen aus dem Markt nötig. Die belieferten Fachperso-
nen wurden mittels Rundschreiben und die Öffentlichkeit 
durch Publikation auf der Homepage von Swissmedic in-
formiert.  

Durch effiziente und risikobasierte Strafverfolgung die 

Einhaltung der heilmittelrechtlichen Verordnungen unter-

stützen und kriminelle Gefährdung der Heilmittelsicherheit 

ahnden 

Die Belastung im strafrechtlichen Bereich blieb im Ver-
gleich zum Vorjahr konstant. Dies aufgrund aufwändiger 
Untersuchungsarbeiten in komplexen, bereits eröffneten 
Strafuntersuchungen. Neben der eigentlichen strafverfol-
genden Tätigkeit hat Swissmedic ein Konzept erarbeitet, 
welches registrierten Journalistinnen und Journalisten ab 
2016 ermöglicht, die verwaltungsstrafrechtlichen Ent-
scheide des Instituts einzusehen, um darüber berichten 
zu können. So schafft Swissmedic Transparenz und er-
höht die spezial- und generalpräventive Wirkung seiner 
Entscheide. Zudem verschafft das Institut mit diesem 
Konzept Artikel 30 Absatz 3 Bundesverfassung Nachach-
tung; diese Bestimmung verlangt, dass Urteilsverkündun-
gen öffentlich zu erfolgen haben.  

2. Finanzielle Ziele  

Die Erfolgsrechnung 2015 schliesst positiv ab. Der Ge-
winn beträgt 1 Million Franken, dies bei einem Ertrag von 
gut 90,8 Millionen und einem Aufwand von knapp 89,8 
Millionen. Auf Stufe Gesamterfolgsrechnung resultiert auf-
grund von versicherungsmathematischen Gewinnen (IAS 
19) ein Ergebnis von 3,7 Millionen. In der Bilanz erhöhen 
sich die Rückstellungen für Vorsorgeverbindlichkeiten um 
knapp 200 000 auf neu 71 Millionen. Die kumulierten ver-
sicherungsmathematischen Verluste reduzieren sich um 
2,7 Millionen und betragen neu minus 25,6 Millionen, das 
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Eigenkapital minus 10,1 Millionen. Das negative Eigenka-
pital ist auf die Rechnungslegungsvorschrift IAS 19 zu-
rückzuführen. Der Fortbestand der Geschäftstätigkeit der 
Swissmedic (going-concern-Prinzip) und die finanzielle 
Solidität sowie die Aufgabenerfüllung von Swissmedic 
sind dadurch nicht tangiert. Per Ende 2015 hat Swissme-
dic Reserven von gut 1 Million. 

Das Budget 2016 und die mittelfristige Planung 2017-19 
rechnen mit jährlichen positiven Abschlüssen (Gewinne 
zwischen 2,3 und 3,2 Mio.), so dass die Reserven in den 
nächsten Jahren voraussichtlich aufgestockt werden kön-
nen. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele  

Swissmedic darf als attraktive und konkurrenzfähige Ar-
beitgeberin bezeichnet werden. Vakante Stellen können 
mit passend qualifizierten Personen besetzt werden. Die 
Fluktuationsrate (Kündigungen von Mitarbeitenden) be-
trägt im Berichtsjahr 5,2 Prozent.  

Swissmedic investiert konsequent in die Personalentwick-
lung und Weiterbildung, um die Unternehmensziele zu er-
reichen. Wissensmanagement, Fachlaufbahnmodell und 
neu Talentmanagement sind wichtige Elemente der Per-
sonalentwicklung. Im Labor bietet das Institut Lehrstellen 
für Biologie- und Chemielaboranten an (5 Lehrstellen). 
Akademische Nachwuchskräfte können in verschiedenen 
Bereichen und Abteilungen Praktika absolvieren (im Be-
richtsjahr 5 Praktika).  

Wie bereits im Vorjahr hat der Anteil an deutschsprachi-
gen Mitarbeitenden abgenommen. Per Ende 2015 waren  
85,1 prozent der Mitarbeitenden deutscher Mutterspra-
che, 12,2 Prozent französischer und 2,7 Prozent italieni-
scher Muttersprache. Mit verschiedenen Massnahmen 
werden die Sprachkompetenzen der Mitarbeitenden ge-
fördert (z.B. interne Sprachangebote, Sprachentische). 

4. Kooperationen und Beteiligungen  

Zur Erfassung und Beurteilung von Meldungen zu uner-
wünschten Wirkungen von Arzneimitteln hat Swissmedic 
ein Pharmacovigilance-Netzwerk mit sechs regionalen 
Zentren (Universitätsspitäler aller Landesteile sowie Regi-
onalspital im Tessin) aufgebaut. Die Zusammenarbeit ist 
konstruktiv, ermöglicht die Nutzung des in den Universi-
tätsspitälern vorhandenen pharmakologischen Wissens 
für eine Erstevaluation der Meldungen und gewährleistet, 
dass die meldenden Fachpersonen eine regionale An-
sprechstelle haben. 

Die Zusammenarbeit mit den Inspektoraten der Kantone 
ist gut etabliert und erfolgt reibungslos. Alle Inspektorate 
sind nach ISO 17020 akkreditiert, was eine einheitliche 
Vorgehensweise in der ganzen Schweiz sicherstellt. 

Die Dienstleistungsvereinbarung (DLV) mit dem BAG ist 
in Kraft und Swissmedic erbringt in diesem Rahmen tech-

nische Dienstleistungen im Inspektionsbereich. Dies be-
trifft Transplantate und Diagnoselaboratorien, also Tätig-
keiten, die unter der hoheitlichen Aufsicht des BAG ste-
hen. 

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle (Eidgenössische Finanzkontrolle, 
EFK) hat die Jahresrechnung von Swissmedic (Art. 74 
Bst. a HMG) geprüft und erachtet diese als ordnungsge-
mäss. Sie empfiehlt, die Jahresrechnung zu genehmigen.  

Die EFK prüfte ebenfalls die Berichterstattung über die 
Einhaltung von Leistungsauftrag und Leistungsvereinba-
rung (Art. 74 Bst. b HMG). Auch diese Prüfung konnte er-
folgreich abgeschlossen werden. 

C.  Stellungnahme des Bundesrates  

Der Bericht 2015 von Swissmedic wurde aufgrund des 
vorgegebenen Rahmens erarbeitet (Heilmittelgesetz, 
Leistungsauftrag 2011-2015). Dieser sieht vor, dass die 
Eignerkompetenzen, namentlich im Zusammenhang mit 
der Berichterstattung, beim EDI liegen.  

Der Vorsteher des EDI hat den Geschäftsbericht und die 
Jahresrechnung 2015 von Swissmedic zur Kenntnis ge-
nommen, ebenso den Bericht der Revisionsstelle, der die 
Rechnungsprüfung und die Einhaltung des Leistungsauf-
trags und der Leistungsvereinbarung beinhaltet. Er hat 
dem Institutsrat auf der Grundlage dieser Dokumente Ent-
lastung für das Jahr 2015 erteilt.  

D.  Übrige Ereignisse von Bedeutung  

Der Bundesrat hat am 4. Dezember 2015 Frau Vincenza 
Trivigno als neues Mitglied des Institutsrats gewählt. Die 
Kandidatur von Vincenza Trivigno, die italienischer Mut-
tersprache ist, wurde von der Konferenz der kantonalen 
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) als 
Nachfolge von Herrn Markus Dürr vorgeschlagen.  
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A.  Zielerreichung 2015 

1. Strategische Schwerpunkte 

 Dienstleistungen mit Monopolcharakter 

Die primäre Aufgabe des Eidgenössischen Instituts für 
Geistiges Eigentum (IGE) ist die Erteilung und Verwaltung 
von immaterialgüterrechtlichen Schutztiteln (Marken, Pa-
tente und Designs). Für diese Dienstleistungen mit Mono-
polcharakter besteht eine ausführliche materielle Rege-
lung auf Gesetzes- und Verordnungsebene, welche so-
wohl die Prüfungspraxis wie auch das zu befolgende Ver-
fahren umfassend vorgeben. Das dabei zu bewältigende 
Arbeitsvolumen hängt direkt und ausschliesslich von den 
Anmeldezahlen für Eintragungen, Verlängerungen und 
Registeränderungen ab, die vom IGE nicht beeinflusst 
werden können. Zudem unterliegt auch die Höhe der vom 
IGE vereinnahmten Gebühren der Genehmigung durch 
den Bundesrat. Entsprechend besteht im Bereich der Mo-
nopolaufgaben des IGE wenig Raum für strategische Ziel-
vorgaben über den gesetzlichen Leistungsauftrag hinaus. 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Für die vom Eidgenössischen Institut für Geistiges Ei-
gentum (IGE) erbrachten Dienstleistungen mit Mono-
polcharakter besteht eine ausführliche Spezialge-
setzgebung und das zu bewältigende Arbeitsvolumen 
hängt ausschliesslich von den Gesuchszahlen ab, so 
dass über den gesetzlichen Leistungsauftrag hinaus 
keine strategischen Zielvorgaben bestehen. Im Mar-
kenbereich erreichten die Eintragungsgesuche einen 
neuen Höchststand, und die Markenverlängerungen 
nahmen ebenfalls zu. Eine mit der IGE-Datenbank 
abgestimmte Markenanmeldung ist innert sechs Ar-
beitstagen geprüft. Die nationalen Patentanmeldun-
gen stiegen leicht an, und die Anzahl der erledigten 
Prüfdossiers konnte erneut deutlich gesteigert wer-
den. 

Im Bereich der Ministerialaufgaben oblag dem IGE im 
Jahr 2015 die Vorbereitung einer Vernehmlassung 
zur Modernisierung des Urheberrechts (Jahresziel 
Bundesrat), welche am 11.12.2015 eröffnet wurde. 
Zudem waren die Ausführungsverordnungen zur 
Swissness-Gesetzgebung zu verabschieden und das 
Datum des Inkrafttretens festzulegen (Jahresziel 
EJPD). Diese Beschlüsse des Bundesrates datieren 
vom 2. September 2015, das neue Recht tritt am 1. 
Januar 2017 in Kraft. 

Der Umsatz der freien Dienstleistungen wurde leicht 
erhöht, die Kosten wurden vollumfänglich gedeckt. 

Eine Erhöhung der Gebühren für die Aufrechterhal-
tung von Patenten und Markenverlängerungen wirkte 
sich erstmals während eines vollen Rechnungsjahres 
aus und führte im Geschäftsjahr 2014/15 zu einem 
Betriebsgewinn von 5,7 Millionen Franken. Ein erheb-
licher Rückstellungsbedarf für Vorsorgeverpflichtun-
gen (13,8 Mio.) aufgrund einer Senkung des techni-
schen Zinssatzes führte jedoch zu einer Abnahme 
des Eigenkapitals um 8,1 Millionen.  

Die Revisionsstelle (EFK) erteilte das Testat zur ge-
prüften Jahresrechnung ohne Einschränkung und 
Hinweis. 

Kennzahlen 2014/15 2013/14 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 58,8 51,2 

Gesamtergebnis (Mio. CHF)1) -8,1 -2,0 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 115,6 108,6 

Eigenkapitalquote in % 32,1 41,7 

Personalbestand (Vollzeitstellen)2) 217 212 

Anstaltsspezifische Kennzahlen 

Markeneintragungen 14 351 15 168 

Internat. Markenregistrierungen mit 
Schutzausdehnung Schweiz 13 794 12 602 

Patenterteilungen national 748 581 

Erteilte europäische Patente mit Wir-
kung Schweiz / Liechtenstein 58 226 56 521 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 0 0 

Gebühren netto (Mio. CHF) 51,1 43,4 

1) Gesamtergebnis = Betriebsergebnis + sonstiges Ergebnis (aus 
versicherungsmathematischen Gewinnen/Verlusten) 

2) Jahresdurchschnitt
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Der Geschäftsgang entwickelte sich im Geschäftsjahr 
2014/15 wie folgt: Die Anzahl der Schweizer Markenein-
tragungsgesuche erreichte einen neuen Höchststand mit 
16 202 Eingängen (+0,9 Prozent). Die Markenverlänge-
rungen nahmen ebenfalls deutlich zu: Über 11 000 Mar-
ken wurden für eine weitere Schutzdauer von 10 Jahren 
verlängert. Zudem wurden ca. 22 500 kostenlose Regis-
termutationen (Übertragungen, Firmen-, Adress- und Ver-
treteränderungen usw.) vorgenommen. Mehr als 95 Pro-
zent der Markenanmeldungen wurden über das elektroni-
sche Portal eTrademark eingereicht, und ca. 29 000 Ein-
gaben an die Markenabteilung gingen per E-Mail ein. Eine 
gebührenpflichtige Beschleunigung der Markenprüfung 
wird immer seltener beantragt: Enthält eine Markenanmel-
dung nur Waren- und Dienstleistungsbegriffe aus der be-
treffenden Datenbank des IGE, so wird das Gesuch auch 
ohne Beschleunigungsantrag innert sechs Arbeitstagen 
geprüft. 

Nach einem Rückgang bis 2011/12 stabilisierten sich die 
nationalen Patentanmeldungen und stiegen gegenüber 
dem Vorjahr sogar leicht an (um 2,2 % auf 2016). Ob es 
sich dabei um einen Trend im Zusammenhang mit dem 
Einheitspatent der EU handelt, das im Jahr 2016 definitiv 
eingeführt werden soll, kann noch nicht beurteilt werden. 
Nach wie vor dient mehr als die Hälfte der Anmeldungen 
der Sicherung eines Prioritätsdatums im Hinblick auf den 
Erwerb insbesondere eines europäischen Patents und 
führt zu keiner Patentprüfung durch das IGE. Eine Steige-
rung der Erledigungen von Prüfdossiers von 763 auf 867 
erlaubte einen weiteren Abbau der hängigen Patentan-
meldungen. 

Die Designanmeldungen stiegen von 801 auf 833, nach-
dem ein Jahr vorher überraschend ein deutlicher Rück-
gang (Geschäftsjahr 2012/13: 1003) eingetreten war. 

Eine vom IGE im Rahmen seiner Aufsicht über die urhe-
berrechtlichen Verwertungsgesellschaften in Auftrag ge-
gebene Analyse bestätigte, dass die Verwaltungskosten 
der Verwertungsgesellschaften grundsätzlich angemes-
sen sind. 

 Ministerialaufgaben 

Im Bereich der Ministerialaufgaben des IGE, der Politik-
vorbereitung zuhanden des Bundesrates und des Parla-
ments, verfügen der Bundesrat und das zuständige EJPD 
über ein umfassendes Weisungsrecht gegenüber dem 
IGE. Gestützt darauf können sie dem IGE nicht nur mittel- 
und kurzfristige Zielvorgaben machen, sondern jederzeit 
direkt Einfluss auf die Arbeit des IGE nehmen und diesem 
Aufträge erteilen. 

Der Bundesbeschluss über die Legislaturplanung 2011–
2015 vom 15. Juni 2012 (BBl 2012 7155) enthält kein Ziel, 
für dessen Erreichung das IGE innerhalb der Bundesver-
waltung federführend zuständig wäre. Im Rahmen der 
Jahresziele des Bundesrates (Die Ziele des Bundesrates 
2015 – Band I) war das IGE zuständig für die Vorbereitung 
einer Vernehmlassung zur Modernisierung des Urheber-
rechts. Innerhalb der Jahresziele des EJPD (Die Ziele des 

Bundesrates 2015 – Band II) oblag dem IGE die Vorberei-
tung des Bundesratsbeschlusses zum Erlass der Ausfüh-
rungsverordnungen zur Swissness-Gesetzgebung und 
zur Festlegung des Datums des Inkrafttretens. 

a) Modernisierung des Urheberrechts 

Am 11.12.2015 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlas-
sung zum Vorentwurf für eine Änderung des Urheber-
rechtsgesetzes. Unter anderem soll Internet-Piraterie bes-
ser bekämpft werden, ohne dass dabei aber die Nutzer 
solcher Angebote kriminalisiert werden. Die Massnahmen 
zur Pirateriebekämpfung sollen künftig dort erfolgen, wo 
sie am effizientesten sind, nämlich bei den Providern. 
Schweizer Hosting Provider sollen keine Piraterieplattfor-
men beherbergen und bei Urheberrechtsverletzungen 
über ihre Server die betreffenden Inhalte rasch entfernen. 
Grosse, kommerzielle Piratenseiten werden jedoch oft bei 
Hosting Providern beherbergt, deren Sitz oder Standort 
sich im Ausland befindet oder deren Standort verschleiert 
ist. Diesfalls sollen die Schweizer Access Provider auf An-
weisung der Behörden den Zugang sperren. Die Internet-
sperren sind dabei so auszugestalten, dass die gleichzei-
tige Sperrung rechtmässiger Inhalte («Overblocking») 
möglichst vermieden wird. Im Gegenzug zu diesen neuen 
Pflichten sieht die Vorlage Haftungsbefreiungen für Provi-
der vor. Sie geben den Providern die für den Betrieb ihres 
Geschäfts erforderliche Rechtssicherheit. 

Gleichzeitig sollen die gesetzlichen Bestimmungen an die 
neusten technologischen Entwicklungen angepasst wer-
den. Die Vorlage orientiert sich an den Empfehlungen der 
Arbeitsgruppe zum Urheberrecht (AGUR12). Sie setzt 
aber auch eigene Akzente, beispielsweise mit dem neuen 
Vergütungsanspruch für das Verleihen von Werkexemp-
laren. Parallel zu dieser Vorlage wurden auch zwei Ab-
kommen der Weltorganisation für geistiges Eigentum 
(WIPO) in die Vernehmlassung geschickt. 

b) Schutz der «Marke Schweiz» 

Am 2. September 2015 beschloss der Bundesrat das In-
krafttreten der Swissness-Gesetzgebung und des zuge-
hörigen Verordnungspakets – bestehend aus einer Ände-
rung der Markenschutzverordnung sowie drei neuen Ver-
ordnungen (Verordnung über die Verwendung von 
schweizerischen Herkunftsangaben für Lebensmittel, 
Verordnung über das Register für Ursprungsbezeichnun-
gen und geografischen Angaben nicht landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, Wappenschutzverordnung) – per 1. Januar 
2017. Die neue Gesetzgebung verstärkt den Schutz der 
Bezeichnung «Schweiz» und des Schweizerkreuzes. Sie 
will Missbräuche verhindern und eindämmen, damit der 
Wert der «Marke Schweiz» langfristig erhalten bleibt. Ihr 
Herzstück bilden präzisere Regeln im Markenschutzge-
setz, unter welchen Voraussetzungen ein Produkt oder 
eine Dienstleistung als «schweizerisch» bezeichnet wer-
den darf. Wer diese Kriterien erfüllt, darf die Bezeichnung 
Schweiz wie schon heute freiwillig und ohne Bewilligung 
benutzen. Werden die Regeln eingehalten, dürfen neu 
auch Waren – und nicht mehr nur Dienstleistungen – mit 
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dem Schweizerkreuz versehen werden; das Schwei-
zerwappen bleibt dagegen grundsätzlich weiterhin dem 
Gemeinwesen vorbehalten. Die Möglichkeit, auch nicht 
landwirtschaftliche geografische Angaben (z.B. 
«Genève» für Uhren) in ein neues Register und gestützt 
darauf als geografische Marke einzutragen, erlaubt es 
den interessierten Branchen, einen offiziellen Schutztitel 
in der Schweiz zu erhalten. Das vereinfacht die künftige 
Erlangung und Durchsetzung des Schutzes insbesondere 
auch im Ausland deutlich. 

Am 2. September 2015 eröffnete der Bundesrat die Ver-
nehmlassung zum Entwurf für eine Änderung der Swiss-
Made Verordnung für Uhren, welche sich auf den Vorent-
wurf für eine Branchenverordnung der Fédération Hor-
logère (FH) stützte. Die Vernehmlassung dauerte bis zum 
2. Dezember 2015, gegenwärtig werden die eingegange-
nen Stellungnahmen ausgewertet. Gestützt darauf soll die 
Verordnungsänderung dem Bundesrat im Sommer 2016 
zur Verabschiedung vorgelegt werden. 

 Freie Dienstleistungen 

Zum gesetzlichen Leistungsauftrag des IGE gehört auch 
die Erbringung von Informationsdienstleistungen auf der 
Grundlage des Privatrechts. 

Bei den Patent- und Technologierecherchen konnte der 
Umsatz auf 4,7 Millionen (+1,5 %) gesteigert werden. 
Nach einem spürbaren Rückgang im Geschäftsjahr 
2012/13 stabilisierte sich auch die Nachfrage nach Mar-
kenrecherchen weiter und führte zu Einnahmen von 
768 000 Franken. Die verlangte Kostendeckung wurde für 
beide Teilbereiche erreicht. 

2. Finanzielle Ziele 

Im Geschäftsjahr 2014/15 wirkte sich die per 1. Januar 
2014 in Kraft getretene Erhöhung der Patentjahresgebüh-
ren und der Gebühren für Markenverlängerungen erst-
mals während einer vollen Rechnungsperiode aus, wobei 
die erhöhten Gebühren bisher kaum zu einem Rückgang 
der aufrechterhaltenen Schutzrechte führten. Entspre-
chend lagen die Gebühreneinnahmen um ca. 3,9 Millio-
nen (netto) über dem Budget. Insgesamt erzielte das IGE 
in seinem 19. Geschäftsjahr einen Betriebsgewinn von 5,7 
Millionen. Vorderhand sank das Eigenkapital des IGE je-
doch nochmals um 8,1 Millionen und betrug per Ende des 
Geschäftsjahres 37,2 Millionen. Bei der Bewertung der 
Vorsorgeverpflichtungen gemäss den IFRS musste we-
gen der langfristig tiefen Zinserwartungen auf den Finanz-
märkten der technische Zinssatz um ¾ Prozent auf 1,0 
Prozent gesenkt werden. Die neuen Bewertungsgrundla-
gen führten zu einem zusätzlichen Rückstellungsbedarf 
von 13,8 Millionen. Dieser versicherungsmathematische 
Verlust belastete zwar nicht das Betriebsergebnis im Rah-
men der Erfolgsrechnung des IGE. Er war aber als sons-
tiges Ergebnis («Other Comprehensive Income») in der 
Gesamtergebnisrechnung des Geschäftsjahres 2014/15 
zu erfassen und beeinflusste damit direkt die Höhe des 
Eigenkapitals per Ende der Rechnungsperiode. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Neue gesetzliche Aufgaben und befristete Anstellungen 
im Zusammenhang mit einem Schlüsselprojekt des IGE 
führten zu einem Anstieg des durchschnittlichen Perso-
nalbestands von 212 auf 217 Vollzeitstellen. Das ange-
strebte hohe Qualifikations- und Leistungsniveau des In-
stitutspersonals konnte aufrechterhalten werden. Der 
Frauenanteil in Kaderpositionen erhöhte sich leicht auf 
25,6 Prozent (Vorjahr 24,4 %), der Anteil der Mitarbeiten-
den in Teilzeitanstellung nahm weiter zu (von 35,7 % auf 
38,3 %). Die Zahl der Ausbildungsstellen für Lernende 
und Praktikanten (KV und Informatik) sank von 12 auf 11 
Personen. 

Im Hinblick auf die Senkung des technischen Zinssatzes 
von PUBLICA per 1. Januar 2015 folgte das IGE den 
Empfehlungen des Bundesrates betreffend flankierende 
Massnahmen zur Beibehaltung des bisherigen Leistungs-
niveaus (proportionale Verteilung von Rückstellungen und 
Erhöhung der Sparbeiträge). 

B. Bericht der Revisionsstelle 

Die Revisionsstelle hielt im Prüfbericht vom 11. Septem-
ber 2015 zuhanden des Institutsrats fest, dass die Jahres-
rechnung für das am 30. Juni 2015 abgeschlossene Ge-
schäftsjahr ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage in 
Übereinstimmung mit den IFRS vermittelt und dem IGEG 
entspricht. Das Testat zur geprüften Jahresrechnung 
wurde ohne Einschränkung und Hinweis erteilt. Am 6. No-
vember 2015 genehmigte der Institutsrat den auf die Be-
triebsführung beschränkten Geschäftsbericht 2014/15 der 
Direktion einstimmig. Gleichzeitig nahm er vom Bericht 
der Revisionsstelle Kenntnis und genehmigte die Jahres-
rechnung für die Rechnungsperiode 1. Juli 2014 bis 30. 
Juni 2015 einstimmig. 

C.  Anträge an den Bundesrat 

Der Rechenschaftsbericht der Direktorin nach Art. 5 
Abs. 2 IGEG ist ein umfassender Bericht an den Bundes-
rat, der die gesamte Tätigkeit des IGE zum Inhalt hat und 
sich – entsprechend dem Rhythmus der politischen Füh-
rung und Aufsicht – jeweils auf ein Kalenderjahr bezieht. 
Der Rechenschaftsbericht enthält einen besonderen Ab-
schnitt über das Ergebnis der Prüfung durch die Revisi-
onsstelle sowie die Genehmigung von Geschäftsbericht 
und Jahresrechnung durch den Institutsrat. 

Gestützt darauf hat das EJPD dem Bundesrat den Re-
chenschaftsbericht zusammen mit dem Antrag auf Entlas-
tung des Institutsrates für das Jahr 2015 zur Genehmi-
gung unterbreitet. 

D. Beschlüsse des Bundesrates 

Der Bundesrat hat am 6. April 2016 den Rechenschafts-
bericht des IGE für das Jahr 2015 genehmigt und dem In-
stitutsrat Entlastung erteilt. 
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Das METAS ist das nationale Metrologieinstitut der 
Schweiz. Zu seinen wesentlichen Aufgaben gehört es, die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die Schweizer 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Das Eidgenössische Institut für Metrologie METAS 
hat im Jahr 2015 die strategischen Ziele des Bundes-
rates erfüllt. 

Seine fachlichen Ziele hat es erreicht. Das Angebot 
der Dienstleistungen und der Infrastruktur des ME-
TAS deckt den gesamten Bedarf im gesetzlich gere-
gelten Bereich sowie den grössten Teil der Bedürf-
nisse der Industrie ab. Mit seinem fundierten tech-
nisch-wissenschaftlichen Know-how in verschiede-
nen Fachbereichen konnte das METAS seine Posi-
tion als interessanter Kooperationspartner für die In-
dustrie weiter festigen. Bei der Befragung seiner 
Schweizer Kunden erhielt das METAS  eine unverän-
dert hohe Bewertung in Bezug auf die Gesamtzufrie-
denheit sowie auf die Zufriedenheit mit den Leistun-
gen des Personals. 

Die finanziellen Vorgaben wurden erfüllt. Der Selbst-
finanzierungsgrad (Erlösanteil aus Gebühren, Abgel-
tungen und Drittmitteln) erreichte 51,1 Prozent und 
das Geschäftsjahr wurde mit einem Jahresergebnis 
von 5,6 Millionen Franken abgeschlossen. Der Bun-
desrat erwartet, dass das METAS die Erreichung der 
finanziellen Ziele, namentlich betreffend Selbstfinan-
zierungsgrad und Jahresergebnis, auch im letzten 
Jahr der Strategieperiode 2013-16 bestätigt. 

Bei den personal- und vorsorgepolitischen Zielen ist 
das METAS ebenfalls auf Kurs. Besonders hervorzu-
heben sind die ausgezeichneten Resultate der Perso-
nalbefragung, die im Berichtsjahr durchgeführt wor-
den ist. Im Weiteren hat sich das METAS mit seinem 
breiten Angebot an Lehrstellen bzw. Praktika für 
Hochschulabsolvierende unverändert stark für Be-
rufsbildung und -übertritt engagiert. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 46,3 45,6 

Jahresergebnis (Mio. CHF) 5,6 4,4 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 40,6 37,0 

Eigenkapitalquote in %1) 8,4 -5,8 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 163,6 152,9 

Anstaltsspezifische Kennzahlen 

Anteil Lernende (%) 8,6 9,2 

Frauenanteil total (%) 15,4 14,1 

Frauenanteil wissenschaftlich-techni-
sches Personal (%) 8,5 8,0 

Anteil Ausgaben F+E (%) 13,6 11,4 

Anzahl CMCs (Calibration and Meas-
urement Capabilities) 2) 335 299 

Vollzugsquote im gesetzlichen  
Messwesen (%) 93 92 

Investitionsquote (Nettoinvestitionen 
im Verhältnis zu den Anschaffungskos-
ten des Anlagevermögens) (in %) 6,3 4,6 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Abgeltungen nach Art. 3 Abs. 2 Bst. a–
h und Abs. 3 und 4 EIMG (Aufgaben 
eines nationalen Metrologieinstituts) 
(Mio. CHF) 25,5 26,2 

Abgeltungen nach Art. 3 Abs. 5 EIMG 
(weitere zugewiesene Aufgaben; Mio. 
CHF) 4,8 4,7 

Gebühren (Mio. CHF) 6,9 6,4 

1) Die versicherungsmathematischen Gewinne und Verluste, die 
aufgrund erfahrungsbedingter Anpassungen der aktuariellen 
Annahmen entstehen, werden unter Anwendung der sogenann-
ten Korridormethode erfolgswirksam über die erwartete Rest-
dienstzeit der Arbeitnehmer erfasst. 

2) Von den 335 CMCs, die am Jahresende bestehen, entfallen 21 
(21) auf das designierte Institut IRA, 6 (2) auf das designierte 
Institut PMOD, 23 (0) auf das designierte Institut Roth+Co AG. 
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Wirtschaft, Forschung und Verwaltung mit der erforderli-
chen Genauigkeit messen kann. Weiter hat das METAS 
sicherzustellen, dass die zum Schutz von Mensch und 
Umwelt notwendigen Messungen richtig und rechtskon-
form durchgeführt werden. 

Diese fachlichen Ziele hat das METAS im Berichtsjahr er-
reicht. Im gesetzlich geregelten Bereich ist am 1.10.2015 
die totalrevidierte Verordnung des EJPD über Messmittel 
für elektrische Energie und Leistung (EMmV; SR 941.251) 
in Kraft getreten. Mit dieser Revision sind wichtige Neue-
rungen eingeführt worden. Zum einen werden neu auch 
Blindenergiezähler mittels eines Konformitätsbewertungs-
verfahrens in Verkehr gebracht, zum andern wurde das 
statistische Prüfverfahren auf alle Zähler ausgeweitet. 

Das METAS konnte den Bedarf der Industrie grösstenteils 
abdecken; dank sehr guter internationaler Zusammenar-
beit und Kooperationen können im Inland nicht angebo-
tene metrologische Dienstleistungen von ausländischen 
Metrologieinstituten bezogen werden. Die geringe Zahl 
der Reklamationen im Verhältnis zur Zahl der ausgestell-
ten Zertifikate spricht für eine gute Kundenzufriedenheit. 

Im Sommer des Berichtsjahres hat das METAS bei seinen 
Schweizer Kunden eine Zufriedenheitsumfrage durchfüh-
ren lassen (letzte Umfrage: 2012). Bei einem guten Rück-
lauf (32,5 Prozent) wird die Gesamtzufriedenheit der Kun-
den mit den Leistungen des METAS mit 4,36 von 5 Punk-
ten  unverändert hoch bewertet. Sehr gut wird auch das 
METAS-Personal benotet (4,62 von 5 Punkten).. Erwar-
tungsgemäss wird das Preis-/Leistungsverhältnis etwas 
kritischer beurteilt. 

Die kantonalen Eichmeister bewerten die Leistungen des 
METAS deutlich kritischer. Das ist einerseits auf die Rolle 
des METAS als Oberaufsichtsbehörde im gesetzlichen 
Messwesen zurückzuführen. Andererseits besteht im Ver-
hältnis zu den kantonalen Eichämtern Handlungsbedarf, 
besonders was das Verhältnis zwischen den Eichmeis-
tern, den kantonalen Aufsichtsbehörden im Messwesen 
und dem METAS betrifft. Entsprechende Massnahmen 
wurden bereits vor der Kundenbefragung eingeleitet. Un-
ter anderem wurde ein Gremium zur Koordination  der Zu-
sammenarbeit im gesetzlichen Messwesen eingerichtet, 
in dem alle drei Parteien vertreten sind. Fest etabliert 
wurde auch eine Kommission der Eichmeister und des 
METAS zur Behandlung technischer Fragen. 

Gegen 40 Prozent der Kalibrier- und Messdienstleistun-
gen wurden für ausländische Kunden erbracht. Hier wird 
das METAS angesichts der Frankenstärke und des Kos-
tendrucks noch stärker gefordert sein, sich im Wettbewerb 
mit anderen nationalen Metrologieinstituten positionieren 
zu können. 

Das METAS berücksichtigt bei allen Tätigkeiten und 
Dienstleistungen das internationale Umfeld, indem es sich 
mit anderen nationalen Metrologieinstituten vernetzt und 
mit ihnen zusammenarbeitet, insbesondere im Rahmen 
der Europäischen Vereinigung der nationalen Metrologie-
institute EURAMET. 

Die Forschung des METAS findet zu einem grossen Teil 
über die Beteiligung an Projekten im Rahmen des Euro-
päischen Metrologie-Forschungs- und Entwicklungspro-
gramms statt (seit 2014: European Metrology Programme 
for Innovation and Research EMPIR; Teil des EU-Förder-
programms für Forschung und Innovation Horizon 2020). 
Das METAS konnte auch im Berichtsjahr erfolgreich an 
Calls von EMPIR teilnehmen und sich eine Beteiligung 
von 1 Millionen  Euro zu sichern, was über den Vorjahres-
werten und den Vorgaben des Institutsrats liegt. 

Der Forschungsverantwortliche des METAS hat sein Amt 
als Vorsitzender der europäischen Metrologieorganisation 
EURAMET für die Jahre 2015-18 im Berichtsjahr angetre-
ten. Ebenso hat der stellvertretende Direktor seine Tätig-
keit als Mitglied des Comité International des Poids et 
Mesures (CIPM, Aufsichtsrat der internationalen Organi-
sation des Metervertrags) aufgenommen. Diese und wei-
tere Engagements in internationalen Fachorganisationen 
der Metrologie stärken die internationale Vernetzung und 
Reputation des METAS.  

Das METAS sorgt dafür, dass seine Dienstleistungen 
über die erforderliche Anerkennung gemäss den einschlä-
gigen internationalen Abkommen verfügen. 

Damit die Anerkennungen im Rahmen einschlägiger inter-
nationaler Abkommen aufrechterhalten werden können, 
hat das METAS an Messvergleichen teilgenommen und 
Peer Reviews durchgeführt. Sowohl die Ergebnisse der 
Messvergleiche wie auch die Peer Reviews von Messplät-
zen einzelner Labors mit Experten ausländischer nationa-
ler Metrologieinstitute bestätigen die hohe fachliche Qua-
lität der angebotenen technischen und wissenschaftlichen 
Dienstleistungen. 

Das METAS verfolgt die wissenschaftlich-technischen 
Entwicklungen und hält seine Kompetenzen auf dem ak-
tuellen Stand.  

Mit Blick auf die Weiterentwicklung seiner Messplätze und 
seines Dienstleistungsangebots verfolgt das METAS ein 
Forschungs- und Entwicklungsprogramm, das an den 
weltweiten Entwicklungen in der Metrologie Mass nimmt. 
Dabei sind neue Gebiete identifiziert worden, in denen ein 
Kompetenzaufbau für das METAS sinnvoll sein könnte. 
Im Vorjahr hat der Institutsrat beschlossen, dass das ME-
TAS in drei Gebieten mit dem Aufbau beginnen soll: 

 Messtechnik dimensioneller Grössen: Computer-Tomo-
graphie zur vollständigen dreidimensionalen Charakte-
risierung von Teilen (Wirtschaft). 

 Optische Eigenschaften von Oberflächen (appearance) 
(Wirtschaft). 

 Referenzlabor für «Essential Climate Variables», Treib-
hausgase (Umwelt). 

Die Arbeiten an diesen mehrjährig angelegten Projekten 
wurden im Berichtsjahr aufgenommen. 

Das METAS unterstützt den Innovationsprozess und die 
Konkurrenzfähigkeit der Schweizer Wirtschaft mit dem 
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vorhandenen Expertenwissen und der metrologischen Inf-
rastruktur sowie mit anwendungsorientierten For-
schungsprojekten. 

Das METAS verfügt über ein breites technisch-wissen-
schaftliches Know-how. Das fundierte messtechnische 
Wissen ist für die Industrie nicht nur in Form von Kalibrier- 
und Messdienstleistungen nutzbar, sondern auch direkt 
für Produktentwicklungen oder Prozessoptimierungen. 
Dass das METAS – erst seit 2013 beitragsberechtigter 
KTI-Forschungspartner –  ein interessanter Kooperations-
partner für die Schweizer Industrie ist,  zeigt nicht zuletzt 
die erfolgreiche Einwerbung von neuen, anwendungsori-
entierten KTI-Projekten (2015 1 KTI-Projekt und 1 BFE-
Projekt). 

2. Finanzielle Ziele 

Das METAS hat die finanziellen Ziele im Berichtsjahr er-
reicht. Namentlich konnte es die Vorgabe, mindestens 40 
Prozent des Jahresbudgets aus Gebühren, Abgeltungen 
und Drittmitteln zu finanzieren, mit einem Selbstfinanzie-
rungsgrad von 51,1 Prozent übertreffen. Im Weiteren war 
das METAS gestützt auf eine langfristige Investitionspla-
nung in der Lage, im Berichtsjahr sämtliche Investitionen 
aus selbst erwirtschafteten Mittel zu finanzieren. Die Er-
folgsrechnung konnte mit einem Überschuss von 5,6 Mil-
lionen Franken abgeschlossen werden. 

Der Gewinn dient dem weiteren Abbau des Bilanzfehlbe-
trags sowie der Äufnung von Reserven. Der Bilanzfehlbe-
trag beträgt per 31.12.2015 vor Gewinnzuweisung 2,2 Mil-
lionen. Er ist zurückzuführen auf die Verbindlichkeiten der 
beruflichen Vorsorge (gemäss dem Rechnungslegungs-
standard IPSAS 25) bei der Verselbständigung des Insti-
tuts im Jahre 2013. Ende 2015 weist das METAS somit 
das erste Mal ein positives Eigenkapital in der Höhe von 
3,4 Millionen aus.  

Im Hinblick auf das Ziel, über die Strategieperiode 2013-
2016 mindestens ein ausgeglichenes Ergebnis zu erzie-
len, ist das METAS auf Kurs. Der Bundesrat erwartet, 
dass die Vorgabe aufgrund der Ergebnisse der ersten drei 
Jahre sowie angesichts des Voranschlags 2016 trotz ei-
nes anspruchsvollen wirtschaftlichen Umfelds erreicht 
werden kann. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Die personal- und vorsorgepolitischen Ziele wurden er-
füllt. Das METAS darf als fortschrittlicher und sozial ver-
antwortlicher Arbeitgeber bezeichnet werden, der attrak-
tive Arbeitsbedingungen bietet und die Leistungsfähigkeit 
seines Personals fördert. 

Im Sommer 2015 liess das METAS eine Personalbefra-
gung durchführen (Vollerhebung).. Bei einer Teilnah-
mequote von 84 Prozent besonders positiv ausgefallen 
sind die Antworten zur Arbeitszufriedenheit und zum 
Commitment. Ebenfalls sehr hohe Werte ergaben sich in 
den Dimensionen zielorientiertes Verhalten, Vereinbarkeit 
von Arbeit und Privatleben sowie Führung durch die 
oberste Leitung und den/die direkte/n Vorgesetzte/n.. 

Das METAS engagiert sich weiterhin stark als Ausbil-
dungsstätte. Es bietet sechs verschiedene Berufsausbil-
dungen vorwiegend technischer Richtung an. Der gerinfü-
gige Rückgang des nach wie vor hohen Anteils Lernender 
erklärt sich mit dem leicht höheren Personalbestand. Alle 
Lernenden im letzten Lehrjahr konnten ihre Ausbildung er-
folgreich abschliessen. Überdies werden im Rahmen von 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben auch eine Reihe 
von Praktikumsstellen für Absolventinnen und Absolven-
ten von Hochschulen oder Universitäten angeboten. Die 
Nachfrage nach diesen Praktikumsplätzen in technisch-
wissenschaftlichen Gebieten nimmt stetig zu. 

4.  Kooperationen und Beteiligungen 

Das METAS ist an keinen Kooperationen beteiligt und hat 
keine Beteiligung an anderen Rechtsträgern. 

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle hält in ihrem Bericht vom 26.2.2016 
fest, dass die Jahresrechnung für das Geschäftsjahr 2015 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-des Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage in Übereinstim-
mung mit dem Rechnungslegungsstandard IPSAS und 
dem EIMG vermittelt. Das Testat wurde ohne Einschrän-
kung und Hinweis erteilt. 

C.  Anträge an den Bundesrat 

Der Institutsrat erstellt nach Art. 8 Bst. g EIMG (SR 
941.27) den Geschäftsbericht, mit dem er gleichzeitig 
über die Erreichung der strategischen Ziele rapportiert. Er 
hat dem Bundesrat diese Unterlagen zum Geschäftsjahr 
2015 zusammen mit dem Antrag über die Gewinnverwen-
dung und auf seine Entlastung zur Genehmigung und den 
Bericht der Revisionsstelle vom 26.2.2016 zur Kenntnis-
nahme unterbreitet. 

D. Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat hat am 6.4.2016 den Geschäftsbericht des 
METAS für das Jahr 2015 genehmigt, dem Antrag über 
die Gewinnverwendung stattgegeben und den Mitgliedern 
des Institutsrats Entlastung erteilt. 

Für die neue Amtsperiode 2016-2019 hat der Bundesrat 
am 25.11.2015 die bisherigen Mitglieder des Institutsrats 
wiedergewählt: Prof. Dr. Martina Hirayama zur Präsiden-
tin sowie Prof. Dr. Ulrich W. Suter, Prof. Dr. Thierry J. L. 
Courvoisier, Dr. Tony Kaiser und Dr. Matthias Kaisers-
werth zu Mitgliedern. 

Der Bundesrat hat am 25.11.2015 die Eidgenössische Fi-
nanzkontrolle (EFK) für die Amtsperiode 2016 bis 2018 
als Revisionsstelle für das METAS wiedergewählt. 

E.  Übrige Ereignisse von Bedeutung 

Der Direktor des METAS, Dr. Christian Bock, wurde am 
4.12.2015 vom Bundesrat zum Direktor der Eidgenössi-
schen Zollverwaltung (EZV) ernannt. Er verlässt das ME-
TAS per 31.3.2016. 
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

 Grundsatz 

Zweck und Grundauftrag der RAB ergeben sich aus dem 
Revisionsaufsichtsgesetz von 2005 (RAG; SR 221.302). 
Gestützt darauf umfassen die Hauptaufgaben der RAB 
die Zulassung von Personen und Unternehmen, die ge-
setzlich vorgeschriebene Revisionsdienstleistungen er-
bringen, die Beaufsichtigung der Revisionsstellen von Ge-
sellschaften des öffentlichen Interesses und die Abwick-
lung der internationalen Amtshilfe im Bereich der Revisi-
onsaufsicht. Die strategischen Ziele werden vom Verwal-
tungsrat der RAB innerhalb des gesetzlichen Auftrages 
erlassen und vom Bundesrat genehmigt.  

 Stärkung der RAB als Behörde 

Die RAB ist bei allen Stakeholdern mit Interessen im Be-
reich der Revision als feste Grösse bekannt und wird als 
unabhängige, professionelle und glaubwürdige Aufsichts-
behörde über die Revisionsbranche wahrgenommen. 

Seit 2015 ist die RAB auch für Zulassung und Aufsicht im 
Bereich der Prüfung nach den Finanzmarktgesetzen (Auf-
sichtsprüfung) zuständig. Durch die Übernahme der Kom-

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Die strategischen Ziele für die Periode 2012-15 konn-
ten aus Sicht des Bundesrates weitestgehend umge-
setzt werden. Von den 32 Zielen konnten zwei nur teil-
weise erreicht werden:  

 Die Optimierung der IT-Prozesse durch eine neue 
Plattform wurde 2014 durch technische Probleme 
verzögert.  

 Der souveränitätspolitische Grundsatz der Hei-
matstaatenaufsicht konnte überall durchgesetzt 
werden, wo in der Revisionsaufsicht konkret zu-
sammengearbeitet wird. Eine Ausnahme bilden 
die USA, die ausländische Aufsichtssysteme 
grundsätzlich nicht anerkennen, dafür aber (teil-
weise) auf deren Arbeiten abstützen. Diesen An-
satz gilt es, in den nächsten Jahren auszubauen. 
Bisher ist es weltweit keiner Aufsichtsbehörde ge-
lungen, von den USA anerkannt zu werden.  

Die Zusammenführung der bisher auf RAB und 
FINMA aufgeteilten Aufsicht über Revisionsunterneh-
men und Prüfgesellschaften bei der RAB hat sich be-
währt. Die Überprüfungen zur Rechnungs- und Auf-
sichtsprüfung laufen koordiniert ab, und die altrechtli-
chen Zulassungen der FINMA für die Aufsichtsprü-
fung konnten vor Ablauf der Übergangsfrist in Zulas-
sungen der RAB umgewandelt werden. 

Im Bereich der internationalen Anerkennung hat der 
Bundesrat auf Antrag der RAB 32 ausländische Auf-
sichtsbehörden als gleichwertig anerkannt. Zudem 
wurde im Rahmen der IFIAR (s. S. 2) eine multilate-
rale Absichtserklärung (MoU) ausgehandelt. Mittel-
fristig könnte sich damit die Anzahl der Länder, mit 
denen konkrete Absprachen zur gegenseitigen Amts-
hilfe bestehen, um rund 15 Staaten erhöhen. Das 
Verhältnis zu den USA wurde 2015 weiter vertieft, 
was eine wichtige Voraussetzung für die angestrebte 
erweiterte Abstützung auf die Arbeiten der RAB dar-
stellt.  

Die finanziellen Ziele der RAB wurden erreicht. 
Ebenso konnte die RAB ihre personal- und vorsorge-
politischen Ziele einhalten.    

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 6,7 6,0 

Reingewinn / -verlust (Mio. CHF) 0 0 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 7,8 7,8 

Eigenkapitalquote in % 61,1 57,3 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 26 24 

Anstaltsspezifische Kennzahlen 

Gesamtzahl Zulassungen (natürliche 
Personen und Revisionsunternehmen) 11 940 11 817 

Anzahl staatlich beaufsichtigter Revisi-
onsunternehmen 33 23 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 0 0 

Gebühren (Mio. CHF) 6,7 5,5 
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petenz von der FINMA konnten Doppelspurigkeiten elimi-
niert und Effizienzgewinne für die Prüfgesellschaften er-
zielt werden. Die Bündelung der personellen Ressourcen 
und des Fachwissens hat zudem zu einer weiteren Pro-
fessionalisierung der Aufsicht über die Revisionsbranche 
geführt. 

Durch ein weitgehend elektronisch ablaufendes Zulas-
sungsverfahren sparen die betroffenen Personen und Un-
ternehmen Kosten und Zeit im Umgang mit der Behörde 
(„E-Government“). Die angestrebte Optimierung dieser 
Prozesse durch eine neue IT-Plattform ist nach wie vor im 
Gange, wurde aber 2014 durch technische Probleme 
deutlich verzögert. Die vollständige Erreichung dieses 
Ziels ist bis Ende 2017 geplant. 

 Aufsicht und Standardsetting 

Im Aufsichtsbereich steht unverändert die Durchsetzung 
der gesetzlichen und berufsständischen Vorgaben für Re-
visionsdienstleistungen im Fokus. Die fünf grossen Revi-
sionsunternehmen (sog. «Big-5»), die jeweils mehr als 50 
Gesellschaften des öffentlichen Interesses prüfen, wer-
den jährlich und alle übrigen staatlich beaufsichtigten Re-
visionsunternehmen alle drei Jahre inspiziert. Die Zu-
nahme von 23 auf 33 staatlich beaufsichtigte Revisions-
unternehmen ist auf die vorne erwähnte Bündelung der 
Aufsichtskompetenzen zurückzuführen.  

2015 wurden bei staatlich beaufsichtigten Revisionsunter-
nehmen 11 Überprüfungen durchgeführt. Neben den 
Überprüfungen im Bereich der Rechnungsprüfung (Finan-
cial Audit), welche bereits seit 2008 stattfinden, hat die 
RAB mit einem erfahrenen Team von Finanzmarktspezia-
listen erstmals auch Überprüfungen zu Aufsichtsprüfun-
gen (Regulatory Audit) durchgeführt. Wo die RAB auf we-
sentliche Mängel gestossen ist, hat sie deren Beseitigung 
sichergestellt. Bei schwerwiegendem Fehlverhalten wur-
den angemessene Sanktionen ausgesprochen.  

Die Marktverhältnisse bei Revisionsunternehmen, die Ge-
sellschaften des öffentlichen Interesses prüfen, sind wei-
terhin von stagnierenden oder sogar sinkenden Honora-
ren gekennzeichnet. Dieser Situation wird von den Revi-
sionsunternehmen mehrheitlich mit Effizienzprogrammen 
(z.B. Auslagerungen von Arbeiten) begegnet. In diesem 
Umfeld wird die RAB auch in Zukunft gefordert sein, ein 
angemessenes Qualitätsniveau der gesetzlichen Revisi-
onsdienstleistungen sicherzustellen.  

Auf Seiten der geprüften Unternehmen stellt ein professi-
oneller und kompetenter Prüfungsausschuss (Audit Com-
mittee) einen wichtigen Faktor für die Prüfungsqualität 
dar. Um diesen positiven Einfluss zu stärken, hat die RAB 
2015 verschiedene Initiativen ergriffen. Neben der Erar-

                                                           
1 Die IFIAR (International Forum of Independent Audit Regula-
tors) ist die globale Vereinigung der Revisionsaufsichtsbehörden. 
Sie wurde 2009 gegründet und zählt derzeit 50 Mitglieder. 

beitung eines Leitfadens und der Intensivierung der Kon-
takte mit den Prüfungsausschüssen von Gesellschaften 
des öffentlichen Interesses wurde eine Anpassung des 
bestehenden Rundschreibens Nr. 1/2009 verabschiedet. 
Die erweiterten Informationspflichten der Revisionsstellen 
gegenüber dem Verwaltungsrat des geprüften Unterneh-
mens sollen zu einer weiteren Stärkung der Prüfungsaus-
schüsse führen. 

Die RAB hat auch im Jahr 2015 aktiv am nationalen und 
internationalen Standardsetting des Berufsstandes teilge-
nommen und stellt mittels ihrer Eingaben sicher, dass 
qualitative Aspekte die notwendige Aufmerksamkeit erhal-
ten.  

Im Weiteren setzt die RAB nur anerkannte Standards 
durch und ist bei der Schaffung eigener Regularien zu-
rückhaltend. Neben der erwähnten Ergänzung des Rund-
schreibens Nr. 1/2009 wurde das Rundschreiben 
Nr. 1/2015 über die Angaben zu den für die Prüfung be-
deutsamen Sachverhalten im Revisionsbericht an die Ge-
neralversammlung (sog. „Key Audit Matters“) veröffent-
licht. Aktuell gibt es damit sechs Rundschreiben der RAB. 
Das Rundschreiben Nr. 1/2015 ist allerdings ein Interim-
Standard, welcher nach der Nachführung des Schweizer 
Berufsrechts wieder aufgehoben wird.  

 Recht und Internationales  

2015 haben sich die zuständigen Gerichte in elf Urteilen 
mit der Praxis der RAB auseinandergesetzt. Die Praxis 
wurde in den meisten Fällen gutgeheissen. Hervorzuhe-
ben ist, dass auch die langjährige Praxis der RAB im Be-
reich der Unabhängigkeit mehrfach bestätigt wurde. Trotz 
gegenteiliger Meinung von einzelnen Vertretern der Bran-
che sind die Anforderungen an die Unabhängigkeit der 
Revisionsstelle bei der ordentlichen Revision und bei der 
eingeschränkten Revision somit grundsätzlich dieselben. 

2015 sind 35 Hinweise von Dritten auf mögliche Normver-
stösse bei der RAB eingegangen (Vorjahr: 31 Hinweise). 
Als Folge dieser Meldungen wurden bisher fünf Verfahren 
eingeleitet.  

Im Bereich der internationalen Anerkennung der RAB sind 
2015 weitere Fortschritte erzielt worden. Zu den beste-
henden neun Absprachen mit staatlichen Aufsichtsbehör-
den ist die multilaterale Absichtserklärung der IFIAR1 hin-
zugekommen. Mittelfristig dürfte sich damit die Anzahl 
Länder, mit denen konkrete Absprachen zur gegenseiti-
gen Amtshilfe bestehen, um rund 15 Staaten erweitern. 
Aktuell läuft das Beitrittsverfahren der RAB.  

Weiter hat der Bundesrat auf Antrag der RAB 32 auslän-
dische Revisionsaufsichtsbehörden als gleichwertig aner-
kannt. Weitere Anerkennungen werden in den kommen-
den Jahren folgen. Die RAB ist seit 2015 für die Aufsicht 
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über die Revisionsorgane von ausländischen Aktien-Emit-
tenten an der Schweizer Börse zuständig, die im Heimat-
staat nicht gleichwertig beaufsichtigt werden. Aktuell be-
trifft dies zwei ausländische Revisionsunternehmen. 

Im Verhältnis zu den USA wurde 2015 eine Joint Inspec-
tion mit der US-amerikanischen Revisionsaufsichtsbe-
hörde (PCAOB) in der Schweiz durchgeführt. Die Zusam-
menarbeit zwischen den zwei Behörden hat sich vor die-
sem Hintergrund vertieft. Die RAB strebt weiterhin an, 
dass sich das PCAOB möglichst weitgehend auf die Ar-
beiten der RAB abstützt.  

2015 hat sich die RAB wiederum in die Diskussionen im 
Rahmen der IFIAR und anderer internationaler Gremien 
eingebracht und hat dabei die Interessen der Schweiz ver-
treten.  

Im April 2014 hat die Europäische Union die sog. Reform 
des Prüfwesens verabschiedet. Die neuen Regularien 
und insbesondere die verschärften Vorgaben an die Un-
abhängigkeit werden voraussichtlich auch den Schweizer 
Revisionsmarkt beeinflussen. Die RAB beobachtet weiter-
hin die Umsetzung der Reform ab 2016 in den grösseren 
EU-Mitgliedstaaten.  

 Zulassung 

Die Zulassung von Revisionsunternehmen ist im Gegen-
satz zur Zulassung von natürlichen Personen gesetzlich 
befristet und alle fünf Jahre zu erneuern. Nach der Welle 
von Gesuchen zur Zulassungserneuerung in den beiden 
Vorjahren war 2015 von der Rückkehr zur Normalität ge-
kennzeichnet.  

Die rund 350 altrechtlichen Sonderzulassungen der  
FINMA im Bereich der Aufsichtsprüfung (leitende Prüfer 
und Prüfgesellschaften) wurden 2015 neu beurteilt und 
bei Erfüllung der entsprechenden Anforderungen in Zulas-
sungen der RAB umgewandelt. 

2. Finanzielle Ziele 

Die RAB finanziert sich ausschliesslich über Gebühren 
und Aufsichtsabgaben der zugelassenen und beaufsich-
tigten Personen und Revisionsunternehmen. Bundesgel-
der werden keine beansprucht. Das Budget für das Jahr 
2015 von rund CHF 6,7 Mio. wurde insgesamt eingehal-
ten. Die vom Gesetz verlangte Reserve (Art. 35 Abs. 3 
RAG; Stand Ende 2015: 4,5 Mio.) wird um 300 000 Fran-
ken erhöht, um den zusätzlichen Risiken aus der Über-
nahme der Aufsicht über die Prüfgesellschaften Rech-
nung zu tragen. Die Zunahme der Gebühren und Abga-
ben von 5,5 Millionen auf 6,7 Millionen ergibt sich eben-
falls aus der Übernahme der Aufsicht über die Prüfgesell-
schaften. Umgekehrt entfallen aber die bisherigen Gebüh-
ren und Abgaben der Prüfgesellschaften gegenüber der 
FINMA. Die finanzielle Belastung der Revisionsunterneh-
men ist somit gleichgeblieben, sodass eine verlässliche 

Budgetierung der Aufsichtskosten sichergestellt ist; insbe-
sondere wurden bei der Aufsichtsabgabe grössere 
Schwankungen vermieden.  

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Die RAB darf als attraktiver Arbeitgeber für Spezialistin-
nen und Spezialisten der Wirtschaftsprüfung, Rechnungs-
legung und Aufsicht über den Finanzmarkt bezeichnet 
werden. Dies gilt auch für die vorsorgepolitische Seite der 
Anstellungsverhältnisse.  

Der Personalbestand bewegt sich mit 26 Vollzeitstellen 
knapp über der Zielgrösse von 20 bis 25 Vollzeitstellen. 
Die Fluktuationsrate hat 2015 13,3 Prozent betragen.  

4.  Kooperationen und Beteiligungen 

Die RAB ist an keinen Kooperationen beteiligt und hält 
keine Beteiligungen an anderen Rechtsträgern. 

B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle hält in ihrem Bericht vom 22. Februar 
2016 fest, dass sie auf keine Sachverhalte gestossen ist, 
aus denen sie schliessen müsste, dass die Jahresrech-
nung nicht dem Gesetz entspricht. Das Testat wurde ohne 
Einschränkungen oder Hinweise erteilt.  

C.  Anträge an den Bundesrat 

Der Verwaltungsrat hat dem Bundesrat beantragt, den 
Geschäftsbericht 2015 zu genehmigen, den Bericht der 
Revisionsstelle zur Kenntnis zu nehmen und die Mitglie-
der des Verwaltungsrates für das Geschäftsjahr 2015 zu 
entlasten.  

D. Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat hat den Anträgen des Verwaltungsrates 
am 23. März 2016 zugestimmt.  
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A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Das EHB greift im Rahmen seines Auftrages die Problem-
stellungen und Strömungen auf dem Bildungs- und Ar-
beitsmarkt frühzeitig auf und trägt mit innovativen Lö-
sungsvorschlägen zur Weiterentwicklung der Berufsbil-
dung bei.  

Das EHB setzte 2015 einen Schwerpunkt im Bereich der 
Fachkräftediskussion. Eine Studie zu den Berufs- und Bil-
dungsverläufen von Fachleuten Gesundheit, Beratungen 
für ein Evaluationssystem für das Bauhauptgewerbe und 
ein Konzept im Rahmen statistischer Arbeiten rund um 
Lehrvertragsauflösungen haben sowohl den Organisatio-
nen der Arbeitswelt als auch dem Bund Steuerungswis-
sen und Entscheidungsgrundlagen geliefert. 

Das EHB arbeitet im Rahmen der verfügbaren Ressour-
cen aktiv mit den Verbundpartnern zusammen und ent-
spricht mit seinen Leistungen deren Bedürfnissen. 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Ein Jahr vor Abschluss der Laufzeit der strategischen 

Ziele 2013–2016 präsentiert sich das Eidgenössische 

Hochschulinstitut für Berufsbildung dynamisch. Die Stra-

tegieumsetzung hat auf diversen Ebenen intern sowie 

extern zu Analysen und Projektplanungsarbeiten geführt 

(Weitentwicklung der Dienstleistungen, ICT-Strategie, 

Observatorium für die Berufsbildung). 

Die Anzahl der abgegebenen Diplome und Zertifikate 

konnte gegenüber dem Vorjahr leicht gesteigert werden. 

Dies ist angesichts der Konkurrenzsituation in der 

Deutschschweiz erfreulich. Ebenso konnte die Anzahl 

der Forschungs- und Berufsentwicklungsprojekte um 

rund 30 Prozent resp. 16 Prozent gesteigert werden. 

Im Rahmen der internationalen Berufsbildungszusam-

menarbeit des Bundes (IBBZ), empfing das EHB 33 De-

legationen aller Kontinente und führte 10 internationale 

Kooperationsprojekte und Mandate durch. 

Die Revision der Rechtsgrundlagen des EHB (EHB-Ver-

ordnung, Personalverordnung) wurde entscheidungsreif 

vorbereitet und 2016 vom Bundesrat gutgeheissen. Sie 

wird künftig zur Stärkung der Autonomie und Flexibilität 

des EHB beitragen. 

Eine Herausforderung bildet nach wie vor der Sondersta-

tus des EHB in der Hochschullandschaft; die gleichwer-

tige Mitwirkung in Steuerungsgremien wie Swissuniver-

sities bleibt dem EHB verwehrt. Der Bundesrat erwartet, 

dass das EHB die Klärung seiner Positionierung in der 

Bildungslandschaft vorantreibt und die erforderlichen 

Schritte, inklusive allfällige Anpassung der Gesetzes-

grundlagen, vorbereitet. 

Der Selbstfinanzierungsgrad liegt mit 12,9 Prozent unter 

dem gesteckten Ziel von 20 Prozent. Verglichen mit an-

deren pädagogischen Hochschulen liegt das EHB jedoch 

im Mittelfeld. Die Jahresrechnung schloss wegen tieferer 

Einnahmen aus Gebühren und Dienstleistungen mit ei-

nem Verlust von 578 000 Franken ab. Der Bundesrat er-

wartet, dass das EHB weitere Anstrengungen zur Errei-

chung der finanziellen Ziele unternimmt. 

Grosse Nähe zur Berufsbildungs- und Arbeitswelt, die 

konsequente Verbindung von Theorie und Praxis, die 

Verankerung in den drei Sprachregionen zeichnen das 

EHB aus. Der Bundesrat erwartet, dass das EHB diese 

Stärken auch in Zukunft pflegt und ausbaut, damit es der 

Bildungs-, Forschungs- und Dienstleistungsanbieter für 

Lehren und Lernen im beruflichen Kontext bleibt. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 45,6 42,5 

Reingewinn / -verlust (Mio. CHF) -0,6 -1,4 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 8,7 8,5 

Eigenkapitalquote in % 24,6 32,0 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 178 169 

Hochschulinstitutsspezifische Kennzahlen 

Abschlüsse: Diplome 241 246 

Abschlüsse: Zertifikate 763 714 

Abschlüsse Zusatzausbildungen 276 268 

Projekte Berufsentwicklung 203 174 

Forschungsprojekte 44 33 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 39,7 36,5 

Gebühren (Mio. CHF) 5,7 5,6 
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Der Austausch mit den Verbundpartnern wurde aktiv ge-
sucht. Das EHB nutzte dafür sowohl bestehende Gremien 
wie Konferenzen als auch besondere Anlässe wie z.B. 
Berufsmessen. Besonders hervorzuheben ist die Zusam-
menarbeit mit den Kleinstberufen. Neben dem Aufbau ei-
nes Netzwerkes organsiert das EHB regelmässig Tagun-
gen für betroffene Organisation der Arbeitswelt. Mit „Fit for 
finance“ konnte 2015 ein verbundpartnerschaftlich organi-
siertes Projekt zum Umgang mit Geld und Finanzthemen 
abgeschlossen werden.   

Das EHB nimmt als Expertenorganisation für die Berufs-
bildung seine Rolle als kompetenter und verlässlicher An-
sprechpartner für die Verbundpartner wahr, arbeitet mit 
der Arbeitswelt eng zusammen, stellt die Verankerung in 
der Berufsbildungspraxis sicher und profiliert sich noch 
stärker in der Berufsbildungslandschaft. 

Die Nachfrage nach dem Expertenwissen des EHB ist ein 
deutliches Zeichen für die Nähe des EHB zur Arbeits- und 
Berufsbildungswelt. Das EHB hat im Berichtsjahr an diver-
sen Veranstaltungen und Projekten mitgewirkt. Zudem 
sucht das EHB in der Aus- und Weiterbildung den Aus-
tausch mit der Praxis; so zum Beispiel im Rahmen von 
Schulbesuchen und mit dem Einbezug der Schulleitungen 
in Lehre und Prüfungsverfahren. Bei der Rekrutierung von 
Personal wird auf den Bezug zur Berufsbildungspraxis 
grossen Wert gelegt. 

Das EHB entwickelt und vermittelt praxisverankerte und 
wissenschaftsbasierte Erkenntnisse. Es qualifiziert in der 
Berufsbildung Tätige inhaltlich und didaktisch zweckmäs-
sig und bereitet sie auf ihre Aufgaben vor. 

2015 wurden die letzten Bildungsgänge des EHB aner-
kannt. Damit konnte der 2007 begonnene Anerkennungs-
prozess abgeschlossen werden. 

An vier Tagungen nahm das EHB die Gelegenheit wahr, 
Themen sowohl praxisnah als auch wissenschaftsbasiert 
zu präsentieren und zu diskutieren: Potenziale im Allge-
meinbildenden Unterricht, der Nachteilsausgleich für Ler-
nende mit Beeinträchtigungen, der zweisprachige Unter-
richt und „former par l’art“ standen dabei im Zentrum. 

Das EHB unterstützt die Verbundpartner bei der Weiter-
entwicklung der Berufe kompetent. Es stellt eine gesamt-
schweizerisch harmonisierte und sprachregional verträg-
liche Implementierung von Reformen und Revisionen in 
der Berufsbildung sicher. 

Im Berichtsjahr wurde die Angebotspalette für die Ver-
bundpartner erweitert. Damit konnten Lücken geschlos-
sen werden, und das EHB kann nun die Verbundpartner 
in jedem Prozessschritt mit massgeschneiderten Dienst-
leistungen unterstützen. Wie schon in den letzten Jahren 
gab es eine Verschiebung der Nachfrage von Reform- zu 
Revisionsbegleitungen. Zudem wuchs die Nachfrage 
nach Dienstleistungen für die höhere Berufsbildung. 

Das EHB schafft evidenzbasierte Grundlagen und stellt 
diese den Akteurinnen und Akteuren der Berufsbildung für 
die Steuerung und Weiterentwicklung des Systems zur 
Verfügung. Es positioniert sich mit seinen forschungsba-
sierten Leistungen und dem Studiengang MSc in Berufs-
bildung in der Hochschullandschaft. 

Das EHB konnte die Zahl der Forschungsprojekte gegen-
über dem Vorjahr von 33 auf 44 steigern. Zur Positionie-
rung haben zudem Beiträge an Forschungskolloquien und 
Tagungen, Publikationen sowie Wissenstransferleistun-
gen beigetragen. Bereits zum vierten Mal fand der inter-
nationale VET Congress am EHB in Zollikofen mit 140 
Teilnehmenden aus 16 verschiedenen Nationen statt. Im 
Rahmen dieses Kongresses erhielten Mitarbeitende des 
EHB den „Best Paper Award“. 

Der Aufbau des Schweizerischen Observatoriums für die 
Berufsbildung wurde vorangetrieben. Es soll regelmäs-
sige Trendanalysen zur Berufsbildung insgesamt sowie 
zu den Kernthemen Bildungsverläufe, Fachkräfte- und 
Qualifikationsbedarf und zu Kosten und Nutzen der Be-
rufsbildung liefern. Dieses Steuerungswissen wird allen 
Akteurinnen und Akteuren der Berufsbildung zur Verfü-
gung gestellt. 

Das EHB reagiert mit seiner Forschung auf gesellschaftli-
che Veränderungen und neue Herausforderungen in der 
Berufsbildung und der Arbeitswelt, namentlich in sechs 
spezifischen Themenfeldern: Lernorte und Lehr-/Lernfor-
men, Sprachkompetenzen, Prüfen und Bewerten, Hetero-
genität, Höhere Berufsbildung und Fachkräftemangel. 

Zusätzlich zu den erwähnten Beiträgen zur Fachkräftedis-
kussion und der Förderung von Sprachkompetenzen mit 
zweisprachigem Unterricht war das EHB in folgenden 
spezifischen Themenfeldern aktiv: Für Blended Learning 
(Kombination von traditionellen Lehr- und Lernformen mit 
E-Learning) wurde mit iVideo.education ein Tool zur Ver-
fügung gestellt, mit dem kurze Videoclips erstellt werden 
können. Mit der Ausbildung von rund 9000 Prüfungsex-
pertinnen und -experten trägt das EHB zur Qualitätssiche-
rung der Qualifikationsverfahren bei. „Fördern und Beglei-
ten“ ist ein Weiterbildungsschwerpunkt, der den Umgang 
mit Heterogenität thematisiert. Ein Gender-Flyer der For-
schung zeigt auf, wie wichtig die Sensibilisierung für Ge-
schlechterfragen in der Berufsbildung ist. Zur höheren Be-
rufsbildung wurde an der Ecole de la construction in To-
lochenaz eine „Journée spéciale“ durchgeführt. 

Das EHB implementiert ein effizientes und effektives Qua-
litätsmanagementsystem. 

Das EHB evaluiert regelmässig Veranstaltungen und Pro-
jekte und führt sowohl bei Mitarbeitenden als auch bei den 
verschiedenen Stakeholdern Befragungen durch. Hand-
lungsbedarf wurde beim internen Adress- oder Informati-
onsmanagement geortet. Die Ausschreibung einer Bil-
dungssoftware verzögerte sich, konnte jedoch 2015 ziel-
führend vorangetrieben werden. 
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Das EHB betreibt Nachwuchsförderung für die Berufsbil-
dungsforschung. 

Im Jahr 2015 haben zwei Doktorierende ihre Dissertation 
erfolgreich verteidigt. Zwei Nachwuchsforschende nah-
men neue Dissertationsprojekte mit Unterstützung des 
EHB auf. 

2. Finanzielle Ziele 

Das EHB wird nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
geführt und setzt seine Ressourcen wirtschaftlich, effizient 
und effektiv ein. Es finanziert seine Tätigkeiten aus den 
gesetzlich vorgesehenen Finanzierungsquellen und er-
zielt über die Geltungsdauer der strategischen Ziele min-
destens ein ausgeglichenes Ergebnis. Es erreicht bis 
2016 einen Selbstfinanzierungsgrad von 20 Prozent. 

Die finanziellen Ziele wurden im Berichtsjahr teilweise er-
reicht.  

Tiefere Einnahmen aus Dienstleistungen und Gebühren, 
insbesondere in den Sparten Weiterbildung und Zentrum 
für Berufsentwicklung, führten in der Jahresrechnung zu 
einem Verlust von 578 000 Franken. Der Einnahmenrück-
gang erklärt sich aus der Verzögerung einzelner Projekte, 
dem Auslaufen eines Projektes zur Nachqualifikation von 
Berufsbildungsverantwortlichen und einer Straffung des 
Weiterbildungsangebots. Zusätzliche Ausgaben erfolgten 
im Informatikbereich zur Modernisierung der Schulungs- 
und Büroräumlichkeiten. Die Personalkosten stiegen um 
1,3 Millionen, einerseits für ordentliche Lohnanpassun-
gen, anderseits für den Auf- und Ausbau im Zuge der Um-
setzung der Strategie 2022 (v.a. Observatorium für Be-
rufsbildung, Bereich Internationales, Zentrum für Berufs-
entwicklung). 

Der Selbstfinanzierungrad lag 2015 bei 12,9 Prozent. Er 
unterschreitet damit den Zielwert weiterhin stark. Die Ge-
nerierung von Drittmitteln und Erlösen erwies sich auf-
grund der relativ teuren Kostenstrukturen des EHB (ge-
samtschweizerische Ausrichtung mit drei Standorten, 
Mehrsprachigkeit) als schwierig. Im Vergleich mit mittle-
ren und grossen Pädagogischen Hochschulen liegt der 
Selbstfinanzierungsgrad des EHB indes im vorderen Mit-
telfeld. 

Vor diesem Hintergrund wurden die Sparten Weiterbil-
dung und Zentrum für Berufsentwicklung 2015 einer Ana-
lyse unterzogen. Zur Verbesserung des effizienten und ef-
fektiven Einsatzes der finanziellen Mittel werden eine stär-
kere Zusammenarbeit zwischen den Sparten, ein aussa-
gekräftigeres Controlling und eine stärkere Marktsegmen-
tierung angestrebt. 

Das EHB überprüft regelmässig die Risikoanalyse,  
-kontrolle und -steuerung und entwickelt sie bei nachge-
wiesenem Bedarf weiter. 

Im Berichtsjahr wurden einige Prozessverbesserungen 
vorgenommen, insbesondere im Bereich der Risikobewäl-
tigung. Der EHB-Rat diskutiert jährlich das Risikoumfeld 
und die diesbezüglichen Gefahren für das EHB. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Das EHB betreibt eine vorausschauende, sozialverträgli-
che Personalpolitik. Es pflegt eine wertschätzende, leis-
tungsorientierte und vertrauensbildende Führungspraxis 
und führt regelmässig Personalbefragungen durch. Es en-
gagiert sich für die Vereinbarkeit von Beruf und Privatle-
ben.  

2015 wurden die Arbeiten am Personalentwicklungskon-
zept weiter vorangetrieben und mit einem hochschulkon-
formen Laufbahnmodell für das wissenschaftliche Perso-
nal ergänzt. Ein besonderes Augenmerk lag auf der För-
derung der Sprachkompetenzen der Mitarbeitenden. Ein 
standortübergreifendes Gesamtkonzept zum Gesund-
heitsmanagement befindet sich kurz vor der Verabschie-
dung.  

Im Zuge der Umsetzung der strategischen Ziele wurden 
verschiedene Veranstaltungen für die Hochschulleitungs-
mitglieder, das Kader und die Mitarbeitenden durchge-
führt. Die nächste Personalbefragung findet 2016 statt. 

Das EHB hält den Anteil an Lernenden von mindestens 
5 Prozent des Personalbestandes. 

Das EHB bildete 13 Lernende aus, was einem Anteil von 
5,8 Prozent des gesamten Personalbestandes entspricht. 

Das EHB orientiert sich beim Leistungsniveau der Vorsor-
gepläne an jenem der Bundesverwaltung und verteilt die 
Lasten angemessen. 

Aufgrund der anhaltend tiefen Renditeerwartungen wurde 
auch beim Vorsorgewerk EHB auf den 1. Januar 2015 der 
technische Zinssatz von 3,5 Prozent auf 2,75 Prozent ge-
senkt. Die Kassenkommission war bestrebt, das bisherige 
Leistungsniveau zu erhalten. Die beim EHB gewählte Lö-
sung orientiert sich an der Lösung der Bundesverwaltung, 
unter Beachtung der Beitragsbandbreite gemäss Artikel 
32g Absatz 1 des Bundespersonalgesetzes. 

4.  Kooperationen und Beteiligungen 

Das EHB intensiviert die Zusammenarbeit mit anderen 
Anbietern von Ausbildungen für Berufsbildungsverant-
wortliche. Es nutzt Synergien in der Forschung und fördert 
den Dialog mit anderen Hochschulen. 

Das EHB kooperierte 2015 mit zehn Anbietern von Aus-
bildungen für Berufsbildungsverantwortliche und bildete in 
diesem Rahmen über 500 Studierende aus. Im Berichts-
jahr wurden diverse Kooperationen erneuert sowie mit 
weiteren Institutionen Kooperationsgespräche geführt 
und Kooperationskonzepte bearbeitet. Auch im Master-
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studiengang des EHB ist eine Kooperation geplant. Im Be-
reich Forschung kooperierte das EHB mit 16 nationalen 
und 17 internationalen Hochschulen. Mit der Helmut-
Schmidt-Universität besteht ein Vertrag zum Austausch 
von Studierenden. 

 B. Bericht der Revisionsstelle  

Die Revisionsstelle hat die Jahresrechnung 2015 des 
EHB geprüft und diese mit Bericht vom 18. Februar 2016 
für ordnungsgemäss befunden. Die Revisionsstelle emp-
fiehlt, die Jahresrechnung zu genehmigen. 

C.  Anträge an den Bundesrat 

Das WBF legte dem Bundesrat den Geschäftsbericht 
2015 einschliesslich der Jahresrechnung zur Genehmi-
gung sowie den Bericht des EHB-Rats über die Errei-
chung der strategischen Ziele und den Bericht der Revisi-
onsstelle vom 18. Februar 2016 zur Kenntnisnahme vor. 

D. Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat hat den Geschäftsbericht 2015 ein-
schliesslich der Jahresrechnung am 13. April 2016 geneh-
migt und den Mitgliedern des EHB-Rates Entlastung er-
teilt. 
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*Strategische Ziele: http://www.sifem.ch/about-us/strategic-objectives/ 
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A.  Zielerreichung 2015* 

Gemäss den strategischen Zielen des Bundesrats für den 
Zeitraum 2014-17 soll die SIFEM AG mittels Aktienbetei-
ligungen (Risikokapital) oder Darlehen vorwiegend in lo-
kale oder regionale Fonds und Finanzintermediäre zu-
gunsten von KMU, schnell wachsenden Unternehmen 
und Infrastrukturgesellschaften in Entwicklungs- und 
Schwellenländern investieren. Dadurch verschafft die 
SIFEM AG diesen Unternehmen Zugang zu langfristiger 
Finanzierung und Know-how und trägt zum nachhaltigen 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Der Bundesrat nimmt mit Befriedigung zur Kenntnis, 
dass die SIFEM AG im Berichtsjahr erstmals seit ihrer 
Betriebsaufnahme ein positives operatives Ergebnis 
ausweist. Dieses Resultat ist primär auf eine stark 
verbesserte Performance des Investitionsporte-
feuilles zurückzuführen. 

Zum Ergebnis beigetragen haben vor allem die mar-
kant gestiegenen Zinseinnahmen aus den festver-
zinslichen Anlagen der SIFEM AG sowie die trotz des 
schwierigen Geschäftsumfelds in den Zielländern er-
folgreichen Veräusserungen von Investitionen. Zu-
dem hat sich die im September 2014 eingeführte par-
tielle Absicherung von Wechselkursveränderungen 
(Hedging) bewährt. Dank dieser Massnahme wurde 
der Einfluss von Fremdwährungseffekten auf das 
operative Ergebnis reduziert.  

In Bezug auf die Wirkungsziele weist die SIFEM AG 
zum wiederholten Male sehr gute Resultate aus. Dies 
zeigt sich namentlich bei der hohen Anzahl geschaf-
fener Arbeitsplätze, aber auch bei der Erhaltung glo-
baler öffentlicher Güter (Klima, Gesundheit, Biodiver-
sität etc.) und dem Zugang ärmerer Bevölkerungs-
schichten zu erschwinglichen Gütern und Dienstleis-
tungen, sowie dem Beitrag zum Steueraufkommen an 
den Investitionsstandorten. 

Nach Einschätzung des Bundesrates ist die SIFEM 
AG in der laufenden Strategieperiode 2014-2017 
weitgehend auf Kurs. Es ist jedoch eine weitere Stei-
gerung notwendig, um das Ziel eines positiven Be-
triebsergebnisses über vier Jahre zu erreichen. Mit 
dem Leistungsausweis in Bezug auf die Entwick-
lungseffekte, die finanziellen Ziele und die Mobilisie-
rung von privatem Kapital ist das Investitionsinstru-
ment SIFEM in besonderem Masse geeignet, bei der 
Umsetzung der Sustainable Development Goals der 
UNO beizutragen.  

Im Rahmen der Botschaft zur Internationalen Zusam-
menarbeit 2017-2020 nimmt der Bundesrat das An-
liegen des Verwaltungsrates auf und beabsichtigt 
eine weitere Kapitalaufstockung für die SIFEM AG. 
Zugleich sollen die Möglichkeiten für die Mobilisie-
rung bzw. Einbindung privater und institutioneller In-
vestoren in der Schweiz geprüft werden. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF)  – – 

Operatives Betriebsergebnis (Mio. CHF)1 0,6 -13,4 

Bilanzsumme (Mio. CHF)  581,5 588,2 

Eigenkapitalquote in % 33,2 25,5 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 0,2 0,2 

Unternehmensspezifische Kennzahlen2 

Rendite im mehrjährigen Durchschnitt - 
Internal Rate of Return (%) 7,27 7,85 

Wertmultiplikator - Total Value over 
Paid-in (%) 129 132 

Neue Investitionsverpflichtungen  
(Mio. USD) 81,2 100,3 

Rückflüsse aus Investitionen (Mio. USD) 42,5 35,5 

Gesamtvolumen Investitionsverpflich- 
tungen (Mio. USD) - Total Active Com-
mitments 605,1 578,1 

Einbezahlte Investitionen (zu Marktwer-
ten, Mio. USD) - Residual Value 293,7 283,1 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 0 0 

Gebühren (Mio. CHF) 0 0 

Erhöhung Aktienkapital (Mio. CHF) 25,0 0 

1 Die strategischen Ziele 2014-2017 des Bundesrats legen den Fokus auf 
das operative Ergebnis. Das Gesamtergebnis wird im Kurzbericht nicht 
mehr dargestellt. 

2 In Absprache mit der Eidg. Finanzverwaltung verwendet die SIFEM AG den 
USD zur Bemessung der Investitionsleistung. 
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Wachstum dieser Firmen, zur Schaffung von Arbeitsplät-
zen und zum Abbau von Armut in Entwicklungs- und 
Schwellenländern bei. 

1. Strategische Schwerpunkte 

 Hebelwirkung 

Die SIFEM AG strebt eine Maximierung von privaten In-
vestitionen in den Zielländern und in die begünstigten Un-
ternehmen an. Zu diesem Zweck trägt die SIFEM AG ei-
nen Teil der politischen oder kommerziellen Risiken und 
teilt umgekehrt die Rückflüsse aus den Investitionen mit 
den privaten und institutionellen Investoren. Im Durch-
schnitt der Jahre 2014-15 mobilisierte jeder von der 
SIFEM AG investierte US-Dollar private Investitionen im 
Umfang von 9,3 US-Dollar. Dies ist eine ausgezeichnete 
Hebelwirkung. Der Zielwert (ein Verhältnis von mindes-
tens 1 zu 2) wurde im Vergleich zum Vorjahr (7,2 USD) 
noch deutlicher übertroffen. 

 Nachhaltigkeit 

Sämtliche Portfeuille-Unternehmen wie auch die Fonds-
manager haben sich gegenüber der SIFEM AG verpflich-
tet, die Grundsätze der Nachhaltigkeit in allen Dimensio-
nen sowie die Kernarbeitsnormen der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) einzuhalten. Die Überprüfung er-
folgt sowohl im Vorfeld als auch während des einzelnen 
Investitionsprojekts auf der Basis der Responsible Invest-
ment Policy der SIFEM AG. Dazu dienen die Performance 
Standards on Environmental and Social Sustainability der 
Weltbank (IFC) oder vergleichbare Standards. Hinsicht-
lich Einhaltung der Menschenrechte beziehen sich diese 
Leitlinien auf die Guiding Principles sowie auf die Interna-
tional Bill of Human Rights der UNO. So werden beispiels-
weise Investitionsvorhaben ausgeschlossen, bei denen 
erzwungene oder Kinderarbeit im Spiel sein könnte. 

2. Aufgaben- und unternehmensbezogene Ziele 

 Insgesamt positive Entwicklungswirkung 

Die SIFEM AG verwendet zur Messung der Entwicklungs-
wirkung ein unter den internationalen Entwicklungsfinan-
zierungsgesellschaften anerkanntes Messverfahren. 
Grossmehrheitlich (zu 84 %) wird den ex-post beurteilten 
Investitionen eine „gute“ oder „sehr gute“ Entwicklungs-
wirkung attestiert. Damit ist der Zielwert von 75 Prozent 
übertroffen. Die wesentlichen Elemente der Entwicklungs-
wirkung sind die Schaffung von Arbeitsplätzen (vgl. un-
ten), die Schaffung und Stärkung von Risikokapitalmärk-
ten für KMU und schnell wachsende Firmen, die Verbes-
serung der Betriebsführung der Portefeuille-Unternehmen 
und deren Zugang zu Fremdkapital sowie ein höheres 
Steueraufkommen an den Investitionsstandorten. Zum 
Steueraufkommen liegen für das Jahr 2014 erstmals Be-
rechnungen vor. Demnach haben die SIFEM-Portefeuille- 
Unternehmen in einem einzigen Jahr gesamthaft rund 460 
Millionen US-Dollar Steuern bezahlt. 

 Beschäftigungswirkung 

Die SIFEM AG ist im Rahmen der Entwicklungszusam-
menarbeit des Bundes ein zentrales Instrument für den 
Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen in den Part-
nerländern. Gemäss aktuellen Daten von 2014 hat die 
SIFEM AG über 14 000 Stellen pro rata (d.h. ohne Berück-
sichtigung des Beitrags von Ko-Investoren) unterstützt. 
Der Stellenzuwachs in den Portefeuille-Unternehmen be-
trägt über 7,5 Prozent. Damit wurden die Zielwerte (min-
destens 6000 neue Stellen pro Jahr; Nettozuwachs der 
Arbeitsstellen von mindestens 6 %) im Berichtsjahr über-
troffen. Insgesamt hat die SIFEM AG seit 2005 durch die 
Mitfinanzierung von Unternehmen über 340 000 Arbeits-
plätze in den Zielländern geschaffen oder erhalten.  

 Investitionen in Fonds mit spezifischen, messbaren 
Zielen im Entwicklungs- und Sozialbereich 

Die strategischen Ziele 2014-17 verpflichten die SIFEM 
AG, einen Teil der Investitionen zu Gunsten von Projekten 
mit spezifischen, messbaren Zielen im Entwicklungs- und 
Sozialbereich zu tätigen, die mit innovativen Lösungen zur 
Erhaltung globaler öffentlicher Güter (Klima, Gesundheit, 
Biodiversität etc.) beitragen und den ärmeren Bevölke-
rungsschichten den Zugang zu erschwinglichen Gütern 
und Dienstleistungen ermöglichen. Bis vor kurzem gab es 
in den Zielmärkten der SIFEM AG kaum solche Investiti-
onsmöglichkeiten. Sie hat deshalb in den vergangenen 
Jahren mitgeholfen, solche Projekte zu lancieren. Von 
den neuen Investitionsverpflichtungen im 2014-15 waren 
insgesamt 35 Prozent in dieser Kategorie angesiedelt. 
Auch hier wurde der Zielwert (25 %) übertroffen. 

Bislang hat die SIFEM insgesamt mehr als 53 Millionen 
Franken für Investitionen verpflichtet, welche die Förde-
rung von erneuerbaren Energien, die Erhaltung der Bio-
diversität und den Klimaschutz anstreben. Bei Klima-
schutz-Projekten werden die eingesparten CO2-
Emissionen ermittelt. Die Produktion von über tausend Gi-
gawattstunden mit erneuerbaren Energieträgern vermei-
det pro Jahr rund 1,8 Millionen Tonnen CO2-Emissionen.  

 Risikomanagement 

Das Risikomanagementsystem erfüllt die Vorgaben des 
Obligationenrechts und wurde von der Revisionsstelle als 
angemessen beurteilt.  

Per Ende 2015 waren 37 Prozent der Fonds-Investitionen 
und 6 Prozent der festverzinslichen Anlagen als Hochri-
siko-Projekte klassifiziert; die vorgegebenen Höchstan-
teile von 40 bzw. 15 Prozent solcher Investitionen wurden 
somit eingehalten. Die Akzentuierung des Risikoprofils 
gegenüber dem Vorjahr ist auf das schwierige Geschäfts-
umfeld in den Zielländern zurückzuführen, welches die 
Veräusserung von Beteiligungen verlangsamt und die 
durchschnittliche Haltedauer verlängert hat. 
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Im 2015 wurde die Einführung eines weiter verbesserten 
internen Kontrollsystems vorbereitet. Es deckt sowohl die 
Prozess- wie auch Portfolio-Risiken ab und stellt best 
practice gemäss Industrienorm in der Risikokapitalbran-
che sicher. Die Umsetzung erfolgt 2016. 

3. Finanzielle Ziele 

 Wirtschaftlichkeit 

Die Betriebskosten der SIFEM AG und der mit der Ge-
schäftsführung beauftragten Obviam AG beliefen sich 
2015 auf 5,7 Millionen Franken (Vorjahr: 4,8 Mio.); darin 
enthalten sind auch übrige operative Kosten von 334 000 
Franken, z.B. für Emissionsabgaben oder Bankspesen. 
Der Verwaltungskostenanteil entspricht 0,88 Prozent der 
aktiven Investitionsverpflichtungen3 (Vorjahr: 0,81 %) und 
liegt unter dem vom Bundesrat festgesetzten Höchstwert 
von 1,5 Prozent. Der Anstieg der Verwaltungskosten wi-
derspiegelt den Ressourcenbedarf für das stark gewach-
sene Investitionsportfeuille in den vergangenen Jahren. 
Gleichwohl liegt der Verwaltungskostenanteil im Berichts-
jahr deutlich unter den Werten der Jahre 2011-13.  

 Rechnungsergebnis 

2015 weist die SIFEM AG erstmals seit ihrer Betriebsauf-
nahme im Jahr 2011 ein positives operatives Ergebnis 
aus. Der Überschuss in Höhe von 610 000 Franken ist pri-
mär auf eine stark verbesserte Performance des Investiti-
onsportefeuilles zurückzuführen, welche einen Ertrag auf 
den Investitionen von 6,3 Millionen Franken ermöglichte 
(Vorjahr: -8,6 Mio.). 

Ins Gewicht fallen dabei namentlich die markant gestiege-
nen Zinseinnahmen aus den festverzinslichen Anlagen 
sowie die trotz des schwierigen Geschäftsumfelds in den 
Zielländern erfolgreiche Veräusserung von Investitionen. 
Zudem hat sich die im September 2014 eingeführte parti-
elle Absicherung von Wechselkursschwankungen 
(Hedging) bewährt. Dank dieser Massnahme wurde der 
Einfluss von Schwankungen der lokalen Währungen ge-
genüber der Basiswährung USD auf das operative Ergeb-
nis reduziert.  

Das Gesamtergebnis, in welches kalkulatorische Zinsen 
und Währungsschwankungen zwischen USD (massgebli-
che Währungseinheit für das Investitionsportefeuille) und 
CHF (Währungseinheit des Bundesdarlehens an die 
SIFEM AG) einfliessen, fiel im 2015 nahezu ausgeglichen 
aus. Es resultierte ein Reingewinn von 834 000 Franken 
(Vorjahr: 20,7 Mio.).  

Gemäss SIFEM-Statuten erfolgt die Rechnungslegung 
nach Massgabe des OR; die Geschäftszahlen der An-
träge an die Generalversammlung (s. Ziff. C) beruhen auf 
diesem Standard. 

                                                           
3 D.h. die einbezahlten und noch nicht einbezahlten Engagements minus die beende-
ten Verpflichtungen.  

 Investitionen 

Im Jahr 2015 hat die SIFEM AG Investitionen im Umfang 
von 80,5 Millionen Franken getätigt. Bei den insgesamt 
neun erfolgten Zusagen handelt es sich um fünf Investiti-
onen in Risikokapitalfonds sowie einen Mezzanine-Fonds 
für KMU und schnell wachsende Unternehmen, zwei Dar-
lehen an Finanzintermediäre sowie einen innovativen 
Fonds zur Bereitstellung von Finanzdienstleistungen an 
Kleinbauern. Mit diesen Investitionsverpflichtungen ver-
stärkt die SIFEM ihr Engagement vor allem in den am we-
nigsten entwickelten Ländern Asiens und Afrikas, darun-
ter Laos, Kambodscha, Myanmar, Ruanda und Uganda.  

Die für Investitionsgesellschaften wie die SIFEM AG wich-
tigsten langfristigen Finanzkennzahlen sind die Rendite 
im mehrjährigen Durchschnitt (Internal Rate of Return) 
und der Wertmultiplikator (Total Value over Paid-In). Wäh-
rend der Wertmultiplikator mit 1,3 dem Vorjahresniveau 
entspricht, ist die Rendite im Vergleich zu 2014 von 7,8 
Prozent auf 7,3 Prozent zurückgegangen. Dies ist bei ei-
nem stark wachsenden Portefeuille zu erwarten. Die vom 
Bundesrat vorgegebenen Zielwerte nach Investitionskate-
gorien (Wachstumsfonds: Rendite grösser als 5%; Wert-
multiplikator grösser als 1,3) wie auch die Zielgrössen 
über das gesamte Portefeuille hinweg (positive Rendite; 
Wertmultiplikator grösser als 1) werden aber nach wie vor 
eingehalten. 

4. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Abgesehen vom Verwaltungsrat beschäftigt die SIFEM 
AG lediglich eine teilzeitlich angestellte Verwaltungsrats-
sekretärin. Die Geschäftsführung der SIFEM AG erfolgt 
durch die Firma Obviam AG mit Sitz in Bern.  

Basierend auf den strategischen Zielen des Bundesrates 
hat der SIFEM-Verwaltungsrat einen jährlichen bzw. 
mehrjährigen Zielkatalog festgelegt, der als Grundlage für 
die Leistungsziele der Obviam AG dient und auch für die 
Beurteilung des Obviam-Personals verwendet wird. 

B. Bericht der Revisionsstelle  

Mit Bericht vom 10.02.2016 bestätigt die Revisionsstelle, 
dass die Rechnungslegungsnormen eingehalten wurden 
und der Jahresabschluss gemäss den angewandten 
Grundsätzen ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage vermittelt. Die Jahreszahlen 2015 entsprechen den 
gesetzlichen Vorschriften und den Statuten der Gesell-
schaft. 

Die Revisionsstelle bestätigt, dass ein ordnungsgemäs-
ses Internes Kontrollsystem existiert und der Verwal-
tungsrat angemessene periodische Risikobewertungen 
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durchführt. Sie empfiehlt die Jahresrechnung zur Geneh-
migung. 

C.  Anträge an die Generalversammlung  

Der Verwaltungsrat hat der Generalversammlung am 4. 
Mai 2016 die folgenden Anträge gestellt (gemäss Statuten 
beziehen sich die Anträge auf den Abschluss nach obliga-
tionenrechtlichen Vorgaben, der nicht mit dem Abschluss 
nach IFRS identisch ist): 

 Kenntnisnahme des Berichts der Revisionsstelle; 

 Genehmigung von Geschäftsbericht und Jahresrech-
nung 2015; 

 Übertragung der Gewinnrücklagen von 6,4 Millionen 
Franken, abzüglich des Reinverlusts von 980,000 
Franken auf die neue Rechnung; 

 Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats für das 
Geschäftsjahr 2015; 

 Wiederwahl der Revisionsstelle BDO AG, Zürich, für 
das Geschäftsjahr 2016. 

 Ordentliche Kapitalerhöhung von 25 Millionen Fran-
ken durch Ausgabe von 2,5 Millionen Namenaktien 
mit einem Nennwert von je 10 Franken zum Nenn-
wert. Die Einlage ist in Geld zu leisten. Das Bezugs-
recht der Eidgenossenschaft wird vollständig ge-
wahrt. 

D. Beschlüsse des Bundesrates  

Der Bundesrat hat am 20. April 2016 das Eidgenössische 
Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung 
(WBF) beauftragt, den Anträgen des Verwaltungsrats an 
die Generalversammlung der SIFEM AG zuzustimmen. 

E. Übrige Ereignisse von Bedeutung  

Die Geschäftsführung und die Portfolioverwaltung der 
SIFEM AG erfolgt durch eine externe Managementgesell-
schaft. Im Berichtsjahr wurde dieses Mandat im Rahmen 
einer WTO-Beschaffung mittels selektivem Verfahren 
(Art. 15 BöB, SR 172.056.1) neu ausgeschrieben und mit 
der Publikation des Zuschlags an die Firma Obviam DFI 
AG am 18. November 2015 auf simap.ch abgeschlossen. 
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A. Zielerreichung 2015 

1. Strategische Schwerpunkte 

Mit der Formulierung der Vision „Als führender Schweizer 
Dienstleister für Daten rund um das Tier schafft identitas 
AG Mehrwert für gesunde Tiere und sichere Lebensmittel“ 
und dem daraus abgeleiteten Leitbild sowie der Formulie-
rung von strategischen Zielen wurde eine Etappe eines im 
Vorjahr begonnenen Strategieprozesses abgeschlossen. 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

identitas AG konnte im Jahr 2015 den Betrieb der 
Tierverkehrsdatenbank (TVD) und der damit verbun-
denen Systeme und Applikationen auftragsgemäss 
gewährleisten. Weitere Applikationen werden privat-
rechtlich in der Tierproduktions- und Verwertungs-
branche erfolgreich am Markt angeboten. 

Im Berichtsjahr wurde die Applikation AMICUS für die 
Registrierung von Hunden nach den Anforderungen 
aller Kantone und des Fürstentums Liechtenstein ent-
wickelt. Dieser Auftrag ist ausserhalb der öffentlich-
rechtlichen Aufträge des Bundes und wird somit nicht 
von diesem abgegolten. 

Aufgrund der Platzknappheit am ehemaligen Standort 
in Bern-Bümpliz wurde der Sitz des Unternehmens in 
Mieträume in Bern-Wankdorf verlegt. 

Der vom Bund vereinnahmte Ertrag aus dem Verkauf 
von Ohrmarken und aus anderen Gebühren übertraf 
die vom Bund getragenen Betriebskosten der TVD 
um 1,2 Millionen Franken. 

Mit Blick auf die künftige Ausrichtung wurde im Be-
richtsjahr die Rolle des Bundes als Hauptaktionärin 
der identitas AG geprüft. Über das weitere Vorgehen 
wird der Bundesrat im laufenden Geschäftsjahr befin-
den. Im Weiteren hat die identitas AG den Strategie-
prozess für die Periode 2016-2018 abgeschlossen 
und die strategischen Ziele sowie das Leitbild für die 
Unternehmung verabschiedet. 

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 11,9 12,4 

Reingewinn (Mio. CHF) 0,1 0,4 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 1) 22,7 22,6 

Eigenkapitalquote in % 13,5 13,2 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 65,8 58,1 

Unternehmensspezifische Kennzahlen 

Umsatz pro FTE (CHF) 181 227 214 148 

Ergebnis pro FTE (CHF) 1 812 6 578 

Rentabilität des Eigenkapitals in % 3,9 12,8 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 2) 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) -1,2 -1,2 

Gebühren (Mio. CHF) 9,9 10,1 

1) In der Bilanz werden treuhänderische Forderungen und Ver-
bindlichkeiten im Zusammenhang mit dem Vertrag mit der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft ausgewiesen. Saldiert glei-
chen sich diese Werte aus, führen aber aufgrund der Bruttodar-
stellung zu einer höheren Bilanzsumme. 

2) Der Bund hat mittels Vertrag die identitas AG mit dem Betrieb 
der Tierverkehrsdatenbank und anderen damit verbundenen 
Systemen beauftragt und trägt die entsprechenden Kosten 
(2015: 8,7 Mio. CHF; 2014: 8,9 Mio. CHF). Die Betriebskosten 
werden gemäss Tierseuchengesetz vom 1. Juli 1966 (TSG; SR 
916.40) grundsätzlich durch Gebühren gedeckt, welche die 
identitas AG bei den Tierhaltern im Namen und zu Gunsten des 
Bundes erhebt (2015: 9,9 Mio. CHF; 2014: 10,1 Mio. CHF). Der 
Aufwand des Bundes wurde 2015 durch die eingenommenen 
Gebühren mehr als gedeckt. Die treuhänderisch erhobenen Ge-
bühren erscheinen nicht in der Erfolgsrechnung der identitas 
AG. Die Ausgaben für den Betrieb der Tierverkehrsdatenbank 
und die eingenommenen Gebühren sind brutto in der Staats-
rechnung aufgeführt   
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Es wurden strategische Ziele in den Bereichen Markt, Pro-
dukte, Personal, Finanzen und Technologie formuliert. 

Der Verwaltungsrat der identitas AG setzt sich neben den 
Vertretern des Bundes aus Personen zusammen, welche 
in der Branche der Tiergesundheit, Tierzucht, Tierproduk-
tion und -verwertung bestens vernetzt sind. Der Verwal-
tungsrat unterstützt die Tiergesundheitsstrategie 2010+ 
des Bundes und geht von einer steigenden Bedeutung 
des dokumentierten Nachweises von Lebensmitteln aus. 
Das unverändert hohe Kostenniveau der inländischen 
Produktion und die globale Handelbarkeit von Lebensmit-
teln erfordern eine Qualitätsstrategie für die inländische 
Produktion. identitas AG soll führend im Informationsma-
nagement von Tierdaten sein. Dazu sollen sowohl die 
Kundenorientierung als auch die Abstützung in der Bran-
che weiter ausgebaut werden. 

Der gesetzliche Auftrag zum Betrieb der Tierverkehrsda-
tenbank (TVD) wurde von der identitas AG in zufrieden-
stellender Art und Weise gewährleistet. Auch der Betrieb 
der mit der TVD verbundenen Systeme und Applikatio-
nen, insbesondere der GVE-Rechner als Werkzeug zur 
Bestimmung der massgebenden Tierbestände (vgl. Art. 
36-37 Direktzahlungsverordnung [DZV, SR 910.13]) 
konnte die Erwartungen erfüllen. 

Die TVD wird funktional ständig optimiert, um die Lösung 
administrativ zu vereinfachen und den Anwendern opti-
male Bedingungen für die Erfüllung der Pflichten zu bie-
ten. In der TVD werden Daten zu den Gattungen Rind, 
Schwein, Schaf, Ziege, Equide und Geflügel gespeichert. 
Die TVD wird nicht nur für Seuchenprävention und Be-
kämpfung verwendet, sondern auch als Instrument für die 
Bemessung von Direktzahlungen eingesetzt sowie für die 
Erfassung der Schlachtungen der Tiere der Rinder-, 
Schaf-, Ziegen- und Pferdegattung, die für die Festlegung 
der Zollkontingentsanteile von Bedeutung sind. Die TVD 
steht allen berechtigten Nutzern als Webapplikation sowie 
über Schnittstellen zur Verfügung. 

Im Auftrag des Bundesamtes für Lebensmittelsicherheit 
und Veterinärwesen BLV wurde im Berichtsjahr die Appli-
kation RiBeS (Rindviehbeprobung am Schlachthof) in Be-
trieb genommen. Diese Applikation ist via Schnittstelle mit 
den Informationssystemen der grossen Schlachthöfe ver-
bunden und dient der risikobasierten Probenahme im 
Rahmen der veterinärmedizinischen Überwachungspro-
gramme. 

Zudem wurde die Applikation AMICUS für die Registrie-
rung von Hunden nach den Anforderungen aller Kantone 
und des Fürstentums Liechtenstein entwickelt. Die Appli-
kation wird ab 2016 im Auftrag aller Kantone und des 
Fürstentums Liechtenstein betrieben. Dieser Auftrag ist 
ausserhalb der öffentlich-rechtlichen Aufträge des Bun-
des und wird somit nicht von diesem abgegolten. 

Die identitas AG konnte im Geschäftsjahr 2015 die Ent-
wicklung von neuen Applikationen, welche am Markt an-
geboten werden, mit eigenen Mitteln finanzieren. Zudem 
wurden auf eigene Kosten funktionale und strukturelle An-
passungen an der TVD vorgenommen um die längerfris-
tige Wartbarkeit der Applikation sicherzustellen. Auch 
wurden wiederum Smartphone-Apps neu entwickelt oder 
ausgebaut. Es entstanden Lösungen für Imker und für 
Equideneigentümer und die bestehende Lösung für die 
TVD-Meldungen wurde überarbeitet. 

Aufgrund der Platzknappheit am ehemaligen Standort in 
Bern-Bümpliz wurde der Sitz des Unternehmens in 
Mieträume in Bern-Wankdorf verlegt. Im Berichtsjahr sind  
1,1 Millionen Franken für Rückbauarbeiten im alten Ob-
jekt, für Umbauarbeiten im neuen Objekt und für Umzugs-
leistungen von Drittunternehmungen angefallen. 

Gemäss Bundesratsbeschluss vom 9.4.2014 wurde im 
Berichtsjahr die Rolle des Bundes als Hauptaktionärin der 
identitas AG mit dem Verwaltungsrat der identitas AG ge-
prüft. Über das weitere Vorgehen wird der Bundesrat im 
laufenden Geschäftsjahr befinden. 

2. Finanzielle Ziele 

Nach Artikel 15b des Tierseuchengesetzes vom 1. Juli 
1966 (SR 916.40) werden die Betriebskosten der TVD 
grundsätzlich durch Gebühren der Tierhalter/-innen ge-
deckt. Der vom Bund vereinnahmte Ertrag aus dem Ver-
kauf von Ohrmarken und aus anderen Gebühren übertraf 
die vom Bund getragenen Betriebskosten der TVD um 1,2 
Millionen Franken. 

Die identitas AG konnte ihre Leistungen im Jahr 2015 in 
einem stabilen wirtschaftlichen und politischen Umfeld er-
bringen. Dem allgemeinen Preisdruck auf den Dienstleis-
tungen der identitas AG steht eine steigende Nachfrage 
gegenüber, was zum stabilen Umsatz führte. 

In Anbetracht der Lebenszyklusphase der IT-Infrastruktur 
(v.a. Software) wurde 2015 relativ wenig in die Applikatio-
nen investiert. Die nächsten grösseren Investitionen sind 
ab 2017 geplant. 

Mit den treuhänderischen Abrechnungen wurden den am 
Tierverkehr teilnehmenden Personen im Geschäftsjahr 
2015 48,4 Millionen Franken Entsorgungsbeiträge (2014: 
48,7 Mio.) gutgeschrieben sowie 2,9 Millionen für 
Schlachtabgaben (2014: 2,9 Mio.) und 9,8 Millionen Ge-
bühren aus dem Tierverkehr (2014: 10,0 Mio.) belastet. In 
der Bilanz der identitas AG werden per 31.12.2015 treu-
händerische Mittel in der Liquidität (0,1 Mio.), in den For-
derungen aus Lieferung und Leistung (7,5 Mio.), in den 
Verbindlichkeiten aus Lieferung und Leistung (7000 Fran-
ken) und in den übrigen kurzfristigen Verbindlichkeiten 
(7,7 Mio.) ausgewiesen. 
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3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der identitas AG ver-
fügen über privatrechtliche Arbeitsverträge. Die interne 
Personalvorsorgekommission der identitas AG besteht 
aus je zwei Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern. 

Im Zuge der steigenden Zahl der betreuten Applikationen, 
der Vernetzung aller Systeme und des komplexeren tech-
nischen Umfelds wachsen die Anforderungen an die Mit-
arbeitenden. Durch geeignete Arbeitsorganisation, Unter-
stützung mit moderner Informationstechnologie (IT) und 
solider Planung kann eine gute Qualität bei der Arbeitser-
bringung und bei den Arbeitsergebnissen sichergestellt 
werden. Die identitas AG ist nach ISO 27001 (Informati-
onssicherheit), ISO 20000 (Prozessmanagement) und 
EN 15838 (Kundensupport) zertifiziert. 

Alle an der Softwareentwicklung beteiligten Teams wur-
den im Berichtsjahr in einer Einheit zusammengefasst. 
Diese organisiert sich weitgehend selbst bei der Leis-
tungserbringung. Diese Organisationsform fördert auch 
die Integration externer Softwareentwickler. 

Die Rekrutierung von fachlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern im IT-Bereich ist sehr schwierig. Im Berichtsjahr 
wurde die Zusammenarbeit mit dem rumänischen Stand-
ort einer Schweizer Unternehmung konkretisiert. Ein zu-
sätzliches Team zur Softwareentwicklung wurde in 
Cluj/Rumänien aufgebaut. Der Anstieg des Personalbe-
stands um 7,7 FTE ist insbesondere auf dieses Projekt 
zurückzuführen. 

Kundenorientierung war der Grund für die organisatori-
schen Anpassungen der Unternehmung. Neben der Bil-
dung eines Verkaufsteams wurde das bestehende Pro-
duktteam stärker auf die Kunden fokussiert. 

Ende Dezember 2015 waren 32 Frauen und 46 Männer 
angestellt. Die identitas AG bildet 3 Informatiker EFZ mit 
generalistischer Ausbildung aus und bietet ihnen eine 
zeitgemässe Berufsausbildung. Zehn Mitarbeitende bil-
den sich berufsbegleitend weiter. Mit einem internen Ta-
lentförderprogramm bietet die identitas AG einem ausge-
wählten Kreis von Mitarbeitenden Instrumente zur Lauf-
bahnplanung an. 

4. Kooperationen und Beteiligungen 

Die identitas AG verfügt seit dem 1.11.2015 über eine fi-
nanzielle Beteiligung im Umfang von 1,1 Millionen Fran-
ken an der einfachen Gesellschaft Barto. 

Die identitas AG hat die Zusammenarbeit mit Agridea in-
tensiviert. Dazu wurde per 1.11.2015 die einfache Gesell-
schaft Barto gegründet mit dem Zweck des Aufbaus und 
der Vermarktung eines gemeinsamen Produkts (ebenfalls 
Barto genannt) für Betriebe in der Landwirtschaft. Die Da-
tenerfassung, -auswertung und -weitergabe soll administ-
rativ vereinfacht, die Bauernfamilien entlastet und die Do-
kumentation der Produkte gesteigert werden. 

B. Bericht der Revisionsstelle 

Nach Beurteilung der Revisionsstelle entspricht die Jah-
resrechnung für das am 31.12.2015 abgeschlossene Ge-
schäftsjahr dem Schweizerischen Gesetz und den Statu-
ten. 

C. Anträge an die Aktionärsversammlung 

Der Verwaltungsrat der identitas AG hat der Aktionärsver-
sammlung vom 19.5.2016 folgende Anträge gestellt: 

 Genehmigung von Geschäftsbericht und Jahresrech-
nung 2015 

 Verwendung des Bilanzgewinns 2015: 
Dividende 31 000 CHF 
Vortrag auf die neue Rechnung 2 411 770 CHF 

 Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats 

 Ersatzwahl im Verwaltungsrat für den zurücktretenden 
Vizepräsidenten Josef Dähler. Vorgeschlagen wird 
Herr Philipp Allemann, Mitglied der Geschäftsleitung 
Bell Schweiz AG. 

 Statutenänderung: Streichung im Artikel 23 des Pas-
sus „Als Verwaltungsräte sind nur Personen wählbar, 
die eine aktive Tätigkeit in einem Aktionärsbetrieb aus-
üben. Bei der Zusammensetzung des Verwaltungsrats 
ist auf eine angemessene Vertretung der Aktionäre zu 
achten.“ 

D. Beschlüsse des Bundesrates 

Der Bundesrat hat das WBF am 13.4.2016 ermächtigt, 
den Anträgen des Verwaltungsrats an die Aktionärsver-
sammlung der identitas AG vom 19.5.2016 zuzustimmen. 
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Eidgenössisches Nuklear- 
sicherheitsinspektorat ENSI 

Internet: www.ensi.ch 
Sitz: Brugg 
Rechtsform: Anstalt des Bundes

 

ENSI-Rat: Anne Eckhardt (Präsidentin), Jürg Schmid     
(Vizepräsident), Werner Bühlmann, Jacques Giovanola, 
Oskar Grözinger, Hans-Jürgen Pfeiffer, Karine Rausis (†) 
Direktor: Hans Wanner  

Externe Revisionsstelle: KPMG, Zürich 

 

 

 

A.  Zielerreichung 2015* 

1. Strategische Schwerpunkte 

Seit dem Entscheid zum Ausstieg aus der Nutzung der 
Kernenergie hat sich der strategische Schwerpunkt des 
ENSI verschoben. Nicht mehr die sicherheitstechnische 
Beurteilung von Gesuchen um Bewilligung neuer Kern-
kraftwerke (KKW) steht nun im Vordergrund, sondern die 
Gewährleistung eines sicheren Langzeitbetriebs der be-
stehenden KKW einerseits und die Vorbereitung von de-
ren Stilllegung und Rückbau anderseits. Unverändert 
wichtig bleibt die sichere Entsorgung der radioaktiven Ab-
fälle. Auch nach der definitiven Ausserbetriebnahme der 
Schweizer KKW wird nukleartechnisches Know-how auf 

Würdigung der Ergebnisse 2015 in Kürze 

Das ENSI ist verantwortlich für die Aufsicht über die 
Sicherheit der Kernanlagen in der Schweiz. Es erfüllt 
diese Aufgabe selbständig und unabhängig. Entspre-
chend legt nicht der Bundesrat, sondern der ENSI-
Rat als internes Aufsichts- und Strategieorgan die 
strategischen Ziele für das ENSI fest, und es ist auch 
am ENSI-Rat, die Erreichung der strategischen Ziele 
zu beurteilen. Dies erfolgt jährlich im Rahmen des Tä-
tigkeits- und Geschäftsberichtes des ENSI-Rates.  

Im Tätigkeits- und Geschäftsbericht 2015 hält der 
ENSI-Rat fest, dass im vergangenen Jahr die nukle-
are Sicherheit der Schweizer Kernanlagen jederzeit 
gewährleistet war. Es waren keine sicherheitstech-
nisch schwerwiegenden Vorkommnisse zu verzeich-
nen. Eine vom ENSI während der jährlichen Revision 
veranlasste materialtechnische Überprüfung des Re-
aktordruckbehälters des Kernkraftwerks Beznau I 
ergab bewertungspflichtige Anzeigen, die ohne eine 
vertiefte Abklärung einen Weiterbetrieb nicht erlaub-
ten. Die sicherheitstechnische Tragweite dieser Be-
funde kann noch nicht eingeschätzt werden. 

Nach der Beurteilung des ENSI-Rates hat das ENSI 
im Jahr 2015 in allen Bereichen seiner Tätigkeit (Be-
triebsüberwachung, Strahlenschutz, Notfallorganisa-
tion, Stilllegung des KKW Mühleberg, Sachplan Geo-
logische Tiefenlager, Aktionsplan Fukushima, For-
schung, internationale Tätigkeiten, Information der 
Öffentlichkeit) die gesetzten Ziele erreicht.  

Das ENSI erzielte ein positives Betriebsergebnis und 
verfügte über ausreichende finanzielle Reserven. Es 
erbrachte seine Leistungen auf wirtschaftliche Weise. 

Der Bundesrat ist, gestützt auf den Tätigkeits- und 
Geschäftsbericht des ENSI-Rates und auf die unab-
hängige Expertenmeinung der Kommission für Nuk-
leare Sicherheit (KNS), zum Schluss gelangt, dass 
das ENSI im Jahr 2015 seinem gesetzlichen Auftrag 
in korrekter und wirksamer Weise nachgekommen ist.  

Der Bundesrat hat den Tätigkeits- und Geschäftsbe-
richt genehmigt und dem ENSI-Rat Entlastung erteilt.  

Kennzahlen 2015 2014 

Finanzen und Personal 

Umsatz (Mio. CHF) 61,3 59,4 

Reingewinn / -verlust (Mio. CHF) 1) 8,4 -14,6 

Bilanzsumme (Mio. CHF) 33,6 31,0 

Eigenkapitalquote in % 1) 10,1 -16,1 

Personalbestand (Vollzeitstellen) 139 138 

Anstaltsspezifische Kennzahlen 

Inspektionen in Kernanlagen 527 464 

Radioaktivitätsmessungen 187 210 

Wissenschaftliche Publikationen 23 24 

Kostendeckungsgrad in % 105,1 105,1 

Gemeinkostenanteil in %2) 23,8 23,8 

Bundesbeitrag und Gebühreneinnahmen 

Bundesbeitrag (Mio. CHF) 2,8 2,8 

Gebühren (Mio. CHF) 58,4 56,6 

1) Gemäss dem Rechnungslegungsstandard IFRS weist das ENSI die Vorsor-

geverpflichtungen vollständig in der Ergebnisrechnung und in der Bilanz 

aus. Diese Verpflichtungen basieren auf versicherungsmathematischen Pa-

rametern, die volatil auf Veränderungen der monetären Bedingungen rea-

gieren. Unter Ausklammerung dieser Effekte weist das ENSI ein positives 

Betriebsergebnis von 3,4 Millionen (Vorjahr: 2,7 Mio.) und ein Eigenkapital 

von 24,9 Millionen (Vorjahr: 21,5 Mio.) aus. Das entspricht einer Eigenka-

pital-Quote von 74,1 Prozent (Vorjahr: 73,5%) (s. Ziff. A2). 

2) Anteil der Kosten für Verwaltung und zentrale Dienste am gesamten Be-

triebsaufwand. 
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Jahrzehnte hinaus gefragt sein, sowohl auf Seiten der 
KKW-Betreiber als auch auf Seiten der Aufsichtsbehörde. 
Da aber die Kernenergie von Vielen als «aussterbende» 
Branche wahrgenommen wird, stellt die Rekrutierung von 
jungen Fachkräften eine Herausforderung dar. Die Ent-
wicklung einer Strategie zum langfristigen Kompetenzer-
halt wird vom ENSI daher als vordringlich angesehen.  

Im Berichtsjahr wurde der Betrieb der fünf Schweizer 
KKW mit rund 500 Inspektionen überwacht. Es wurden 38 
meldepflichtige Vorkommnisse registriert, von denen kei-
nes als sicherheitstechnisch schwerwiegend eingestuft 
wurde. Bei der Analyse der Vorkommnisse zeigte sich er-
neut, dass menschliche und organisatorische Faktoren für 
die nukleare Sicherheit eine massgebliche Rolle spielen. 
Das ENSI wird diesem Aspekt über längere Zeit hinweg 
besondere Aufmerksamkeit widmen, umso mehr, als sich 
die schwierige wirtschaftliche Situation der Energieunter-
nehmen ungünstig auf die Sicherheitskultur in den KKW 
und auf die Bereitschaft, sicherheitsrelevante Nachrüstun-
gen vorzunehmen, auswirken könnte.  

Nachdem das ENSI als Reaktion auf materialtechnische 
Befunde in zwei belgischen KKW angeordnet hatte, alle 
geschmiedeten Reaktordruckbehälter der schweizeri-
schen KKW während der Jahresrevision mittels Ultra-
schall zu überprüfen, wurden im Reaktor 1 des KKW Bez-
nau bewertungspflichtige Anzeigen registriert, die ohne 
weitere Abklärungen keinen Weiterbetrieb zuliessen. Die 
Betreiberin leitete umgehend vertiefte Untersuchungen 
ein, die über das Berichtsjahr hinaus andauerten.  

Mit seinem Messnetz zur automatischen Überwachung 
der Radioaktivität in der Umgebung der KKW kontrollierte 
das ENSI rund um die Uhr die zusätzliche Strahlungsdo-
sis für die örtliche Bevölkerung. Mit 0,1% der mittleren 
jährlichen Strahlungsdosis der Schweizer Bevölkerung 
war diese sehr gering. Erhöhte Strahlenwerte wären vom 
ENSI sofort registriert worden.  

Im Berichtsjahr erliess das ENSI eine Verfügung, mit der 
die konkreten Schritte für die vom Betreiber beschlossene 
Einstellung des Leistungsbetriebs des KKW Mühleberg 
festgelegt wurden. Das ENSI forderte vom Betreiber Kon-
zepte für den technischen Nachbetrieb, der so lange an-
dauern wird, bis alle Brennelemente aus dem KKW Müh-
leberg abtransportiert sind.  

Das ENSI prüfte die Vorschläge der Nagra für (mindes-
tens zwei) Standortgebiete von geologischen Tiefenla-
gern und stellte fest, dass die Datengrundlage für einen 
Indikator zur Bewertung der Standortgebiete nicht voll-
ständig und belastbar war. Das ENSI stellte eine entspre-
chende Nachforderung an die Nagra. 

Vier Jahre nach dem Reaktorunfall in Fukushima hat das 
ENSI fast alle gewonnenen Erkenntnisse in Massnahmen 

1  International Financial Reporting Standards for Small and Me-
dium-sized Entities (IFRS for SME) 

umgesetzt. Im Berichtsjahr befasste sich das ENSI als 
letzte Elemente des Aktionsplans Fukushima mit den The-
men Sicherheitskultur und nicht-nuklearen Gefahrstoffen.  

Im Rahmen seiner internationalen Tätigkeit und mit sei-
nen eigenen Forschungsaktivitäten verfolgte das ENSI 
den Stand von Wissenschaft und Technik aufs Engste 
und trieb diesen teilweise selber voran, insbesondere im 
Hinblick auf neue Bedrohungen (z.B. Cyberrisiken) bzw. 
Herausforderungen (z.B. Langzeitbetrieb von KKW). Sei-
nem gesetzlichen Informationsauftrag ist das ENSI mit ei-
ner umfassenden und transparenten Dokumentation sei-
ner Tätigkeit auf den Online-Kanälen nachgekommen. 

Der ENSI-Rat legte die strategischen Ziele für das ENSI 
2016-2019 in Form eines Leistungsauftrags fest.  

2. Finanzielle Ziele 

Das ENSI finanziert sich primär über Gebühren, die bei 
den Betreibern der Kernanlagen erhoben werden. Dar-
über hinaus erhält das ENSI Abgeltungen des Bundes für 
Leistungen, die nicht direkt im Zusammenhang mit der 
Aufsichtstätigkeit stehen (z.B. Forschung, Information der 
Öffentlichkeit, Mitwirkung an Gesetzen und Verordnun-
gen, Bearbeitung von parlamentarischen Vorstössen 
usw.). Diese machten im Berichtsjahr 4,6 Prozent des Be-
triebsertrages (Vorjahr: 4,7%) aus. Die Forschungsbei-
träge des Bundes (2 Millionen Franken) tragen zur unab-
hängigen und glaubwürdigen Aufsicht des ENSI bei. 

Die Leistungen des ENSI sollen auf wirtschaftliche Weise 
erbracht werden. Gemäss der Beurteilung des ENSI-Ra-
tes ist das der Fall. Der verrechnete Stundensatz der 
ENSI-Mitarbeitenden betrug im Mittel 133,25 Franken. 
Der Kostendeckungsgrad übertraf die Zielvorgabe von 
105 Prozent um 0,9 Prozentpunkte. Der Anteil der Ge-
meinkosten (Administration, Support etc.) am gesamten 
Betriebsaufwand lag mit 21,2 Prozent unter der vom 
ENSI-Rat gesetzten Limite von 25 Prozent.  

Die Jahresrechnung 2015 des nach IFRS1 berichtenden 
ENSI schloss – bei einem um 3,2 Prozent höheren Um-
satz von 61,3 Millionen Franken – mit einem Gewinn von 
8,4 Millionen (Vorjahr: -14,6 Mio.). Die starke Schwan-
kung des Ergebnisses von Jahr zu Jahr ist auf die Tatsa-
che zurückzuführen, dass gemäss IFRS die Vorsorgever-
pflichtungen vollständig in die Gesamtergebnisrechnung 
und Bilanz eingehen (d.h. auf Seiten des Arbeitgebers 
ausgewiesen werden). Die Vorsorgeverpflichtungen wer-
den auf der Grundlage von versicherungsmathemati-
schen Parametern berechnet und reagieren stark auf Ver-
änderungen des Zinssatzes. Ohne diesen Effekt weist die 
Jahresrechnung 2015 des ENSI einen Gewinn von 3,4 
Millionen Franken (Vorjahr: 2,7 Mio.) und ein Eigenkapital 
von 24,9 Millionen Franken (Vorjahr: 21,5 Mio.) aus. Das 
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ENSI verfügt somit über die zur Aufgabenerfüllung not-
wendigen und gesetzlich vorgeschriebenen finanziellen 
Reserven. 

3. Personal- und vorsorgepolitische Ziele 

Das ENSI verfügt auch über die zur Erfüllung seiner Auf-
gaben erforderlichen personellen Ressourcen. Im Be-
richtsjahr nahm der Personalbestand um 1 auf 139 Voll-
zeitstellen zu. Ein gutes Drittel der Beschäftigten stammt 
aus dem Ausland. Die Anstellungsbedingungen des ENSI 
sind fortschrittlich und wettbewerbsfähig.  

4. Kooperationen und Beteiligungen 

Als unabhängige Anstalt steht das ENSI in keinem Bin-
dungsverhältnis zu anderen Organisationen oder Körper-
schaften. Es pflegt aber einen intensiven Wissens- und 
Erfahrungsaustausch mit anderen Akteuren auf dem Ge-
biet der nuklearen Sicherheit, sowohl im Inland (z.B. Paul-
Scherrer-Institut, Kommission für Nukleare Sicherheit, 
Universitäten) als auch im Ausland (andere Aufsichtsbe-
hörden, IAEA, CNS, Nuklearenergieagentur der OECD, 
WENRA, Expertengruppe Reaktorsicherheit u.v.a.).  

B. Bericht der Revisionsstelle  

Nach der Beurteilung der Revisionsstelle (KPMG AG) ver-
mittelt die Jahresrechnung 2015 des ENSI ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage und steht in Übereinstim-
mung mit den Rechnungslegungsvorschriften und mit 
dem Bundesgesetz über das Eidgenössische Nuklearsi-
cherheitsinspektorat (ENSIG, SR 732.2). Die Revisions-
stelle hat dem Bundesrat die Genehmigung der Jahres-
rechnung empfohlen. 

C. Stellungnahme der Kommission für  

Nukleare Sicherheit KNS  

Im Auftrag des UVEK hat die Eidgenössische Kommission 
für Nukleare Sicherheit (KNS) zum Tätigkeits- und Ge-
schäftsbericht des ENSI-Rates 2015 sowie zu den Ergeb-
nissen der externen Audits des ENSI im Jahr 2015 Stel-
lung genommen. Nach Auffassung der KNS hat der ENSI-
Rat seine gesetzliche Aufsichtspflicht gegenüber dem 
ENSI wahrgenommen. Die KNS hat dem Bundesrat die 
Genehmigung des Tätigkeits- und Geschäftsberichts und 
die Entlastung des ENSI-Rates empfohlen. 

D.  Beschlüsse des Bundesrates 

Gestützt auf den Tätigkeits- und Geschäftsbericht des 
ENSI-Rates, den Bericht der Revisionsstelle sowie die 
Stellungnahme der KNS ist der Bundesrat zum Schluss 
gekommen, dass das ENSI im Jahr 2015 seine Aufgaben 
in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Anforderungen 
erfüllt hat.  

Der Bundesrat hat am 22. Juni 2016 den Tätigkeits- und 
Geschäftsbericht des ENSI-Rates genehmigt und dem 
ENSI-Rat für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung erteilt.  
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